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1.  Einleiftuifl 


IHe  stetig  waohaende  Bedemtmig,  welche  die  Lebensvexsielie- 
ning  wilirend  der  letzten  Jahrzehnte  auch  in  Deutschland  ge- 
wonnen hat,  läßt  das  Bedürfnis  immer  dringender  erscheinen, 
weitere  Volkskreise  mit  den  technischen  Grundlagen,  auf  denen 
der  Betrieb  dieses  volkswirtschaftlich  so  außerordentlich  wichtigen 
VersicJierungßzweiges  beruht,  vertraut  zu  machen.  Ist  es  doch 
eine  jedem  Fachmanne  längst  bekannte  Tatsache,  daß  selbst  in 
den  gebüdesten  Bevölkemagsschichten  über  das  Wesen  und  die 
VoraiMetziiiigeii  des  Lebensversidieningsbetriebes  die  nnMmten 
und  sonderbarsten  VorsteUimgen  herrschend  sind.  Auf  dem  Gebiete 
der  Sadiversichening,  zu  der  in  erster  Linie  die  dem  Volke  im  all- 
gemeinen am  meisten  vertraute  Feuerversicherung  gehört,  ist  dies 
bei  weitem  nicht  im  gleichen  Umfange  der  Fall.  Zum  Teil  hängt 
diese  auffallende  Erscheinung  zweifellos  mit  dem  Umstände  zu- 
sammen, daß  die  Feuerversicherung  sich  bereits  einer  alten  Ge- 
schichte erfreut,  während  die  Lebensversicherung  sich  eigentUeli 
erst  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre  zu  ihrer  jetzigen  Blüte  enV 
wickeln  konnte.  Nicht  zum  geringsten  Teüe  sind  es  aber  die 
schwierigeren  mid  vmriekelter^  Voratellimgen,  mit  denen  die 
Technik  drar  Lebensversicherang  im  Gegensätze  zu  der  einfacher 
gestalteten  Technik  der  Elementarversicherung  zu  arbeiten  hat, 
welche  dem  größeren  Publikum  die  Erlangung  eingehenderer 
Kenntnisse  auf  diesem  Gebiete  erschweren. 

•  Muß  es  nun  selbstverständlich  als  ein  in  jeder  Hinsicht  uner- 
wünschter Zustand  bezeichnet  werd^,  daß  tatsächlich  weite  Kieise 
des  deutschen  Volkes,  welche  im  wohlversiaiideiiflii  literesse  ihreir 
Familien  veranlaßt  amd,  von  den  Wohltaten  der  Lebensversiche- 
rung Gebrauch  m  madien,  sich  über  die  Tragweite  der  abzu- 
■ehUeßenden  Verträge  keinen  völlig  klaren  Begriff  zu  machen 
vermögen,  so  ist  es  um  so  mehr  zu  bedauern,  wenn  die  berufs- 
mäßigen Vertreter  der  Versicherungsgesellschaften  nicht  immer 
in  der  Lage  sind,  vorhandene  Vorurteile  auf  Grund  eigener  ge- 


diegener  Kenntnisse  von  dem  Wesen  der  Lebeodmraiclieiniikgs- 
technik  zu  bek&mpfen.  Dem  Verliiser  ist  niut  sehr  wolil  be- 
Icaimt,  daß  die  guten  dentidieD  Lebeiisvenisluttimgsuk^  ketne 
Mittel  na^ersidit  lassen»  um  iliren  Yertretem  den  dornenvollen 
B«P»I  des  Veincliernngsagenten  dnrdi  Gewährung  von  Gelegen- 
heit mr  Vertiefung  ihrer  technischen  Kenntnisse  nach  MögHch- 
keit  TO  erleichtem ;  denn  es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  daß 
nur  derjenige  Agent  alle  aus  den  Kreisen  der  Versicherten  ihm  be- 
kannt werdenden  unberechtigten  Angriffe  in  geeigneter  Weise  ab- 
zruwehren  in  der  Lage  ist,  welcher  selbst  lüier  das  erforderliche 
Maß  von  Tersichemngstechnisohen  Kenntnissen  wfflgt 

Ein  in  gemeinTentindMeher  lonn  m  haltender  Leitfaden  der 
Lebentversidieniagstechnik  ist  daher  nur  dann  geeignet,  in 
gleichem  Maße  dem  Interesse  der  Versicherungsgesellschaften  wie 
demjenigen  des  großen  Publikums  zu  dienen,  wenn  er  den  doppelten 
Zweck  erfüllt :  Die  Versicherten  von  der  Erhebung  unberechtigter, 
mit  dem  innersten  Wesen  der  Lebensversicherung  im  Wider- 
spruche stehender  Ansprüche  abzuhalten  und  den  Agenten  das- 
jenige Maß  positiven  Wiraens  m  ^ennitteln»  durch  das  sie  in 
die  Lage  versetzt  wmsdm,  aidi  selbst  nnd  das  beteiligte  Publikum 
w  Mißverstindnissen  und  Tinsohungen  zu  bewahren. 

Die  Darstellung  eines  so  vielseitigen  und  verwickelten  Stoffes 
muß  sich  nun,  wenn  sie  die  ihr  hiernach  gestellte  Aufgabe  erfüllen 
will,  naturgemÜ  auf  das  grundsätzlich  Wichtige,  das  eigentlich 
.Wesentliche  beschränken  und  alles  überflüssige  und  den  Laien  nur 
verwirrende  Beiwerk  vermeiden.  Sie  muß  aber  femer  auf  alle 
Hilfsmittel  verzichten,  deren  Gebrauch  nur  denjenigen  völlig 
vertraut  ist,  die  durch  ihr  Spezialstudium  an  die  Verwendung 
solcher  Hilfsmittel  gewöhnt  sind.  Es  muß  daher  in  einer  gemdn- 
irenttodlioben  Bamtellung  unter  allen  ümstinden  namentlich 
vm  der  Anwendung  mathematischer  Formeln  auch  dann  völlig 
a%e8ehen  werden,  wenn  üe  Formelsprache  dem  Eingeweihten  als 
der  kürzeste  und  treffendste  Ausdruck  eines  komplizierten  Ge- 
dankens erscheint.  Als  Ersatz  für  die  mathematische  Formel"« 
spräche  sind  daher  in  vielen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Klarstellung 
rechnerischer  Vorgänge  handelt,  Zahlenbeispiele  nicht  i»««»  m 
entbehren.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  dem  nielit  m^iKfmttiSfh  ge- 
nügend gesdiulten  Laien  in  der  Begel  ein  ™»***ni»iflhfiB  Zahlen- 
beispiel den  allgemein«!  Gedanken  verstindlidier  macht  als  eine 
noch  so  einfache  FinmeL  Daher  kommt  es,  daß  trotz  der  vielen, 
zum  Teil  anßerordenüieh  gediegenen  und  wertvollen  Lehrbücher 
der    Lebensversicherungstechnik   die  im  allseitigen  Interesse 


wnmsdhenswerte  Populansiemng  dieser  widlitigen  Disziplin  bis- 
her in  Deutschland  nur  recht  langsame  Fortsdiritte  gemacht  hal 
In  einem  besonderen  E^apitel  ist  die  Gewinnbeteiligung  der 

Versicherten  kurz  erörtert  worden.  Der  Verfasser  glaubte  ein 
Eingehen  auf  das  hierbei  in  Betracht  kommende  Sondergebiet  der 
Lebensversicherungstechnik  nicht  ganz  imterlassen  zu  sollen,  da 
gerade  auch  auf  diesem  Gebiete  im  großen  Publikum  vielfach 
recht  irrige  Vorstellungen  herrschen. 

Den  Schluß  der  Arbeit  bildet  eine  kurze  Darstellung  des 
Wesens  und  der  technischen  Eigentümlichkeiten  der  sogenannten 
Volks  Versicherung. 


IL  Die  Berechnung  der  Primie. 

1.  Wenn  jemand  sein  Leben  versichern  will,  so  schließt  er  mit 
einer  VendcherungsgeseUschaft  einen  Vertrag  ab.  In  diesem  Ver- 
trag sind  die  Simimen  festgesetzt,  welche  die  Gesellschaft  im  Falle 
des  Todes  des  Versicherten  oder  in  einem  anderen,  von  demLeben  oder 
Sterben  der  versicherten  Person  abhängigen  Falle  zu  zahlen  hat; 
daneben  muß  der  Vertrag  aber  auch  diejenigen  einmaligen  oder 
regelmäßig  wiederkehrenden  Leistimgen  bezeichnen,  zu  denen  sich 
der  Versicherte  verpflichtet  hat,  um  den  Anspruch  auf  die 
Zahlungen  der  Gesellschaft  zu  erwerben.  Das  Eechtsverhiltnis 
zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Versicherten  ist  im  übrigen 
durch  die  sogenannten  allgemdnen  Vexsiidierungsbedingnngen  ge- 
regelt, deien  Wortlaiit  dem  Versi«diert«a  vw  Absdiluß  des  Ver- 
trages gem&ß  §  10  des  Versidiemngsaufsichtsgesetzes  vom 
12.  Mai  1901  bekannt  gegeben  sein  muß.  Diese  Bedingungen  ent- 
halten genaue  Vorschriften  über  die  Verpflichtung  des  Ver- 
sicherten zur  pünktlichen  Zahlimg  der  Prämie,  über  die  Folgen 
des  Unterlassens  der  Prämienzahlung,  über  das  Verhalten  bei  Er- 
hebung eines  Anspruchs  aus  der  Versicherung  sowie  über  die  Be- 
teiligung des  Versicherte  am  Gesoh&f t^gewinne  der  Gesellsdiiaft 
Die  allgemdnen  Vendeherungsbedingungeii  sind  in  der  Begel  auf 
dem  Vertoagsdokumente  C^^olioe''  genannt)  abgedruckt  IMe 
Leistung  der  Versicherungsgesellschaft  kann  in  Zahlung  eines 
festen  Kapitals  (Versicherungssumme)  oder  einer  fortlaufenden, 
an  gewissen  Terminen  zahlbaren  „Kente"  bestehen. 

Das  Versicherungsverhältnis  zwischen  dem  Versidierten  und 
der  Gesellschaft  beruht  auf  dem  Grundsatze  von  der  Gleichheit 


der  Leistungea  und  Gegenleistungen.  Aufgabe  der  Versichenmgs^ 
tecbnik  ist  es,  mit  Hilfe  bestimmter  ,36<^imgsgnmdlag6ii"  dms 
Verliilüiis  zwischen  Primienxaliluiigen  und  Versiclienmgsleistim- 
fon  mlitig  m  bemessen. 

2.  Die  erste  Bechnimgsgrundlage,  deren  Wahl  das  oben  er- 
wilinte  Verhältnis  wesentlich  beeinflußt,  ist  der  rechnungsmäßige 
Zinsfuß.  Es  ist  klar,  daß  die  Leistungen,  welche  eine  Lebens- 
yersicheningsanstalt  ihren  Versicherten  für  den  Eintritt  gewisser, 
in  der  Zukunft  liegender  Fälle  garantieren  kann,  in  außerordent- 
lich hohem  Maße  davon  abh&ngen  müssen,  zu  welchem  Zinsfüße  die 
Gesellschaft  die  aus  den  Ter^nnahmten  Vai^^^tii " g^^yl^i^fi^ ffn  an- 
gesammelten Eonds  anzulegen  in  der  Lage  ist. 

Um  den  l^uß  des  Zinsfußes  auf  die  Hdhe  der  Prämie  besser 
beurteilen  m  kdnnen,  wollen  wir  der  Einfachheit  wegen  zunächst 
«nn^imen,  jemand  habe  mit  einer  Gesellschaft  einen  Vertrag  ab- 
gesdllossen,  nach  welchem  die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  nach 
Ablauf  einer  genau  bestimmten  Anzahl  von  Jahren  ein  Kapital 
(von  1000  M.)  auszuzahlen,  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  die  ab- 
schließende oder  irgend  eine  dritte  Person  an  dem  für  die  Aus- 
zahlung festgesetztem  Termine  noch  hbi  oder  niehl  Die  Gegen- 
leistong  soll  im  einer  einmaligen  oder  In  einer  jährlieh  wieder- 
kehrenden Prämienzahlung  bestehen.  Ein  sokher  Vertrag  kann 
natürlich  noch  nicht  als  eine  Lebensversicherung  bezeichnet 
werden;  es  kann  sogar  zweifelhaft  sein,  ob  er  überhaupt  als  eine 
Versidberung  anzusehen  ist.  Dem  üblichen  Sprachgebrauche  ent- 
sprechend, soll  im  folgenden  der  Vertrag  j^och  kurz  als  eine 
„Spar  Versicherung"  bezeichnet  werden. 

Wir  wollen  nun  die  folgende  Frage  beantworten :  iWie  wird  die 
einmalige  und  die  jährliche  Prämie  für  eine  Sparversicherong  über 
1000  M.  berechnet? 

Zur  Beantwortung  dieser  Präge  soll  der  Gang  der  Bechnung 
an  ^iinem  Betspiele  ^twiekelt  werden,  dem  die  Annahme  eines  Zins- 
fußes von  di^9f9  und  einer  Versicherungsdauer  von  10  Jahren 
zugrunde  gelegt  werden  soll.  Es  handelt  sich  um  die  Lösung  einer 
sehr  einfachen  Aufgabe  der  sogenannten  Zinseszinsrechnung: 

Wenn  ich  am  Anfang  eines  Jahres  den  Betrag  von  1  M.  verzins- 
lich anlege,  so  vermehrt  sich  dieser  Betrag  bis  zum  Schlüsse  des 
1.  Jahres  um  0,036  M.  für  Zinsen  auf  1,036  M.,  bis  zum  SoiüiiSM 
des  zweiten  Jahres  um  0,036  x  1,085  —  0,0862  M,  anf  M. 
kisw.  bis  zum  Sdausse  des  10.  Jahres  auf  1,4106  M.  usw. 

leh  kaim  äho  mm  einmalige  PMmie  von  1  M.  eine  nach 
10  Jahren  fällige  Vendeherongssumme  von  1,4106  M.  versichern. 


Hieraitt  folgt  unmittelbar,  daß  für  die  Veisieherung  eines  Kapitals 

von  1000  M.  eine  einmalige  Prämie  in  Höhe  von  =  708,92  IL 

erforderlich  ist. 

Wenn  die  einmalige  Prämie  durch  10  am  Anfange  jedes  Jahres 
fällige  jährliche  Prämienzahlungen  efsetzt  wecdan  soll,  so  ist  zu 
erwägen,  daB  dk  1.  Jahresprände  von  1  M.  im  Lai^e  der  nächsten 
10  Jahre  (bis  zum  FäUigwerden  der  Versichemngssumme)  durch 

die  Zinseszinsen  auf  1,4106  anwächst,  während  die  2.  Jahres- 
prämie nur  9  Jahre,  die  3.  nur  8  Jahre,  die  4.  nur  7  Jahre 
u.  s.  f.,  die  10.  nur  1  Jahr  verzinsbar  angelegt  werden  und  sich 
daher  nur  auf  1,3629  M.,  1,3168  M.,  1,2723  M.  u.  s.  f.  bis  1,0350  M. 
vermehren.  Die  Summe  der  um  die  Zinsessinsen  bis  zum  Ablaufe 
der  zehnjährigen  Versicherungsperiode  vermehrten  Werte  aller 
10  Jahresprämien  muß  den  Wert  der  nadi  10  Jahren  zahlbaren 
Vmidiarungssiunme  ergeboi.  Für  eine  Jahresprämie  von  1  M. 
ergibt  diese  Bumme  den  Betrag  von  12,1420  M. ;  der  Versiche- 
rungssumme von  1000  M.  entspricht  daher  eine  jährliche  Prämie 

Unsere  Tabellen  I  und  II  geben  für  die  Zinsfüße  von  3  und 
31/2  °/o  die  Werte  der  um  die  Zinseszinsen  vermehrten  einmaligen 
und  jährlichen  Einlagen  von  je  1  M.  für  die  Perioden  von  1  bis  100 
Jahren.  Mit  Hilfe  dieser  Werte  sind  ferner  die  Tabellen  III  und 
IV  berechnet  worden,  aus  denen  die  Werte  der  einmaligen  und  jähr^ 
liehen  Prämie  für  dieselben  Zinsfüße,  dieselben  Pexioden  fmd  eine 
Versicherungssumme  von  1000  M.  entnommen  werden  Irinnen. 
Diese  Tabellen  lassen  deutlidi  den  Einfluß  des  Zinsfußes  auf  die 
Höhe  der  Prämie  für  eia.e  gewShnlidie  Sparversicherung  erkennen. 
Naturgemäß  müssen  die  Prämien  tun  so  höher  sein,  je  geringer  die 
rechnungsmäßige  Verzinsung  angenommen  wird;  der  Unterschied 
muß  für  längere  Perioden  größer  sein  als  für  kürzere  Perioden. 

Eine  Gesellschaft,  welche  derartige  Sparverträge  abschließt, 
muß  ihre  Geschäftsunkosten  aus  der  Differenz  zwischen  den  aus 
ihren  Kapitalanlagen  erzielten  ^«»^°^^>'i^'»hi^n  g^iiMieiinahmftu  und 
den  für  die  Ansammlung  der  VendehfirongssuBunen  «rf oideirlieheii 
rechnungsmäßigen  Zinsaiwgahen  bestraten,  lalllii  sie  es  nidit  vor- 
zieht» ihre  Prämien  mit  einem  besonderen  Aufschlage  für  Tei^ 
waltungskosten  zu  versehen;  das  letztere  ist  um  so  notwendiger, 
je  geringer  der  Unterschied  zwischen  dem  tatsächlichen  Zinsertrage 
und  dem  rechnungsmäßigen  Zinsfuße  ausfällt.  Das  Eisiko  der  Ge- 
sellschaft besteht  bei  solchen  Verträgen  ausschließlich  darin,  daß 
sie  verpflichtet  ist,  die  bedungenen  Summen  an  den  Wf»**™**»» 


n  auch  dann  zu  zahlen,  wenn  der  tatildiliche  Zinforirig 
1  der  Bmuer  der  Vertrige  eriieblich  gmnkttn  ist 

lieneran  YentiiidniMe  im  Folgendem  auig  An  dieser  Stelle 
iMMSÜ  der  Begriff  der  ,3ente'*  Erwihnung  finden.  Unter  einer 
Bente  versteht  man  die  Gesamtheit  einer  Reihe  regelmäßig  (all- 
jährlich) an  bestimmten  Terminen  wiederkehrender  Zahlungs- 
leistungen. Ist  die  Dauer  der  Rentenzahlung  ohne  Rücksicht  auf 
das  Leben  oder  Sterben  eines  Menschen  im  voraus  genau  bestimiaty 
so  bezeichnet  man  eine  solche  Beate  9xuk  als  „Zeitrente". 

Es  soU  jetit  gemgi  wmiuk,  wm  die  eiaaialige  PHaie  ftlr  ein« 
Zeitimte  lierecluiet  wird.  Biese  einmalige  Primie  ist  dasjenige 
Kapital,  welches  bei  Beginn  der  Rentenzahlungen  vorhanden  sein 
muß,  um  aus  ihm  und  den  erwachsenden  Zinsen  die  sämtlichen 
nach  und  nach  fällig  werdenden  Bentenzahlungen  bestreiten  zu 
können. 


Als  Beii^iel  sei  wieder  eine  Beriode  veii  10  Jaihren  n 
Snafufi  im  8^  fi  gewiMi;  der  am  Anlange  eines  jeden  Jalires 
(aehnaal)  liUig  weideiide  Bentenbetrag  sei  1  IL 

Die  einmalige  Prämie  hat  zu  decken: 

den  soibrl  fiOligen  1.  Bentenbetrag  wm  

dan  nsoh  1  Jalire  ffiUigen  S.  Benmdietii«  von  

den  aaeli  3  Jsliiiii  lil%oii  8,  Benleiibeln^ 


1  ü 

1>  m 


den  nacli  9  Jaliren  fSIligen  10.  Bentenbetrag  von 

Nadi  nnaever  Tabelle  III  eifoidMi  au: 
die  1.  ZsMung  eine  damalige  Prämie  von  .   .  . 

8 

»*'•»•        •         •  •  •    •  . 

•  H  • 

•  ^*  »  m  m  •  •  •  . 
*•     '  •          m            m              m                 m           «      •     •  • 

•  8.  «  «  «I  «•••• 

I»  n  w  •••• 

«I  10«  m  n  n  n  «... 


1,00000  M. 

0,96618  n 

0,93361  , 

0,90194  » 

0,87144  » 

0^84197  • 

031880  • 

0.78589  . 
0,75941 

0,73373  , 


Die  sämtlichen  10  Rentenzahlungen  erfordern  da- 
her eine  einmalige  Prämie  von  ....     8,60767  M. 

Bie  sn  den  ^eraAiedenen  Tenlnen  lalilbaren  Bsntanbateiga 

kinniii  natHidieh  andi  'versebieden  sein;  in  diesem  Falle  sind  bei 
der  Beredinnng  der  einmaligen  Primie  an  Stelle  der  gleichbleiben- 


den Beträge  von  je  1  M.  die  entsprechende  ▼erschiedenen  Beträge 
zu  seilen. 

Die  einmalige  Prämie  ffkr  eine  Bente  wird  auch  als  „Kapital- 
wert"  oder  „Jetztwert"  der  Bente  bezeichnet. 

Die  jährliche  Prämienzahlung  für  eine  Versicherungsleistung 
kann  als  eine  Rente  in  Höhe  der  jährlichen  Prämie  betrachtet 
•werden,  welche  an  die  Versicherungsgesellschaft  gezahlt  wird; 
der  Wert  der  Bente  muß  dann  gleich  der  einmaligen  Prämie  für  die 
Versicherungsleistung  sein.  Hieraus  ergibt  sich  die  Beziehimg: 
Die  einmalige  Prämie  für  eine  Versii^uBrongsleiBtang  ist  gleiäi 
dem  Produkte  sos  der  jährlichen  Prämie  nnd  dem  Kaj^talweirte 
einer  Bente  von  jährlich  1  M. 

8.  Die  eigentlichen  Lebensversicherungsverträge  unterscheiden 
sich  von  den  eben  besprochenen  Sparverträgen  in  der  Hauptsache 
dadurch,  daß  die  Termine,  zu  welchen  die  Gesellschaft  aus  den 
Verträgen  Zahlungen  zu  leisten  hat,  nicht  von  vornherein  genau 
feststehen.  Bei  der  gewöhnlichen  Todesfallversicherung  über- 
nimmt die  Gesellschaft  gegen  eine  einmalige  oder  jährliche  Prämie 
die  Verpiliehtung,  beim  Tode  des  Veiaidierten  eine  bestimmte 
Summe  an  aaMen.  Nun  gibt  es  aber  kein  Mittel,  fttr  eine  einiselne 
Person  die  zukünftige  Lebensdauer  audi  nur  annähernd  abzu- 
•rfkitzen.  Wäre  dies  der  Fall,  so  würde  man  einfach  die  Kapital- 
versicherung auf  den  Todesfall  wie  eine  Sparversicherung  be- 
handeln können,  aus  welcher  Zahlung  der  Versicherungssumme 
nach  Ablauf  der  angenommenen  zukünftigen  Lebensdauer  des  Ver- 
sicherten zu  erfolgen  hätte.  Nichtsdestowen^er  unterliegt  die 
Sterblichkeit  des  Menschen  aber  dennoch  einer  gewissen  Qesela- 
mäßigkeit»  wiloiie  durdi  zahlreicha  statiatiadM  Erfahrungen  nach- 
gewiesen wurde  und  um  so  mdbr  ins  Wli,  je  grftflar  die  An- 
zahl der  staüstiscli  beobachteten  Permmen  ist.  IHese  statistischen 
Beobachtungen  werden  nun  in  der  Weise  verarbeitet,  daß  die  Todes- 
fälle unter  einer  großen  Anzahl  von  Personen  beobachtet  und 
nach  (gewöhnlich  einjährigen)  Altersgruppen  geordnet  werden. 
Die  Resultate  solcher  Beobachtungen  werden  zur  Berechnung  von 
Tabellen  benutzt,  welche  angeben,  wie  viele  von  den  beobachteten 
Personen  des  gleichen  Anfangsalters  am  Anfange  jedes  folgenden 
Jahres  bis  zum  völligen  Ausstarben  der  Gruppe  noek  am  Leben 
gewesen  sind.  Soldie  Tabalon  weiden  Sterblichkeitstafeln  ge- 
nannl 

Es  gibt  nun  eine  B^ta  große  Anzahl  von  Sterblichkeitstafeln, 
deren  Zahlen  für  die  gleichen  Lebensalter  zum  Teil  sehr  erheblich 
voneinander  abweichen.  Diese  Abweichungen  rühren  dAher,  daß 
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äm  Iwniitzte  Beobachtungsmaterial  bei  den  verschiedenen  Tafeln 
sehr  verschieden  war.  So  zeigen  namentlich  die  Sterblichkeits- 
verhältnisse der  allgemeinen  Bevölkerung  der  verschiedenen  Länder 
l)cdeTitende  Unterschiede.  Besondere  SterblichkeitsvwIi&ltiuÜMe 
zeigen  ferner  die  aus  den  BviiOinuigeE  der  Lebeiuminielienmgs- 
gesellschaften  über  das  Absterben  der  firztlicb  nntenraditen  Ver- 
fiicherteii  abgeleiteten  Tafeln.  Zu  einer  weiteien  Mannigfaltigkeit 
der  Tafelwerte  gdaaft  man,  wenn  ma&  bei  der  Auswahl  der 
beobttditeten  Personen  auf  das  Geschlecht  oder  den  Beruf  Kücksicht 
nimmt. 

Für  die  Zwecke  der  privaten  Lebensversicherungsgesellschaften 
sind  natürlich  diejenigen  Tafeln  am  meisten  geeignet,  welche  ans 
den  eigenen  Erfahrungen  dieser  Gesellschaften  genommen  sind.  In 
Deutschland  gelangt  in  neuerer  Zeit  für  die  Todesf allversiehenug 
zwangsweise  die  ügenannte  deutsche  Sterbetafel»  wel^  ans  dem 
Beobaditnngsmateriale  vm  23  dentsdien  Gesellschaften  von  dem 
irerstorbenen  Versicberangsmatbematiker  Dr.  August  Zillmer  be- 
rechnet worden  ist,  «ir  Anwendung.  Unsere  Tabelle  V  gibt  einen 
Ah^ck  mm  Tafel.  Die  erste  Spalte  enthält  die  Anzahl  der 
Lebenden  für  die  Lebensalter  von  20—89,  während  Spalte  2  die 
Anzahl  der  im  Laufe  je  eines  Jahres  Gestorbenen  und  Spalte  3  das 
Verhältnis  dieser  Anzahl  zu  der  Anzahl  der  am  Anfange  desselben 
Jahres  Lebenden  angibt  Das  letztero  Verhältnis  wird  als  ein- 
jährige Sterbenswahrscheinliclikeit  bezeiehnei 

Die  Sterblichkeitstafeln  bilden  die  Gnmdlage  für  die  Berech- 
nung der  Prämien  für  den  Lebensversichcrungsvertrag.  Die  Be- 
autzbarkeit  solcher  Tafeln  für  den  gedachten  praktischen  Zweck 
beruht  auf  %sr  Erwägung,  daß  die  statistischen  Erfahrungen  uns 
die  Mittel  liefern  müssen,  das  Gleichgewicht  zwischen  Prämien- 
zahlungen und  Versicherungsleistungen,  das  für  die  einzelne  Ver- 
sicherung sich  naturgemäß  unmöglich  abschätzen  läßt,  für  eine 
größere  Gesamtheit  von  Versicherungen  mit  M>nsfc^5i^  8iehe^ 
heit  f  estzusteUiu.  Ist  es  ml^glich,  auf  diese  Weise  den  Oesamt- 
Bedarf  an  Prämien  für  eine  Gruppe  gleichaltriger  Personen  zu  er- 
mitteln, so  kann  die  Verteilung  des  Gesamtbedarfes  auf  die  ein- 
«eln^  beteiligten  Personen  einfach  nach  dem  Verhältnisse  ihrer 
Versicherungsansprüche  erfolgen.  Das  hierbei  zugrunde  gelegte 
Prinzip  der  gleichen  Verteilung  der  Lasten  bei  gleichen  Voraus- 
setzungen (hinsichtlich  des  Alters  und  der  Hohe  des  AnspriMhs) 
ist  das  eigentliche  Versicherungsprinzip,  das  unseren  Vertrag  von 
dem  gewöhnlichen  Sparvertrage  wesentlidi  untsondbeidei 

Auf  d«r  andmi  Seite  untersdieidet  sich  unser  Vertrag  aber 


nicht  minder  von  der  reinen  Versicherung  nach  Art  der  Schadens- 
oder Sachversicherung.  Während  in  der  Sachversidierung,  z.  6.  in 
der  Feuerversicherung,  die  Gefahr,  einen  Schaden  zu  erleiden,  im 
allgemeinen  für  die  ganze  Dauor  des  Venddierangsvqrtrags  als 
gleichbleibend  vorausgesetzt  werd^  kann,  Hegen  dk  Verhältnisse 
in  der  Lebensversicherung  doch  wesentlidi  anders.  Denn  die 
fahr  zu  sterben  ist  bekanntlich,  wie  ja  auch  der  Verlauf  jeder 
richtig  angelegten  Sterblichkeitstafel  zeigt,  im  allgemeinen  eine 
mit  dem  wachsenden  Lebensalter  steigende.  Wollte  ich  daher,  wie 
in  der  Sachversicherung,  den  Bedarf  an  Prämien  alljährlich  für 
eine  nach  der  Sterblichkeitstafel  allmählich  absterbende  Gruppe 
gleichaltriger  Personen  nach  den  voraussiohtlioJien  jährlidien  Aus- 
gaben der  Gesellschaft  für  Sterbefälle  bemessen,  so  würde  ich  von 
jedem  Versich^rtoi  d^  betreffenden  Gruppe  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
anwachsende  Prämie  erheben  müssen.  Für  diese  wachsende 
Prämienlast  gibt  es  natürlich  einen  nach  versicherungstechnischen 
Grundsätzen  zu  berechnenden  summarischen  Ausgleich  in  Form 
einer  einmaligen  Prämie;  wie  diese  einmalige  Prämie  sowie  die 
an  ihre  Stelle  tretende  gleichbleibende  Jahresprämie  ermittelt  wirdt 
soll  später  gezeigt  werden. 

Die  steigende  Jahresprämie,  welche  den  genaum  Ausgleich 
für  die  rechnungsmäßigen  Jahresausgaben  für  Sterbefälle  darstellt, 
wird  ,3i8ikoprämie"  genannt.  Für  die  gesamte  Gruppe  der  am 
Anfange  des  Jahres  lebenden  Versicherten  muß  die  für  den  Anfang 
des  Jahres  erforderliche  ßisikoprämie  zuzüglich  der  im  Laufe  des 
Jahres  erwachsenden  rechnungsmäßigen  Zinsen  genau  so  groß  sein 
wie  die  gesamte  Versicherungssumme,  welche  die  Gesellschalt  für 
alle  im  Laufe  des  Versicherungsjahres  Gestorbeniii  zu 
zahlen  hat. 

So  beträgt  z.B.  für  das  Alter  von  30  Jahren  und  eine  Ver- 
sicherungssumme von  1000  M.  für  jede  vmiekerte  Person  nadi 
unserer  Sterblichkeitstafel  die  gesamte  Versicherungssumme  der 
im  Laufe  des  Jahres  Sterbenden: 

808  X 1000  =  808  000  M. 
Nehmen  wir  nun  der  Einfachheit  an,  dafi  die  Auszahlung  der 
Versicherungssummen  für  idle  im.  Laufe  des  Vendsiierungsjahres 
sterb^den  Mitglieder  der  Gruppe  am  Schlüsse  des  Versiche- 
rungsjahres erfolgt,  so  muß  die  gesamte,  am  Anfange  des  Ver- 
siAerungsjahres  im  voraus  zahlbare  Eisikoprämie  der  Gruppe 
(bei  einem  Zinsfuße  von  31/2  ^/o)  betragen :  j 

^  =  780676  M.  ^ 


D*  die  Gruppe  am  Anfange  des  Vewidienmgsjahres  na^ 
unaewr  Sterlietafel  91678' Personen  zÄhlt,  so  entfällt  auf  jede 
Penm  eine  am  Anfange  des  Versichenmgsjahres  fällige  Eiaiko- 
primieTon: 

'780078  u  KQAT  %M 

01578  —  «Söai4?  M. 

Spalte  4  nnaeier  Tabelle  V  leigt  die  Werte  d«r  Binkoprftmien 
fir  alle  in  der  TaMle  ^oidkommeiidm  Lebenaaltttr  für  den  Zinsfaß 

4*^  Die  Risikoversicherungen  der  eben  beschriebenen  Art  stehen 
sadl  ilirem  technischen  Aufbau  der  Schadenversicherung  nahe  und 
stellen  eigentlich  die  ursprüngliche  Form  der  Lebensversicherung 
dar.  Sic  wurden  früher  von  den  ältesten  Lebensversicherungs- 
gesellschaften  auch  vielfach  praktisch  betrieben;  beute  ist  diese 
auch  als  „kurze  Todesfall-Versicherung  suf  ein  Jahr''  bemidiiiete 
Versiehcarungsart  meist  durcb  die  modernen,  den  wirtsdiaftlidien 
ledliinissen  des  FnbHkums  mehr  angepaßten  Formen  ersetzt. 

Später  wurden  derartige  kurze  Todesfallversicherungen  viel- 
fach auf  längere  Perioden  als  auf  ein  Jahr  abgeschlossen.  Einige 
moderne  Gesellschaften  führen  auch  heute  noch  Tarife  für  kurse 
Versicherungen.  Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  in  vielen 
Fällen  die  wirtschaftlichen  VerbÜtnisse  eines  Yenieiiwungs- 
lustigen  die  Wahl  einer  soldien  Kombination,  die  sidi  naturgemäß 
durdi  die  Billigkeit  ibier  anfingHcben  Prämiensätze  auszeichnet, 
angemessen  mebeinffii  lassen.  Dies  gilt  namentlich  für  jüngere 
Gesdhiftsleute,  welche  noch  keine  erheblichen  Einnahmen  aus 
ibrem  Geschäfte  erzielen,  aber  hoffen  dürfen,  daß  sie  nach  einer 
Eeihe  von  Jahren  in  der  Lage  sind,  größere  Beträge  fllr  ihre 
Lebensversicherung  aufwenden  zu  lrftni>«|^ 

Im  folgenden  Fall  soll  geseigt  werden,  wie  fllr  eine  solche  kurze 
Todesfallversidbieruiig  die  einmalige  und  jährlidie  Prämie  aus 
imserer  Sterblidikeiistafel  abgeleitet  werden  kann.  Als  Beispiel 
•ei  eine  Venddierungsdauer  von  10  Jahren  und  ein  Beitrittsalter 
von  aO  Jahren  gewählt.  Die  Bedingungen  des  Vertrages  sind  also 
die  folgenden :  Die  Gesellschaft  ist  zur  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe (von  1000  M.)  nur  verpflichtet,  wenn  der  Tod  des  Ver- 
sicherten vor  Ablauf  von  10  Jahren,  d.h.  vor  Erreieliung  des 
40.  Lebensjahres  eintritt;  die  jährlichen  Primien  siiid  bss  zum 
Tode,  lingsteus  bis  zum  Ablaufe  des  Vertrages  zu  «Btriehien. 

Nach  unserer  Sterblidikeitstafel  sAeiden  von  den  91 678  Leben- 
den des  Beitrittsalters  30  durch  Tod  aus: 
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während  des  1.  Versicherungsjahres  808  Personell 
»       II    2.  „  818  9 

usw. 

m    10.  «  9ßO  • 

Die  GeselhM^afl  liat  ffir  diese  IMtosfftUe  zu  zahlen: 

am  Ende  des  1.  Versioherungsjahres  808  000  M. 

**•»*>    2*  m  818  000  « 

usw. 

n   10.  „  950  000  n 

Die  von  der  gesamten  Gruppe  der  91^78  Penonen  zu  ent- 
richtende einmalige  Prämie  muß  ausreiebeii,  um  die  an  10  ¥er- 
ediiedenen  festen  Terminen  fällig  werdenden  verschiedenen 
Summen  decken  zu  können.  Unsere  kurze  Todesfallversicherung 
läBt  sich  also  in  10  verschiedene  Sparversicherungen  zerlegen,  deren 
Versicherungssummen  nacheinander  am  Ende  des  1.,  am  jEiude 
des  2.  usw.,  am  Ende  des  10.  Jahres  zu  zahlen  sind. 

Nach  unserer  Tabelle  HI  beträgt  nun  bei  einem  zedinungs- 
mäfiigen  2ansfuße  von  dük^äie  einmaUge  Primie: 
för  die  naeb  1  Jahre  fiUlige  Sunune    808  x  966,18  =  780  673  M, 
n     n      n     tJahTon    „  ^        818  x  933,51=1763  611  , 

»     «      -     3      .        ,  ,        831  X  901,94  ==749  512  , 

«     "      n     4     ,        ,  ,        841  x871,44=732  881  , 

•  -   •      •»     5      «        ,  „        856x841,97  =  720  726  , 

•  •  «  6  n  n  n  873  X  81d,60  =  710 186  » 
»  «  •  7  ,  ,  „  889  >c  78ä,99  =  698  745  , 
"     »     «    ö     n        n         n        906  x  759,41  =  688  025 

-     -      -     ^     n        1.  n        998x733,73  =  680  901  » 

^     n      n   W     n        n  n        950  X  708,92  =  673  474  ^ 


Die  gesamte  einmalige  Prämie  für  alle  Versiehe- 

rungsleistungen  zusammen  beträgt  also    .    .  7 198  734  M. 

Von  dieser  Gesamtprämie  entfällt  nun  auf  jedes  der  9157S 
Mi^lmdsr  der  Gruppe  eine  einmalige  Prämie  von : 

1J98734  _ 
91  578    ~  '^^^  ^ 

Diese  einmalige  Prämie  wird  auch  als  £anitalwert  der  «Ur 
künftigen  Todesfallzahlungen  bezeichnet. 

Um  die  jährHche  Prämie  für  dieselbe  Versidbmng  m  imäim, 
muß  m  Erwägung  gezogen  werden,  dafi  die  am  Anfange  jedes 
Versidierungsjahres  fällig  wwteiden  Jahresprämioi  stets  nur 
^  den  lur  Zeit  dar  Prämienzahlung  noch  Lebenden  der 
Gruppe  aufgehraeht  weiden  müssen.  Beträgt  die  jährliche  Prämie 
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1  M.  pro  lli%ll6d,  80  hat  ©«samtheit  der  Mitglieder  der 
Onipfe  nidi  der  Sterblichkeitstafel  zu  zahlen: 

am  Anfange  des  1.  Jahres     91  578  M. 

.»2.      „        90  770  „ 
usw. 

m  m  m  10.  »  88  8S8  « 

IMoM  in  10  vmmMaimm  Jahrai  nacheiiiaiider  fälligen  10 
irmdiiedeii«!!  ZUdimgai  lame&  sidi  wieder  unter  Benutzung  der 
W«rte  imserer  Tabelle  HI  auf  die  entsprechenden  Zahlungen  für 
den  Beginn  der  Versicherungsperiode  zurückzuführen.  Es  beträgt 
nimlich  der  Wert  der  einzelnen  Zahlungen,  welche  zu  leisten  sind: 
am  Anfange  des  1.  Jahres  91  578  ^  1,0000  =  91  578  M. 
t        •        •     i,       n        90  770  X  0,9662  =  87  702  « 

•  »        m     B,      n        89  952  X  0,9335  =  83  970  « 

n  4.  »  89  m  X  04K)18  =  80  878  , 
•    6*      »       88 180  X  0,8714  =  76  997  „ 

•  »       •    i.      .       87  484  x  0,8420  =  73  611  „ 

m  7.  »  88  551  X  0,8135  =  70  409  „ 
n  8.  ,  85  662  X  0,7860  =  67  330  , 
m  9.  »  84  756  X  0,7594  =  64  364  , 
"  "        83  828  X  0,7337  =  61  505  „ 

Der  Gesamtbetrag,  aus  welohem  die  naoheoMHider  "^""""^ 
fiiUig«n  Prämiensablnqgen  gedeckt  werden 

MmOmk,  betrigt  also   757  774  M. 

Bas  bedeutet,  dafi  eine  jährliche  Prämienzahlung  von  1  M. 
für  alle  am  Anfange  der  einzelnen  Versicherungs  jähre  noch  lebenden 
Mitglieder  unserer  Gruppe  ersetzt  werden  kann  durch  eine  ein- 
malige Prämie  von  767  774  M.  Nun  betrug  aber  die  für  unseran 
Vertrag  erforderliche  einmalige  Prämie  7 198  734  M.  Diese  Summe 
ist  das  9,50  fache  von  757  774  d.  i  von  dem  obeA  benduMtea  Kar 
fitalwerte  der  jihrlicKien  Primifinsahlnngai  ynm  je  1  M.  AU^  |gt 
mat  Deeking  der  angeoommenai  Yenddraruigaleistang  eine  jähr- 

lidie  Frimie  "toi       7 •  198,734   

757,774  *• 
fir  jedes  Mitglied  der  Gruppe  erforderlich. 

Die  einmalige  Prämie  für  die  sich  alljährlich  wiederholende 
Prämienzahlung  kann  als  der  Kapitalwert  einer  Eente  angesehen 
werden,  welche  von  dem  Versicherten  m  die  Gesellschaft  zu  zahlen 
ist  Der  Betrag  der  jährlichen  Bentenzahlungen  helltet  «eh  &aeh 
dir  Anzahl  der  Lebenden  unserer  StesblidÜBeilalalal  aaa  Anfange 
jedes  Yetaiislierangsjalires.  Eine  soleke  Bente,  wtkbe  für  jedes 
einielne  Mi%lled  der  Onippe  nur  so  lange  l&nft,  als  das  betreffende 
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Mitglied  sich  noch  am  Leben  befindet,  heißt  „Leibiente".  Der 
Kapital  wert  der  Leibrente  für  das  einzelne  (30  jährige)  Mitglied 
wird  gefunden,  indem  man  den  Kapitalwert  der  gesamten  einzelnen 
Leibrenten  durch  die  Anzahl  der  nadi  der  Sterbliohkeitstaf  el  (beim 
Lebensalter  BO)  vorhandenen  Mitglieder  der  Oruppe  dividiert;  die 
Becbnung  ergibt  also  für  unser  Beispiel  einen  Kapitaiwert  von 

91578  ~  ^ 

Nach  dem  Grundsatze  von  der  Gleichheit  der  Leistongen  und 
Gegenleistungen  muß  der  Kapitalwert  aller  von  der  Gesellsdiaf t 
zu  leistenden  Kapitalzahlungen  gleich  sein  dem  Kapital  werte  einer 
Leibrente  in  Höhe  der  jährlichen  Prämie.  Hieraus  ergibt  sich  die 
Beziehung:  Die  einmalige  Prämie  für  eine  kurze  Todesfallver- 
sicherung ist  gleich  der  jährlichen  Prämie  für  dieselbe  Versiche- 
rung multipliziert  mit  dem  Kapitalwerte  einer  jährlidien  Leib- 
rente von  1  M.,  zahlbar  bis  zum  Tode,  längstmis  bis  zum  Ablanle 
der  Versicherung. 

Die  Tabellen  VI  und  VII  enthalten  die  Werte  der  einmaligen 
und  jährlichen  Prämien  für  kurze  Todesfallversicherungen  für 
die  Periode  von  10,  20  und  30  Jahren. 

5.  Die  nächste  Stufe  in  der  Entwickelung  der  Lebensveraiehe- 
rung  wird  gekennzeichnet  durch  die  EinfOhnrng  der  lebenslliig^ 
liehen  Todesfallversicherung  gegm  einmalige  und  jährliche 
Främienzahlnng.  Diese  Ymddierangsform  unterscheidet  sich  von 
der  knrzen  Todesfallversicherung  nur  dadurch,  daß  die  Versiche- 
rungsdauer nicht  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  beschränkt 
ist,  sondern  sich  über  die  ganze  Lebenszeit  der  versicherten  Person 
erstreckt. 

Neben  der  lebenslänglichen  Todesfallversieherung  wird  in 
neuerer  Zeit  von  den  Gesellsdbd^  vorzugsweise  die  sogenannte 
abgekürzte  Todesfallversichemng  betrieben.  Bei  dieser  Ver- 
sicherungsform wird  die  versicherte  Summe  gezahlt  entweder  beim 
Tode,  wenn  der  Tod  des  Versicherten  während  der  bedungenen 
Versicherungsdauer  eintritt,  oder  nach  Ablauf  der  Versicherungs- 
dauer. Diese  Form,  welche  sich  von  der  kurzen  Todesfallversiche- 
rung dadurch  unterscheidet,  daß  Zahlung  der  Versicherangssamme 
unter  allen  Umständen  erfolgt,  wird  aneh  als  „gemischte"  Ver- 
sicherung oder  Versicherung  auf  den  Todes-  nnd  ErlebensfaU 
bezeichnet.  Str^  genommen  sind  auch  die  sogenannten  lebens- 
längliishen  Todesfallversicherungen  bei  den  meisten  deutschen  Ge- 
sellschaften solche  gemischte  Versicherungen,  da  die  Versicherungs- 

Bro«ek«r,  Lebeluyeruchenuigstechnik.  a 
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summe  in  cbr  Begel  sp&tMittis  \m  Enraidiiiiig  der  85.  oder  90. 
Iiebeiisjilires  gesaMI  wird. 

JM»  abgekünte  tfodesfallTmichening  l&Bt  sich  zerlegen  in 
mm  kiurze  Tod^fiUvendcheniiig  und  in  eine  Versicherung  auf 
den  Erlebensfil.  Da  die  erstere  Versicherungsart  bereits  aus- 
fülirlich  behandelt  wurde,  so  erübrigt  sich  noch  eine  kurze  Be- 
sprechung der  Erlebensfallversicherung. 

Die  reine  Erlebensf allversicheirung  ist  dadurch  cliwakterisiert, 
daß  die  Versicherungssumme  nur  gezahlt  wird,  wenn  der  Ver- 
sicherte den  im  Yorans  bestiniinten  Endtennin  der  Vernolierang 
erlebt  Die  dnmalige  Primie  för  eine  solche  reine  Brlebensf aUver- 
«iisliening  wad  in  der  KTeifle  ermittelt,  daß  zunächst  die  einmalige 
Oesamtprimie  einer  Sparversicherung  für  alle  am  Ende  der  im 
voraus  bestimmten  Periode  noch  lebenden  Mitglieder  der  Gruppe 
gleichaltriger  Personen  berechnet  wird ;  die  einmalige  Gesamt- 
prämie dividiert  durch  die  nach  der  Sterbetafel  am  Anfai^  der 
Periode  lebenden  Mitglieder  der  Gruppe  ist  dann  die  gesuchte  ein- 
malige Prämie  für  die  Erlebensf allversichemng  einer  Person  der 
betreffenden  Altersgruppe.  Ptr  das  Lebensalter  von  40  Jahren 
imd  die  Versichenmgsdaner  von  10  Jahren  ist  a.  B.  die  gesamte 
einmalige  Primie  einer  Sparveraieherang  von  je  1000  M.  für  die 
beim  Alter  von  ÖO  Jahren  nach  der  Sterblichkeitstafel  lebenden 
71801  Personen: 

71 831 X  708,92  =  50  922  433  M. 
Die  einmalige  Prämie  für  die  Erlebensfallversicherung  mit 
zehnjähriger  Dauer  einer  40iährigen  Person  stellt  sidi  mithin  auf: 

50922438  _ 
82  878     —  ei*i*a  M. 

Die  jährliche  Prämie,  welche  bis  zum  Tode  des  Versicherten, 
längstens  bis  zum  Ablaufe  der  Versicherung  zu  entrichten  isti 
läßt  sich  auch  hier  aus  der  einmaligen  Prämie  dnreh  Division  mit 
dem  Leibrentwerte  1  finden  (vgl.  die  entspredienden  Er- 
wignngen,  welche  zor  Ikmittelnng  der  jährlichen  PrSmie  für 
kurze  Todesfallvenocherongen  geführt  haben). 

Pttr  das  obige  Beispiel  betr&gt  also  die  jährliche  Prämie : 

«4,48  _  ....  ^ 

Die  einmalige  nnd  die  jfthrliche  Primie  für  eine  gemischte 
lodesfallversieherung  auf  10  Jahre  für  das  Beitrittsalter  40 
findet  man  durch  Addition  der  entsprechenden  Prämien  für  die 
kurze  Todesfallversicherung  auf  10  Jahre  und  die  reine  Erlebens- 
fallversicherung auf  10  Jahre.  Pür  das  gew&hlte  Beispiel  betrfifft 
also: 
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die  einmalige  Prämie  110,03  +  614,43  =724,46  M. 
„   jährliche       „        13,50+  75,41  =  88,91  , 

Die  Tabellen  VI — X  enthalten  die  iWerte  der  einmaligen  und 
jfthrliehen  Prämien  sowie  der  Leibrenieii  lllr  gemischte  Vendche- 
rong^  der  Perioden  10,  20  und  30. 

In  der  Praxis  werden  auch  vielfach  lebenslängliche  und  ab- 
gekürzte Todesfall  Versicherungen  abgeschlossen,  bei  denen  die 
Versicherungsdauer  sich  nicht  mit  der  Dauer  der  Prämienzahlung 
deckt,  sondern  vielmehr  die  letztere  übersteigt.  Solche  Versiche- 
rungen heißen  Todesfall  Versicherungen  „mit  abgekürzter  Prä- 
mienzahlung". Das  Verfahren  bei  Bere^nng  der  Primien  ent- 
spricht im  allgemeinen  genau  dem  für  gemisehte  Versicherungen 
erl&uterten  Verfahren  ;  bei  Beredinung  der  jährlidien  Prämie  muß 
jedoch  in  dem  Falle  der  abgekürzten  Prämienzahlung  stets  die  der 
Dauer  der  Prämienzahlung  und  nicht  die  der  Versicherungsdauer 
entsprechende  Leibrente  benutzt  werden. 

Zu  der  Erlebensfallversicherung  muß  auch  die  Versicherung 
sofort  beginnender  und  aufgeschobener  Leibrenten  gerechnet  wer- 
den. Die  Art  der  Berechnung  der  einmaligen  Prämie  für  sofort  be- 
ginnende Leibrente  ist  bei  Gelegenheit  der  Bespreehnng  der  jähr- 
lichen Prämienzahlung  für  Todesfallversidieningen  bereits  er- 
örtert worden.  Es  ist  klar,  daß  der  Eapitalwert  der  sofort  be- 
ginn^den  Leibrente  nicht  dayon  abhängig  sein  kann,  ob  die  Rente 
von  dem  Versicherten  an  die  Gesellschaft  oder  von  der  Gesell- 
schaft an  den  Versicherten  gezahlt  wird,  vorausgesetzt,  daß  die 
Zahlungsfrist  an  das  Leben  derselben  versicherten  Personen  ge« 
knüpft  ist. 

„Aufgeschobene  Leibrenten"  sind  solche  Eenten,  bei  den^  die 
erste  Eentenzahlung  bedingungsgemäß  erst  nach  .aWu!  einer  im 
voraus  bestimmten  Anzahl  von  Jahr^  fällig  wird;  die  Beuten- 
Zahlung  läuft  vertragsmäßig  entweder  bis  zum  Tode  des'Ver- 
sicherten  oder  längstens  nur  bis  zur  Erreichung  eines  im  voraus 
bestimmten  Lebensalters. 

Versicherungen  aufgeschobener  Leibrenten  können  gegen  ein- 
malige und  gegen  jährliche  Prämienzahlungen  abgeschlossen 
werden.  Das  Verfahren  bei  Berechnung  dieser  Prämie  laßt  sidi 
aus  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  leicht  ableiten. 

6.  Neben  den  im  vorstehenden  behandelten  versdiiedenen  Arten 
von  Versicherungen  auf  den  TodesfaU  imd  auf  den  Erlebensfall 
kommt  praktisch  noch  eine  große  Anzahl  anderer  Versicherung»- 
Irambinationen,  bei  den^  die  Leistungen  der  Versicherten  und  der 
Gesellschaft  von  dem  Leben  oder  Sterben  einer  bestimmten  Person 


abhängig  gemacht  werden,  in  Betracht.  Zweck  dieser  Arbeit  kana 
es  naturgemäß  nicht  sein,  alle  möglichen  Kombinatioiieii  ausftihr- 
lich  zu  erörtern ;  es  dürfte  vielmehr  vollkommen  genUgtii,  daß  dem 
Iieeer  an  der  Hand  der  gegebenen  Beispiele  nnd  allgemeinen  Gnind- 
sitze  der  Weg  gezei^^t  wird,  den  die  Lebensveirsicherungstechnik 
bei  der  Lösung  der  ilir  gestellten  Aufgaben  zu  gehen  hat. 

Kur  möebte  idi  noch  einer  eigenartigen  Kombination  Er- 
wähnung tun,  welche  eine  Verbindung  der  Spar  Versicherung  mit 
der  1\)desfallversicherung  darstellt  und  als  Aussteuerversiche- 
rung für  Kinder  eine  nicht  unerhebliche  praktische  Bedeutung  ge- 
wonnen hat.  Es  ist  dies  die  sogenannte  Versicherung  „mit  festem 
Ablauftermine''.  Die  VersicherungsleistuBg  bestekt  bei  dieser  Ver- 
sicherungsart in  einer  nach  Ablauf  einer  gans  besümmten  A«»^| 
von  Jahren  f&Uigen  EapitalzaMung;  sie  ist  also  von  dem  Leben 
oder  Sterben  einer  versieherten  Person  völlig  unabhängig.  Die 
jibrlichen  Frftmien  sind  dagegen  längstens  bis  zum  Tode  des  Ver- 
sicherten zahlbar.  Es  ist  klar,  daß  die  einmalige  Prämie  in  diesem 
I*alle   genau   der  einmaligen  Prämie  für  eine  Sparversicherung 
gleich  sein  muß.  Die  jährliche  Prämie  wird  gefunden  durch  Divi- 
sion dieser  einmaligen  Prämie  mit  der  Leibrente  1  für  das  ent- 
sprechende Beitrittsalter  und  die  entq>reehende  Primienaahlungs- 
periode. 

Der  Sparversichemng  sehr  nahe  verwandt  ist  auch  die  Kapital- 
Versicherung  auf  den  Erlebensfall  mit  Bückgewähr  der  Prämien 
für  den  Fall,  daB  der  Versicherte  vor  Ablauf  der  bedungenen  Ver- 
sioherungsperiode  stirbt.  Diese  Versicherungsform  hat  im  all- 
gemeinen keine  erhebliche  praktische  Bedeutung,  da  sie  sehr  wohl 
durch  die  technisch  viel  einfachere  Sparversicherung  ersetzt  wen- 
den kann.  Auch  aufgeschobene  Leibrenten  werden  vielfach  unter 
der  Bedingung  der  Prämienrückgewähr  nhjrnsnhloison. 

Bemerkt  sei  noch,  daß  die  jibrlidien  Primien  senMitverstind- 
lieb  nicht  unter  allen  Umständen  als  gleichbleibend  angenommen 
werden  mtssen.  Dm  Versicherungsverträgen  kann  auch  Prämien- 
xaUung  wechselnder  (steigender  oder  fallender)  Beträge  zugrunde 
ge^gt  werden;  ein  charakteristisches  Beispiel  für  eine  steigende 
Primie  ist  ja  z.  B.  die  zuerst  besprochene  ursprüngliche  Form  der 
sogenannten  Kisikoprämie. 

7.  Die  sämtlichen  bisher  behandelten  Versicherungskombi- 
nationen hatten,  abgesehen  von  der  Sparversichemng,  die  gemeia- 
same  Voraussetzung,  daß  Leistungen  und  Gegenleistungen  aus- 
schließHch  von  dem  Leben  odi^  Sterben  einer  einzigen  Person 
aUiinglg  gemadht  waren.  In  der  Praxis  spielen  nun  aber  auch 
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soldlie  Versicherungsverträ|ge  eine  gewisse  Bolle»  bei  denen  die 
Sterblichkeit  von  zwe||^^  Personen  an  berttebdehtigen  .ist 
Solche  Versicherungen  #erden  als  Versidierungen  „verbundener 
Leben''  bezeichnet.  Hierzu  gehören  in  erster  Linie  die  wirtschaft- 
lich besonders  wichtigen  Versicherungen  von  „Überlebensrentcn", 
denen  namentlich  in  ihrer  Verwendung  als  Witwen-  und  Waisen- 
vorsorgung  eine  große  praktische  Bedeutung  zukommt.  Daneben 
verdienen  noch  die  Kapitalversicherungen  auf  den  Tod  des  von 
iwei  Personen  Zuerststerb^iden,  weldie  namentlich  für  die  Zwecke 
gegenseitiger  Versorgung  von  Eheleuten  oder  GesehiftsteiUiabeni 
Verwendung  finden,  Erwähnung. 

Die  Berechnung  der  Prämien  für  Versicherungen  verbundoier 
Leben  beruht  auf  der  Benutzung  von  sogenannten  „Verbindungs- 
renten", welche  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Leibrenten  und 
Kapitalwerte  für  Versicherungen  einzelner  Leben  aus  der  Sterblich- 
keitstafel abgeleitet  werden  können.  Im  folgenden  soll  an  einem 
Beispiele  gezeigt  werden,  in  welcher  Weise  eine  solche  Ver- 
bindungBren||||fa^  wird. 

Es  soll  der^pitalwert  einer  sofort  beginnenden  Leihrente  be* 
rechnet  werden,  welche  im  jährlidien  Betrage  vcm  1  M.  Ins  zum 
Tode  des  Zuerststerbenden  von  zwei  im  Alter  von  40  und  50 
Jahren  stehenden  Personen,  längstens  aber  10  Jahre  lang  zu 
zahlen  ist. 

Nach  unserer  Sterblichkeitstafel  sind  beim  Lebensalter  von 
40  Jahren  82S78  Personen  und  beim  Lebensalter  von  50  Jahren 
71 831  Personen  vorhanden.  Aus  diesen  Personen  lassen  sich  durch 
Verbindung  jeder  Person  der  einen  Gruppe  mit  jeder  Person  der 
anderen  Gruppe 

82  878  X  71 831 «  5  953  209  618  Paare 
von  Personen  bilden,  von  denen  die  eine  40  und  die  andere  50 
Jahre  alt  ist.  Nach  einem  Jahre  leben  von  den  82  878  im  Alter 
von  40  Jahren  vorhanden  gewesenen  Personen  noch  81  903  und  von 
den  im  Alter  von  50  J ahren  vorhanden  gewesenen  71 831  Personen 
noch  70 628;  aus  diesen  Personen  lassen  sich: 

81 903  X  70  528  =  5  776  454  784 
vollständige  Paare  bilden.  Nach  zwei  Jiüiren  sind  noch: 

80  897  X  69 166  »  5  595  321 902 
vollständige   Paare    vorhanden  usw. ;  nach  9  Jahren  betragt 
sdiliefilieh  die  Anzahl  der  vorhandenen  vollständigen  Paare  noch : 

73  077  X  57  792  =  4  223  265  984 
Jedes  der  vollständigen  Paare  soll  nun  eine  Eente  von  1  M. 
beziehen;  es  beträgt  also  die  einmalige  Prämie  für: 


•  lir^     •  •         68M8M«0aX0,93351  =  5223288949 

"         '     •         •  •         *ai«MiX«,901M  =  8809 132522  „ 

^  dnroli  die  Anzahl  der  am  Anfange  der  Eentenzahlungsperiode 
v^««.  vollständigen  Paare  (5  953  209  618)  «gibt  dL^  Cn- 
wert  fflr  das  einzelne  Paar  mit :  7,47  U. 

8  Die  sich  aus  den  BechiiniIgs«niidlaMB  in  dw  «n  v«r 

emelte  tatefchhche  Zinssatz  für  die  ganze  Dan»  dw  a^ 
«MoBsenen  Verträge  nicht  hinter  dem  Jgeno^n^ 
mäßigen  Zinsfuße  zurückbleibt.  Nun  hat  aber  tiJvL^a^^!^ 

Versicherungsle^tungen,  sandeni  auch  noch  die  mit  dem  Ver- 

^''^''Ze''t:&^!T'^  Geschäftsunkoln'^ru 
N«ttml.Jil  ^  OeedUfteunkosten  rechnungsmäßig  aus  den 
Net^fauen  auJit  beetritten  werden  können,  so  müssen  die  NeSJ 

SSTSe^X*  h  ''rn'*''^"  Aufschlage  versehen  werden. 
S^  olr  der  Lage  ist,  mit  einiger  Sicherheit  auf 

schlag  iur  Geschäftsunkosten  vermehrten  Nettonritaiien  werden 
al  Brut^toprämien  oder  Tarifprimien  be«iohaet;SwpSS 
büdet  die  rechtliche  Gxandlag.  des  Verrichem^gs^ertSr^ 

^  wird  dieser  Auf s^itot  atge^ÄLZLTeS; 
•»f  die  einzelnen  Gruppen  von  NettopränuMi  wteüt.^^ 

einer  rationeUenBemewmgdeeAnfeohla«  zu  «•elan.TPn 
müssende  verschiedenen  Arten  der  oLchifteS^ÄSS' 
t|«t  werden,  wdehe  der  Erwerb  nnd  dieVerwaltung  der  vScS 
wagen  vemnadit  Man  maß  himbei  d.V  ^Jn^oi^  v 

^^i^'^"''''^''  ""T"'^--^  unterscheiden.  Zu 
wbskosten  gehören  in  erster  Linie  die  sogenannten  Ah^illilfi. 
oder  Erwerbsprovmonea.  welche  die  QmMmLii  dem  Ahnten  fto 
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die  VenKditelniig  des  Antn^  zu  zahlen  hat;  daneben  kommen  mber 
audh  noch  andere  Kosten,  wie  Arzthonorare,  Beisekoaten  usw.  in 
Betracht.  Zu  dmi  ünkoelen  der  lauf endeii  Yerwalteng  «ad  die  dnoa 
Agenten  für  die  Einziehung  der  PriUnien  zustehenden  ^ikasso- 

provisionen  sowie  alle  sonstigen  allgemeinen,  mit  dem  Neu- 
geschäfte nicht  im  unmittelbaren  Zusammenhange  stehenden  Un- 
kosten zu  rechnen.  > 

Die  Abschlußprovisionen  werden  in  Deutschland  in  der  Bogel 
nach  dem  Verhältnisse  der  Versicherungssumme  bemessen;  es 
empfiehlt  sidi  daher,  der  Belastung  der  einzelnen  Prämie  aus  den 
gesamten  Erwerhskostoi  dasselbe  Verh&ltnia  zugninde  zu  legen, 
da  die  Provision  den  größten  Teil  dieser  fflumaligwi  £osten  aus- 
macht. Die  Inkassoprovisionen,  welche  einen  wesentlichen  Teil 
der  laufenden  Unkosten  bilden,  werden  allgemein  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Prämie  bemessen;  aus  diesem  Grunde  wird  daher 
dieser  zweite  Teil  der  Unkostenbelastung  meist  nach  demselben 
Verhältnisse  berechnet. 

Bei  Berechnung  äer  jährlichen  Bruttoprämion  wird  nun  in 
folgender  Weise  verfahren : 

Zunächst  muß  der  Kaufpreis  der  betreff «iden  Yendcherung 
(die  einmalige  Prämie)  um  die  einmaligen  Unkosten  (die  Erwerhe- 
kosten)  vermehrt  werden;  die  um  die  Unkosten  erhöhte  einmalige 
Prämie  wird  sodann  durch  Division  mit  dem  entsprechenden 
Eentenwerte  in  eine  jährliche  Zahlung  verwandelt,  welche  sodann 
noch  mit  dem  prozentualen  Aufschlage  für  laufende  Verwaltungs- 
kosten  zu  versehen  ist. 

Das  Vorstehende  mag  an  einem  Beispiel  erläutert  werden: 

Es  soll  die  jährliche  Bruttoprämie  für  die  auflas  60.  Liliena- 
jähr  abgekürzte  Todesfallvexsidberung  etiier  90  jährigen  Person 
beiechnet  werden.  Die  einmaHgen  Erwerbskosten  seien  auf  15  pro 
Mille  der  Versicherungssumme  und  die  allgemeinen  Verwaltungs- 
kosten auf  10  o/o  der  Nettoprämie  veranschlagt.  Die  einmalige 
Nettoprämie  für  unsere  Versicherung  beträgt : 

438,53  M. 

Hierzu  kommen  für  Erwerbskosteu  15,00  „ 

Die  erhöhte  einmalige  Prämie  von    .......    463,53  M. 

dividiert  duroh  die  L^rente  des  dOjähr^n  aol  30  Jahie  etg^i 

^  =  27.32  M. 

Dieser  Betrag  wird  noch  um  10%  der 

jährlichen  Nettoprämie   =  2,64  „  erhöht 

[He  Bruttoprämie  beträgt  diOier  .    .   .  89^96  ML 


i.ijiiIP 


IIL  Begriff  und  Berechnung  der  Prämienreaenre. 

1.  Eine  Gesellschaft,  welche  ausschließlich  die  am  Anfange  des 
Yong«&  Ahschnitts  hesehiiehenen  Sparvendcheningen  abschließt, 
hefindet  sich  dem  Pablilmm  gegenüber  in  der  gleichen  Lage  wie 
eine  Sparkasse.  Sie  ist  verpflichtet,  die  von  den  Einlegern  (Ver- 
sicherten) geleisteten  Nettoeinzahlungen  (Nettoprämien)  zurück- 
zulegen und  alljährlich  um  die  auf  sie  entfallenden  rechnungs- 
mäßigen Zinsen  zu  vermehren.  Würde  sie  die  dem  einzelnen  Ein- 
leger zustehenden  Einzahlungen  und  Zinsen  nicht  für  seine  besondere 
Eechnimg  verwalten,  sondern  ganz  oder  teilweise  für  Verwaltungs- 
kosten  oder  Gewinnanteile  an  ihre  Oesellidiafteir  verwenden,  so 
würde  sie  auf  die  Dauer  nicht  in  der  Lage  sein,  ihre  Vertrags- 
mil%en  Terpflichtmifi^  erfüllen  zu  können.  Die  direkte  Zahlungs- 
imfähigkeit  würde  sidi  zwar  unter  Umständen  recht  lange 
verbergen  lassen,  wenn  es  der  Gesellschaft  gelänge,  die  laufenden 
Zahlungen  für  fällig  werdende  Versicherungsleistungen  mit  Hilfe 
der  Einzahlungen  der  neu  beitretenden  Sparer  zu  bestreiten.  Das 
würde  aber  nichts  an  der  Tatsache  ändern,  daß  eine  tatsächliche 
Überschuldung  bereits  bestehen  würde,  sobald  die  G^esellsehalt 
nicht  mehr  imstande  wäre,  das  Vorhandenaein  fftmili^hOT  von  den 
liinzelnen  geleisteten  NettoeinzaMimgen  anzüglich  der  anzurech- 
nenden Zinsen  in  ihrem  Vermögen  nachzuweisen. 

Das  besondere  Guthaben  des  einzelnen  Sparers,  welches  aus 
seinen  eigenen  Nettoprämienzahlungen  für  eine  Sparversichemng 
unter  Hinzurechnung  der  alljährlichen  rechnungsmäßigen  7Anmtm 
erwachsen  Ist,  nennt  man  die  FlrftminDieserve  für  die  betraffende 
Sparvenddherong.  Diese  Primienreserve  vemelirt  sidh  von  Jahr 
SU  Jahr  um  die  alljährlichen  neuen  Gutsdiriften  für  Prämie  und 
ffinaen,  bis  sie  am  Schlüsse  der  bedungenen  Versicherungsperiode 
die  Höhe  der  Versicherungssumme  erreicht  hat. 

2.  Eine  andere  Gresellschaf  t  dagegen,  welche  lediglich  die  reine 
Bisikoversichemng  nach  Art  der  Sachversichemng  beiieibi,  hat 
besondfire  Bücklagen  für  die  einzelne  Veniebenrng  am  Sdilusse 
des  Veraichemngsjahres  nur  dann  zu  steDen,  wenn  der  betreffende 
Veraldierte  Vorauszalilungen  für  spätere  Versichenmgsjahre  ge- 
leistet hat.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  gilt  die  vereinnahmte  Prämie 
am  Schlüsse  des  Versicherungsjahres  als  verbraucht ;  sie  kann  von 
der  Versicherungsgesellschaft  in  dem  Maße  als  verdient  angesehen 
werden,  ak  sie  nicht  für  fällige  Versicherungsieistimg«!  ans 
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dem  betreffenden  Versicherungsjahre  in  Anspruch  genommen 
worden  ist. 

Wesentlich  anders  liegt  die  Sache  schon  bei  der  tknrzen  Todes- 
fall versiehemng  auf  mehr  als  ein  Jahr.  Es  sei  zuerst  angenommen, 
daß  eine  solche  Veraidierung  gegen  eine  einmalige  Prämie  ab- 
geschlossen sei.  Diese  einmalige  Prämie  zuzüglich  der  erwachsen- 
den Zinsen  muß  ausreichen,  um  die  rechnungsmäßig  auf  die  Ver- 
sicherung entfallenden  anteiligen  Zahlungen  für  vorzeitige  Todes- 
fälle während  der  ganzen  Versicherungsdauer  zu  decken ;  sie  darf 
also  erst  nach  Ablauf  des  letzten  Versicherungsjahres  voll  ver- 
braucht sein.  Am  Schlüsse  jedes  früheren  Versicherungsjahres  muß 
ein  ganz  bestimmter  Betrag  vorhanden  sein,  welcher  sidi  nach  den 
Eechnungsgrundlagmi  genau  feetstellai  läßt  Dieser  Betrag  ist 
die  Prämienreserve  der  Versiehemng  für  den  Schluß  des  betreffen- 
den Versichemngsjahres. 

Für  die  kurze  Todesfallversicherung  auf  10  Jahre  einer  SOjähri- 
gen  Person  gegen  einmalige  Prämienzahlung  würde  z.  B.  die  Be- 
rechung  der  Prämienres^rve  in  folgender  Weise  aufzustellen  sein: 

Di»  einmalige  Nettoprämie  für  unsere  Versicherung  beträgt 
für  je  1000  M.  Versicherungssumme  78,61  M.  Nacli  unserer  Sterb- 
lichkeitstafel sind  beim  Lebensalter  von  30  Jahren  91  578  Personen 
vorhanden;  die  gesamte,  am  Beginn  der  Versicherungsperiode 
fällige  Prämieneinnahme  beträgt  also  für  die  Grippe: 

78,61  X  91 678   =   7  198  947  11 
Dtee  Prämieneinnahme  vermehrt  sich  bis  zum 
Schlüsse  des  1.  Versichemngsjahres  um  3Va7o 
Zinsen   =      251  963  ^ 

  7  450  910  M. 

Aus  dieser  Summe  waren  im  Laufe  des  Ver- 

sicherung^ahres  für  808  Gestorbeuo  die  Ver- 
siohenmgssummen  ä  1000  M.  zu  zahlen  mit    .  808  000  „ 

Der  Rest  vm   6  642  910  M. 

bildet  die  Prämienreserve  der  Gruppe  für  den  Schluß  des  ersten 
Versicherungsjahres;  hieraus  ergibt  sich  die  Prämienreserve  für 
jeden  einzelnen  Versicherten  durch  Division  mit  der  Anzahl  der  am 
Schlüsse  des  ersten  Versicherungsjahres  noch  lebenden  Personen 
der  Gruppe.  Diese  Anzahl  ist  90  770 ;  die  Prämieamserve  der  ein- 
seluen  Versicherong  für  d^  Schluß  des  1.  Versiehemngsjahres 
beträgt  also: 

90770   —  «ö,io  M. 


Bie  Prämienreserve  der  Gruppe  am  Schlüsse 

des  1.  Versicherimgsjahres  in  Höhe  von  ...  0  842  910  M. 

vermehrt  sich  im  Laufe  des  2.  YenilolieniiigB* 

jalireB  mn  die  Zinseii  ♦   ,  =     232  502 

^  =   6  876  412  M. 

und  venniiidm  äoh  mn  die  Ajoagtim  för  818 

IMedüto  des  2.  ¥eraidberaigi|ja]ira  .   .   .   .  =r     818  000  „ 

««^   6  057  412  M. 

Die  Prämienreserve  der  einzelnen,  am  Schlüsse  des  zweiten  Ver- 
sichemngsjahres  noch  bestehenden  Vermbening  beträgt  mithin: 

6057  412        (.joA  M 

Bmdi  Forlmstsiing  der  lechnuDg  ergibt  sieh  die  Prämien- 
reseonre  inaerer  Yersieiienmg  für  den  ScUnB: 

des    3,  Versiohenmgsjahrei  mit  61,02  M. 

n       ^  m  „      54,23  „ 

•I     5«  II  II    46,89  „ 

•  m  •      88,93  n 

•  n  «    30|33  M 

•  8.  .  .    21,04  n 

•  ^«  «  M    10,95  M 

-      10.  n  n        0,00  n 

Handelt  es  sich  um  eine  Versichening  gegen  jährliche  Prämien- 
zahlung, so  müssen  bei  der  Berechnimg  der  Primiemeservea  aU- 
i&hrlich  außer  dnn  Zinsen  die  am  Anlange  jedes  Yersiolierangs- 
jabres  nenrareannahmtan  NettoprimiBn  fttr  den  gesamten  Bestand 
der  Qn^pe  berfleksiebtigt  werden. 

Für  unser  Beispiel  haben  wir  nach  Tabelle  VI  eine  jährliche 
Nettoprämie  von  9,50  M.  Die  91  578  Mitglieder  der  Gruppe  zahlen 
also  am  Anlange  des  ersten  Versicherungsjahres  die  Summe  von  : 

9,50  X  91  578   =     869  991  M. 
mese  Summe  rmaieiai  mk  nm  die  Zinsen  bis 
mmi  SeMuBse  des  1.  Yersiohmngiijidires    .   .   ==       30  460  „ 

 =      900  441  M. 

und  vermindert  sich  um  die  Ausgabe  für  Todes- 

um   808  000  „ 

  92  441  M. 

Die  Pramienreserve  für  die  «püidne  Yersieberang  beträgt  also 
för  den  Seblnß  des  eisten  Yersidierongsjabres: 

99441 

90  'IfOS  "Mu 
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Die  Prämienreserve  der  Gruppe  am  Schlüsse 
des  1.  Versicherungsjahres  in  Höhe  von  ...  92  441  IC 

▼ermehrt  sieh  am  die  am  Anfimge  des  2.  Yei^ 
aiolierongiEgahres  ISUige  NettoprSmie  um 

90  770  X  9,50    =      862  315  „ 

  954  756  M. 

und  um  die  Zinsen  aus  dieser  Summe    ,    .    .   =       33  416 

  988  172  M. 

und  vermindert  sich  um  die  Ausgabe  des  2.  Ver- 

sioherungijahrs  für  Todesfälle  =      818  000 

«rf  =      170 172  M. 

Die  Prämienreserve  für  den  Schluß  des  zweiten  Ymdchenmgs* 
jabres  betr&gt  also  für  die  einzelne  Yaraidienmg: 

170  172  _  ,  M 
89  952  —  ^ 

Die  Fortsetzung  der  Bechnung  ergibt  als  Prämiimieaerve  fir 
den  Schluß  : 

des  3.  Ymieherungsjabrea  2,57  M. 

»  4.  n  3,09  H 

n  5.  ,  3,37  , 

»»  ^»  n  3,36  „ 

m  7.  „  3,07  „ 

n  8.  ,  2,46  , 

•  9.  „  x,46  n 

n     10.  ,  0,00  , 


Aus  dem  letzten  Beispiele  ist  ersichtlich,  daß  auch  die  g^gen 
gleichbleibende  jährliche  Prämie  abgeschlossenen  kmaen  IVides- 
failyersicherongen  die  BüdoErtelliing  einer  Primienreserve  erfor- 
dern, cibotkm  hkat  sebeinbar  dnrcb  jede  Jahresprämie  das  Risiko 
fto  ein  dnziges  Jabr  gedeckt  wird.  Das  rührt  daher,  daß  die 
gleidhbleibende  Jahresprämie  gewissermaßen  als  eine  sich  aus  den 
jährlichen  Risikoprämien  für  die  einzelnen  Versicherungsjahre 
ergebende  Durchschnittsprämie  auffassen  läßt,  welche  in  den  ersten 
Versicherungsjahren  zu  hoch  und  in  den  letzten  Versicbemngs- 
jähren  zu  niedrig  ist  Hieraus  folgt  die  Notwendigkeit,  «na  den 
Mehrzahlungen  der  ersten  Jabre  dne  BOeÜage  zu  bilden,  ans 
welcher  der  Muiderertrag  an  Prämie  fttr  die  späteren  Yer- 
aidierongsjabre  gedeckt  werden  kann.  Für  unser  Beispiel  einer 
IC^librigen  Yerdeberung  betragen  nach  Tabelle  V  die  ßisiko- 
prämien: 
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för  das   1.  YoraioliAriiiigi^ialir  8,58  pro  Millo 


n 

n 

2. 

» 

8,71 

n 

m 

n 

B. 

II 

8,93 

n 

n 

n 

4. 

II 

9,12 

n 

n 

n 

5. 

» 

9,37 

n 

m 

n 

6. 

9,65 

n 

n 

n 

7. 

9,92 

w 

» 

n 

8. 

10,22 

n 

ff 

i. 

■II 

10,58 

n 

n 

fi 

10. 

» 

10,95 

n 

Die  jährliche  Durchschnittsprämie  von  9,50  M.  ist  also  für 
die  ersten  5  Jahre  zu  hoch  und  für  die  letzten  5  Jahre  zu  niedrig. 

Bei  der  sogenaimteii  abgeküfisten  oder  gemischten  Todes! allver- 
siehemiig  geg^  einmalige  oder  jälirliclie  FMmiensslüiing  wird  die 
Prämienreserve  fOr  den  ScUnB  jedes  einseinen  Veisiehenings- 
jalires  in  desselben  Weise  ermittelt,  wie  dies  für  den  Fall  der 
knrz^  Todesfallversichenmg  an  dem  letzten  Beispiele  gezeigt 
worden  ist.  Selbstverständlich  ist  das  Schlußergebnis  der  Reserve- 
berechnung hier  ein  wesentlich  anderes,  da  die  Gesellschaft  am 
Schlüsse  der  Versicherungsperiode  noch  die  Mittel  besitzen  muß, 
an  die  sämtlichen  Überlebenden  die  versicherte  Summe  zu  zahlen. 
Dies  kommt  bei  der  Entwickelnng  der  Primienreserve  in  der  Weise 
snm  Ausdruck,  daB  die  Beserve  vom  Beginne  der  Versieheirang 
bis  mm  Schlüsse  der  Periode  allmählich  iMljlKKhe  der  vollen 
Yersiehernngssomme  ansteigt.  Die  Pr&mienreserve  hat  in  dem 
Falle  der  gemischten  Versicherung  mit  jährlicher  Prämienzahlung 
also  nicht  nur  den  Ausgleich  zwischen  der  gleichbleibenden  Netto- 
prämie und  den  steigenden  Risikoprämien  herzustellen,  sondern 
auch  die  Versicherungssumme  für  die  Überlebenden  zu  „sparen''. 

Die  Tabelle  XX  zeigt  die  Werte  der  Primienreserve  fOr  ge- 
mischte Versichemngen  auf  30  Jahre  fftr  die  Beitrittsalter  von  20, 
25,  30  und  35  Jahren. 

Interessant  ist  der  Verlauf  der  Prämienreserve  auch  bei  den 
reinen  Erlebensfall  Versicherungen  mit  jährlicher  Prämienzahlung. 
Hier  findet  für  jede  Gruppe  gleichaltriger  Personen  alljährlich 
nur  eine  Vermehrung  um  die  neuen  Nettoprftmien  und  Zinsen  statt, 
während  eine  Yerminderong  lir  reehnvagsm&flige  Amöben  im 
Laufe  der  Versicherangsperiode  nicht  in  Betracht  kommt.  Die 
BuwOifllhnoig  der  lechnimg  ergibt  z.  B.  fflr  den  Fall  einer  reinen 
£lrlebaisfallversichemng  auf  10  Jahre  f«r  das  Beitrittsalter  von 
30  Jahren  als  Prämienreserve: 


am  SoMnsse  des   1.  Yerakifammgsjahves   80,96  M. 


II 

2. 

165,54 

n 

II 

» 

3. 

253,93 

n 

n 

4. 

n 

346,33 
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II 

» 

5, 

» 

442,99 
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II 

II 

6. 

M 

544,18 

n 

n 

II 

n 

7. 

n 

650,15 

n 

» 

II 

» 

8. 

n 

761,81 

n 

n 

9. 

II 

877,70 

t 

n 

V) 

w 

10. 

1000,00 

Nun  ergeben  aber  die  für  die  einzelne  Versicherung  in  Höhe 
von  jährlich  77,53  M.  geleisteten  Nettoprämieneinzahlungen  zuzüg- 
lich der  redmnngsm&i&igen  Zinsen  nur: 

bis  zum  Schlüsse  des    1.  Yersieherangsjahres   80,94  M. 


» 

n 

I» 

n 

2. 

163,30 

II 

n 

n 

n 

3, 

» 

249,25 

» 

II 

n 

n 

II 

4. 

n 

338,22 

w 

II 

n 

» 

» 

5. 

n 

430,30 

II 

II 

n 

II 

fi 

6. 

fi 

525,61 

n 

II 
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n 

» 

7. 

n 

624,25 
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II 
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II 

n 

8. 

n 

726,34 

n 

II 

» 

n 

» 

9. 

n 

832,01 

» 

n 

n 

» 

»I 

10. 

» 

941,37 

Es  zeigt  sich  also,  daß  für  die  einzelne  Versicherung  am 
Schlüsse  eines  jeden  Versicherungsjahres  mehr  an  Prämienreserve 
vorhanden  ist,  als  ans  den  eigenen  Prämien  der  Versicherung  zu- 
züglich der  rechnungsmäßigen  Zinsen  angesammelt  werden  kannt|||||| 
Das  rührt  aber  daher,  daß  nach  d^  vertragsmäßigen  Bedingung« 
die  Gesellschaft  an  alle  diejenigen  Vendeherten  überiiaupt  k^ne 
Zahlungen  zu  leisten  hat,  welche  vor  Ablauf  der  Versicherungs- 
periode sterben ;  die  Einzahlungen  für  die  nach  der  Sterblichkeits» 
tafel  für  jedes  Versicherungsjahr  rechnungsmäßig  eintretenden 
Todesfälle  verfallen  zugunsten  der  Überlebenden  und  erhöhen  all- 
jährlich den  Anteil  der  einzelnen  Überlebenden  an  dem  angesammel- 
ten Prämienreservekapitale  der  Gruppe.  — 

Daß  in  der  P^raads  in  Iceinem  Falle  die  tatsächliche  Sterblich- 
heit unter  den  Versicherten  einer  Gesellschaft  sidh  vollkom- 
men mit  den  rechnungsmäßigen  Annahmen  decken  kann,  bedarf 
hier  wohl  nicht  der  besonderen  Erwähnung.  Trotzdem  muß 
eine  Lebensversicherungsgesellschaft  bei  der  Bemessung  ihrer 
Eückstellungen  an  Prämienreserve  von  festen  Bechnungsigrund- 
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lagen  ausgehen,  da  nur  hierdurch  eine  fortlaufend*  Kontrolle  der 
Mbarkeit  der  ««„a™^   V^toog«  .n-^Hch* 

a  Nach  den  vmtelieiidMi  Erliiitmi]ig«ii  dlirfte  es  nicht  schwer 
wa.  die  Bifllititlwit  der  fol««iideii  aUgemeinen  Definition  der 

Bie  Brimkiiieserve  ist  gleich  dem  rechnungsmäßigen 
Anteile  der  einzelnen  Versicherten  an  den  von  der  Gesellschaft 
vereinnahmten  Nettoprämien  und  Zinsen  abarägUch  des  Anteils 
der  Versicherung  an  den  rechnungsmÄJÖig  veravMabt«!  Ver- 
siisiierungsleistiingen. 

Nach  dem  Qnindsatze  von  der  Gleichheit  der  Ldstnngen  und 
ei^genleistongen  wihiend  des  ganien  Verlaufes  der  Versichermir 
TOiß  die  am  Sebluase  eines  jeden  Versicherungsjahres  vorhandene 
rmmammiim  annreidiend  sein,  um  aus  ihr  und  aus  den  in  Zu- 
tanft  noeh  m  erwartenden  Einnahmen  aus  Nettoprämien  und 
^nsen  alle  in  Zukunft  noch  rechnungsmäßig  fällig  werdenden 
Versicherungsleistungen  zu  decken.  Aus  dieser  Erwtamg  eriribt 
sich  die  folgende  zweite  Definition  der  Prämienreserve: 

Die  Prämienreserve  ist  gleich  der  Differenz  zwischen  dem 
Kapitalwerte  der  zukünftigen  Versichanrngrimtongen  und  dem 
Kapitalwerte  der  snkttnf  tigen  Frimiensahlimgen. 

Nun  ist  aber  ans  Abschnitt  II  bekannt,  daß  für  alle  auf  das 
Ibeben  einer  Person  al^geschlossenen  Versicherungen  der  Kapital- 
wert  der  znkünftigen  Versicherungsleistungen  dem  Werte  der  ein- 
ÄSligen  Prämie  für  das  erreichte  Alter,  und  der  Kapitalwert  der 
«nktinftigen  jährlichen  Prämienzahlung  von  1  M.  dem  Leibrent- 
werte für  das  erreichte  Alter  gleich  ist.  Hierans  folgt  für  alle 
Versicherungen  auf  ein  Leben  mit  gleichbleibender  jährlicher  Prä- 
nuenzahlimg: 

Die  Prämienreserve  ist  gleich  der  Differenz  zwischen  der  ein- 
Malagen  Prämie  för  das  erreichte  Alter  und  dem  Produkte  aus  der 
Nettqirämie  und  dem  Leibrentwerte  für  das  erreichte  Alter. 

Diese  Definition  wird  in  der  Kegel  den  mathematischen  For- 
meln zugrunde  gelegt,  welche  die  Lebensversicherungsgesellschaf, 
ten  bei  der  Berechnung  der  alljährlich  zurückzusteUenden  Prämien^ 
reserve  für  ihren  Versicherungsbestand  benutzen. 

Wenn  in  den  vorhergehenden  Entwiekelungen,  um  den  zur  Er^ 
mittelung  der  rechnungsmÄBigen  PtämienÜMI  führenden  rech- 
nerischen  Vorgang  in  gemeinverstäncQicher  Weise  zur  Dar- 

«r^^*!  5!^^'  ^  VorsteDung  ausgegangen  werden 
nwfite,  daß  die  P^rämienreserve  der  einzelnen  Versicherung  alg 
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deren  Anteil  an  dem  angesammelten  „Sparguthaben"  einer  ge- 
sdUlossenen  Gruppe  gleichaltriger  Veraielierter  aufzufassen  ist,  so 
soll  hiermit  keineswegs  zu  der  Frage,  ob  tmd  in  welchem  Umfange 
die  Prämienreserven  im  rechtlichen  Sinne  als  Eigentum  des 

einzelnen  Versicherten  angesehen  ist,  Stellung  genommen  werden. 
Eine  eingehende  Erörterung  dieser  in  der  Fachliteratur  viel  be- 
handelten Bechtsfrage  gehört  zweifellos  nicht  in  den  Bahmen 
einer  gemeinverständlichen  Abhandlung. 

4.  Die  weittragende  Bedeutung,  welche  einer  riditigen  Be- 
messung der  Prämienreserve  für  die  Erfüllbarkeit  der  von  einer 
G^esellschaf t  ftbomommmen  V^fliehtungen  innewohnt,  hat  die 
G^esetzgebung  der  verschiedenen  Staaten,  welche  die  Notwendig- 
keit einer  staatlicheil  Aufsicht  über  die  Lebensversicherungs- 
untemehmungen  erkannt  haben,  veranlaßt,  der  Frage  der  Prämien- 
reserve eine  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Es  ent- 
halten daher  die  Aufsichtsgesetze  der  meisten  Staaten  eingehende 
Vorschriften  über  die  Berechnung,  Belegung  und  gesonderte  Ver- 
waltung der  Prämienreserve  der  Versicherten.  Alle  diese  Vorschrif- 
ten gellen  von  der  Voraussetzung  aus,  daB  die  EinUgeen  der  Ver- 
sicherten, welche  dazu  dien^  sollen,  den  Gesellsehafien  die  Mittel 
zur  Erfüllung  ihrer  zukünftigen  Verpflichtungen  aus  den  VÜÜlw- 
rungsverträgen  zu  liefern,  eines  ganz  besonderen  gesetzlichen 
Schutzes  bedürftig  sind.  Für  das  Deutsche  Keich  hat  das  Gesetz 
über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen  (Versicherungs- 
aufsichtsgesetz) vom  12.  Mai  1901  im  Interesse  der  Versicherten 
außerordentlich  weitgehende  Bestimmungen  zur  Sicherstellung  der 
Prämienreserve  erlassen.  Nach  diesen  Bestimmungen  sind  die  Ge- 
sellschaften verpflichtet,  aus  ihrem  Vermögen  den  zu  Gunsten  der 
Versudierten  gesondert  zu  verwaltenden  „Prämienreservefonds'* 
auszuscheiden  und  in  ganz  besonders  sicherer  Weise  anzulegen. 
Auf  diesen  Prämienreservefonds  haben  die  Versicherten  für  den 
Fall  des  Konkurses  der  betreffenden  Versicherungsgesellschaft 
einen  bevorrechteten  Anspruch  vor  den  übrigen  Gläubigern.  Die 
Bestände  dieses  Fonds  müssen  in  ein  besonderes  Betgister  einge- 
tragen werden,  das  der  Aufsichtsbehörde  vorzulegen  ist.*) 

Ahnliche  gesetzliche  Bestimmungen  zum  Schutze  der  An- 
sprüche der  Versicherten  auf  SichenrteUiing  der  Prämienreserve 
bestehoi  in  der  Schweiz,  in  Osterreidi,  in  den  nordamerikanisÄÜ 
Staaten,  in  Dänemark  und  Norwegen,  seit  kurzem  auch  in  Frank- 

*)  Vergl.  Broecker,  Die  Bedmkiang  dm  Vitadearmetf^kmä»  nach  dem 
deutschen  PrivatTcr^icheniiigsgesetze.  (Preesedif  of  tibe  IV.  hktimuikmü 
Cmgnm  ol  Aotaariea.  New  Yotk  ISOS.) 
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reich  sowie  in  veisdiiedeneii  tnderen  europäisclieii  und  m3&e- 
«Ufopäisehen  Staaten. 

5.  Bei  den  friheien  Betrachtungen  waren  wir  von  der  Voraus»- 
setznng  ansgegangwa,  daß  für  die  jährliche  Prämienzahlung  (ab- 
gesehen von  der  reinen  Risikoversioherung  mit  steigender  Prämie) 
eine  gleichbleibende  Prämie  in  Betracht  kommt.  Es  ist  klar,  daß 
die  jährlichen  Prämienzahlungen  aber  auch  unter  anderen  Voraus- 
setzungen zu  berechnen  sein  müssen.  So  kann  2.B.  angenommen 
werden,  daß  die  jährUdbie  Prfinde  von  Jahr  zu  Jalir  um  einen  ganz 
bestimmten  Prozentsatz  steigt  oder  f  illi 

Wir  wollen  nns  mit  dem  Falle  beschäftigen, 

wo  die  jährliche  N^ettoprämie  für  das  erste  Versicher ungs jähr  um 
einen  gewissen  konstanten  Betrag  geringer  ist,  als  die  Nettoprämien 
für  alle  späteren  Versicherungs jähre.  Als  Beispiel  sei  wieder  die 
abgekürzte  Todesfallversicherung  auf  10  Jahre  für  das  Beitritts- 
alter von  30  Jahren  gewählt ;  die  Nettoprämie  für  das  erste  Ver- 
sicherungsjahr sei  um  16  M.  für  1000  M.  Versicherungssumme  ge- 
ringer als  die  liettopiirndflii  fir  die  sp&terai  9  Venichenmgs- 
jalize. 

Die  Veimlndeining  der  am  Anfange  des  ersten  Versichernngs- 
jahres  fälligen  Einnahme  der  Gesellschaft  um  15  M.  kann  als  eine 
der  Gesellschaft  zur  Last  fallende  Mehrausgabe  angesehen  werden. 
Der  Kapitalwert  der  sämtlichen  von  der  Gesellschaft  zu  bestreiten- 
den Leistungen  ist  daher  um  15  M.  zu  erhöhen.  Nun  beträgt  aber 
der  Kapitalwert  der  zukünftigen  Veraiclienuigsleistiiagen  (die 
einmalige  Prämie)  für 

wmm  Varsidiening  7Ä048  M 

Der  EapMwert  der  um   .     15,00  ^ 

erhöhten  Oesamtleistimg  d«r  GeseDschaft  betragt  also  .  735,1B  M. 
Da  nun  der  Absng  von  der  ersten  Jahresprämie  bei  der  Versiehe- 
ningsleistnng  Berücksichtignng  gefunden  hat,  so  können  wir 
natürlich  bei  der  Bemessung  des  Kapitalwerts  der  jährlichen 
Prämienzahlungen  die  Nettoprämien  als  gleichbleibend  für  die 
ganze  Versicherungsdauer  ansehen.  Wir  erhalten  also  als  Wert  der 
gleichbleibenden  Nettoprämie  d^  Betrag  vcm : 

8  2747  —  öö,öO  m. 
Dieser  Betrag  gilt  als  Nettoprämie  für  die  sämtlichen  Ver- 
sicherungsjahre mit  Ausnahme  des  ersten  Versichenmgsjahres.  Für 
das  erste  Veraiehenrngsjahr  beträgt  die  Nettopräaiie: 

88,85  —  15,00  -  73,85. 
Wenn  die  Nettoprämie  auch  für  das  erste  Versicherungsjalir 
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in  gleicher  Höhe  fällig  sein  soll  als  für  die  späteren  Versicherungs- 
jahre,  so  würde  nach  unserer  Tabelle  IX  eiae  jährliche  Netto- 
prämie von : 

87,03  M. 

in  Betracht  kommen. 

Die  Differenz  der  Nettoprämie  für  die  beiden  Eälle  in  Höhe  von 

88,85  —  87,03  ^  M. 

stellt  den  rechnungsmäßigen  Ausgleich  dafür  dar,  daß  als  Netto- 
prämie für  das  erste  Versicherungsjahr  ein  um  15  M.  geringerer 
Betrag  angesetzt  worden  ist. 

Es  soll  jetzt  für  nnser  Beispiel  der  Eiaflnfi  ratmadii  wmdm^ 
den  die  Erhebung  einer  um  15  M.  geringeren  Nettoprämie  für  das 
erste  Versicherungs  jähr  auf  die  Höhe  der  am  Schlnsse  jedes  einzel- 
nen Versicherungs  jahres  zurückzustellenden  Prämienreserve  ausübt: 

Die  Gesamtheit  der  für  unser  Beispiel  nach  der  Sterblichkeits- 
tafel am  Anfange  der  Versidierungsperiode  vorhandenen  91578 
Mitglieder  der  Qmjjfg»  gkidialtriger  (SQjäliriger)  Brnmui  bat 
am  Anfange  des  emt^  Venddiemngs jahres  zu  entrid^ten: 


91  578  X  (88,85  —  15)  =   6  763  035  M. 
Dieser  Betrag  vermehrt  sich  bis  zum  Schlüsse 

des  1.  Versichenugsjahres  um  die  Zinsen  .    .  =      236  706  „ 

auf  die  Summe  ?on  .   .   .   6  9d9  741  IL 

▼ermuidert  akk  um  die  Auggafoe  der  Gesiettsdiall 

för  808  Todesfalle   =     808000  » 

auf.   6  191  741  II. 

Himas  ergibt  sich  für  den  Sehluß  des  enten  Veawfliarmigih 
jahres  die  PrSmienreserve  der  einxelBen  YmmAmong  mit: 


Die  gesamte  Prünienreserve  der  Gruppe  von  .  8 191  741  11 

vermehrt  sich  am  Anfange  des  2.  Versicherungs- 
jahres um  die  Nettoprämieneinnahme  in  Höhe 

von  90  770x88,85  .    .   z=    8  064  915  „ 

auf   14256  656  M. 

iimd  um  die  Ziaeen  des  IsMeatm  Betrags  ¥W  .  498  983  „ 

auf  .•«•...•••••«  14t  7{^5  (b89 
Diese  Summe  vermindert  mk  mn  die  Aufgabe 
der  Qeselteohaft  für  818  Todeafiaie  des  2.  Ver- 

;sioherungsjahres   =      818  000  » 

auf   13  937  639  iL 


Die  Prämienreserve  für  den  Schluß  des  zweiten  Veraiclieruiigs- 
jilizi»  betrügt  also  für  die  einzelne  Veraichenuig: 

18  937  689  o>i 
89  958     =  ^' 

Die  Sottiilsiiiii^  der  Beehnunip  gibt  um  die  Werte  der  Primien- 
fenei've  fir  den  Sdiliiß 

des  8.  Yennoherimg^jilires  mit  245,34  M. 

n  4»  n  n  339,66  jf 

II  6,  „  ,1  438,05  „ 

»  i.  m  19  540,73  „ 

„7,  „  ^  648,01  ,1 

II  8.  n  M  760,11  n 

n  9*  n  n  877f83  '„ 

ff  10,  n  l(KKy,00  n 

iWenn  vom  ersten  Versicherungs jähre  ab  eine  gleichbleibende 
Nettopr&mie  von  87,03  M.  bedungen  wäre,  so  würde  die  Prämien- 
nftch  Tabelle  XI  betraicen  baben  für  den 

ies   1.  YennobenmgsjahreB     81,98  M. 


2. 
8. 

4a 
ß* 
i. 

7, 
8. 
9» 
10. 


19 


167,43  „ 

256,50  ^ 

349,42  n 

446,36  „ 

647,54  „ 

8&d,29  „ 

768,67  „ 

87i«li  „ 
1000,00  „ 

Die  Vergleichung  der  beiden  Zahlenreihen  zeigt,  daß  die  Prä- 
mienreeerve  im  dem  enteren  Falle  während  der  ganzen  Versiobe- 
nmgadamer  geiiBger  lat  als  in  dem  letsteren  Falle;  die  Diffeiens 
EwÜAm  den  entepediendeii  Beierfewerten,  welche  am  Sdilneee 
dee  errten  YevaielierQ&gsjalireB  18,77  M.  beirigt,  veimindert  aidi 
von  Jabr  m  Jahr  nnd  beträgt  am  Schlme  des  neunten  Versiehe- 
inngsjahres  nur  noch  1,82  M.,  am  Schlüsse  des  zehnten  und  letzten 
Versicherungs jahres  dagegen  0. 

Es  gibt  nun  verschiedene  Versicherungsgesellschaften,  welche 
ihre  Prämien  nnd  Prämienreserven  nnter  der  Annahme  berechnen, 
diA  die  Nettoprimie  fllr  das  eiste  Versichening^alir  um  einen  be- 
süiBaten  F^mentMis  von  der  VefsidierongSBiimBe  geringer  ist 
als  die  Mettoprimien  für  alle  folgeiiden  Venidiemngsjahre,  olm* 
aber  eine  gleiche  Annahme  üMb  bei  der  Bereolinung  ihrer 
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prämie  zugrunde  zu  legen.  Um  für  ihre  Tarife  zu  gleichbleibenden 
Bruttoprämien  zu  gelangen,  wird  die  geringere  Nettoprämie  des 
ersten  Versidiemngsjahres  mit  einem  Aufschlage  für  Verwal- 
tnngskosten  versehen,  welcher  nm  denselben  Betrag  höher  ist  als 
der  Anlsdüag  der  übrig«a  Primiflii,  um  welchen  die  NettoprSmie 
des  ersten  Versicherangs  jahres  geringer  ist  als  die  NeitoprSmien 
der  späteren  Versicherungs  jähre.  Die  ans  dem  erhöhtm  ünkosten- 
aufschlage  des  ersten  Versicherungs  jahres  der  Gesellschaft  er- 
wachsende besondere  Mehreinnahme  wird  zur  Deckung  der  mit 
dem  Abschlüsse  der  Versicherung  verbundenen  Mehrkosten  der 
Gesellschaft  (Abschlußprovisionen  usw.)  benutzt. 

£ine  Gesellschaft,  welche  ihre  Nettoprämien  und  Prämien- 
reserven  nach  der  besdirieboien  Methode  bereefaBet,  ist  an  sicii  sehr 
wohl  in  der  Lage,  mit  denselben  TarifprSmiea  m  arbeiten  wie  eine 
andere  Gesellschaft,  welche  ihren  Bereoiinungen  die  Annahme  einer 
für  die  ganze  Versicherungsdauer  gleichbleibenden  Nettoprämie  sn- 
grundc  legt.  Der  versicherungstechnische  Gesamtwert  aller  in  den 
Bruttoprämien  enthaltenen  Zuschläge  für  Geschäftsunkosten  ist 
auch  bei  der  ersteren  Gesellschaft  genau  so  groß  wie  bei  der  letz- 
teren Anstalt.  Die  Verteilung  derünkostenbelastung  auf  die  Prämie 
der  einzelnen  Versicherungsjahre  ist  nur  in  beiden  Fällen  verschie- 
den. Es  kann  nieht  gelengnet  werden,  daß  diese  Verteilung  in  dem 
ersterenFalle  den  tat«»i^hliffhftn  VflThftltniffn  mwhr  angepaßt  ist  als 
in  dem  letzterenFalle,  in  welchem  von  der  für  die  hentigePraads  des 
Lebensversicherungsbetriebes  jedenfalls  nicht  zutreffenden  Vor- 
aussetzung ausgegangen  wird,  die  Geschäftsunkosten  seien  in  den 
einzelnen  Versicherungs  jähren  annähernd  gleich.  In  Wirklichkeit 
sind  bei  dem  z.  Z.  in  Deutschland  herrschenden  Systeme  der  Ab- 
schlußprovisionen die  Unkosten  des  ersten  Versicherungsjahres 
erheblich  höher  als  diejenigen  aller  späteren  Versicherangs  jähre. 
Da  die  erstere  Gesellsdiaft  ans  der  Bnitto|ffimie  des  ersten  Ver- 
sicheningsjahres  die  Erwerbdkosten  bis  zur  Hdhe  des  hierfllr  in 
Ansatz  gebrachten  rechnungsmäßigen  Betrages  deckt,  so  kann  ine 
naturgemäß  aus  der  ersten  Versicherungsprämie  entsprechend 
weniger  der  Prämienreserve  zuführen,  was  ja  auch  in  den  Resul- 
taten der  Eeservenberechnung  zum  Ausdruck  gelangt ;  dafür  liefern 
aber  auch  die  erhöhten  Nettoprämien  der  späteren  Jahre  einen  ent- 
sprechend höheren  Beitrag  zu  der  Prämienreserve,  so  daß  die 
anfängliche  Differenz  zwisehm  den  nach  den  beidim  verachiedenen 
Ifethoden  beredineten  Beaervewertm  im  Laufs  der  Frlmien- 
'^^S^^I^O?^^'^^'''^  ansgeglidien  (amortisiert)  werden  kann. 
Diese  .HHHPe  der  ^Entnahme  der  Abschlnßkosten  aus  der  ersten 

r 
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Jahresprämie  und  Tilgung  (Amortisation)  mit  Hilfe  erhöhter 
Nettoprämien  für  die  späteren  Versicherungs jähre  wird  in  Deutsch- 
land gewöhnlich  nach  dem  verstorbenen  Dr.  Z 11  Im  er  als  die 
Zill m er  sehe  Methode  der  Eeserveberechnung  bezeichnet.  Die 
wesentlichen  Gnmdsfttie  der  Methode  sind  aberidditYmiZillmer 
Herst  aufgestellt  woxden;  sie  waren  vielmehr  schon  frOher  in 
England  mä  Hordamerika  durch  S  p  r  a  g  u  e  und  andere  Versiche- 
lUngsmathematiker  bekannt  geworden  und  praktisch  angewandt. 

Über  den  Wert  und  die  praktische  Bedeutung  der  erwähnten 
Methode  der  Eeserveberechnung  hat  von  jeher  unter  den  Fach- 
leuten eine  große  Meinungsverschiedenheit  bestanden.  Die  Gegner 
der  Amortisation  der  Abschlußkosten  gehen  von  dem  Grundsatze 
ans,  daß  die  einer  Gesellschaft  erwachsenden  Gesch&fteiuikoeten 
flenijaiigeii  Qeadiftftsjahre  voU  zur  Last  gelegt  werden  mteen, 
In  wel<£em  sie  ^tstanden  sind,  nnd  daß  daher  eine  Verteilimg 
dieser  Kosten  auf  die  gesamte  Versichenmgsdauer  als  unzulässig 
angesehen  werden  müsse.  Auch  sind  sie  der  Ansicht,  daß  die  Ent- 
nahme der  Abschlußkosten  aus  der  ersten  Jahresprämie  auch  vom 
Standpunkte  des  Versicherten  zu  bekämpfen  sei,  da  der  Versiche- 
rungsvertrag auf  der  Grundlage  einer  alljährlich  gleichbleibenden 
Jahresiirimie  ahgescMoss^  und  daher  eine  größere  Inansprudi- 
nahme  der  ersten  Jahrefl|>riiiiie  auf  Kosten  der  Beservestellimg 
nicht  im  Sinne  dieser  YeartEafignindlage  gelegen  sei. 

Mimg^gm  wird  von  seitm  der  Anhänger  der  fraglichen  Amorti- 
sationsm^ode  geltend  gemacht,  daß  die  Gesellsdiaft  selbstver- 
ständlich berechtigt  sein  müsse,  alle  durch  den  Abschluß  und  die 
Verwaltung  einer  Versicherung  entstehenden  Unkosten  in  einer 
solchen  "Weise  auf  die  Versicherungsdauer  zu  verteilen,  wie  es  der 
tatsächlichen  Entstehimg  dieser  Unkosten  entspricht;  der  Ver- 
sicherte habe  nur  das  Becht,  die  Erfüllung  eines  Versicherungs- 
vertrages zu  fordern,  wihrend  die  Art  der  ünen  Oeadiif tMinrich- 
timgen  ent^neehraiden  Bildung  der  Brimienreserve  der  Oesell- 
•diaft  therlassen  werden  mtae.  Die  Methode  der  Amortisation 
der  Ahechlußkoeten  sei  zweifellos  am  meisten  geeignet,  eine  mög- 
lichst gerechte  Grundlage  sowohl  für  die  Heranziehung  der  ein- 
zelnen Versicherten  zu  den  Geschäftsunkosten  der  Gesellschaft 
als  auch  für  die  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten  zu  bilden.  Sie 
sind  der  Meinimg,  daß  es  weniger  darauf  ankomme,  welchem  Ge- 
schäftsjahre, als  welchen  Versicherten  die  Absehlnß- 
kosten  zur  Last  zu  leg^  seien;  voü  diesem  Oesichtspnakio  ans 
Mmm  es  keinem  Eweifel  unterliegen,  dai  jede  Yermdierang  ihre 
eigenen  Erwerhskoeten  selbst  trafen  müsse. 
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Gegner  und  Anhänger  der  Metkode  sind  aber  im  allgemeinen 
darin  einig,  daß  bei  der  Anwendung  die  folgenden  Bedingungen 

erfüllt  sein  müssen: 

a)  Die  Belastung  der  ersten  Jahresprämie  mit  den  erstjährigen 
Unkosten  darf  im  äußersten  Falle  nur  so  hoch  sein,  daß  nach 
Deckung  dieser  Unkosten  von  der  ersten  Jahresprämie  noch  ein 
Betrag  übrig  bleibt,  welcher  der  rechnungsmäßig  zur  Bestreitung 
der  Todesfallzahlungen  des  ersten  VetaidMniiiiajahres  erforder- 
liehen Bisikoprämie  gleich  ist 

b)  Die  auf  die  spätm  Jahiespriaiie  o&tf alloide  Amortisations- 
quote darf  im  äußersten  Falle  nur  so  hodi  eein,  daß  nach  Deckung 
der  rechnungsmäßigen  Ausgaben  jedes  Jahres  für  Sterbefälle 
und  für  die  Reservestellung  aus  jeder  Jahresprämie  noch  ein  Be- 
trag übrig  bleibt,  welcher  zur  Bestreitung  der  laufenden  Ver- 
waltungskosten ausreichend  ist. 

Wegen  der  außerordentlichen  [Wichtigkeit,  welche  den 
Grandsätzen  fdr  die  FrämisBieservebildung  beigemessen  wenden 
muß,  kat  sidi  die  Gesetzgehung  vmchiedener  Staat«a  audi  sdion 
mit  der  Frage  der  Zulässigkeit  soldier  AmortisationsMeihoden  he- 
schäf tigt.  So  ist  z.  B.  die  Anwendung  derartiger  MetiiodelM^ 
meisten  nordamerikanischen  Staaten  gesetzlich  verboten.  Das 
österreichische  Regulativ  vom  Jahre  1896  gestattet  dagegen  die 
Einstellung  von  nicht  amortisierten  Abschlußkosten  unter  die 
Aktiva  der  Bilanz. 

Für  das  Deutsche  Beich  ist  die  zulässige  Höhe  der  nach  der 
Art  der  Zillmersckrai  oder  einer  ähnlichen  Methode  zu  tilgenden 
Abeddußkosten  dmdi  die  Ycradinft  des  §  11  des  Versiehenmga- 
aufsichtsgesetzes  vom  12.  Mai  1901  auf  12^  pro  Mille  der  Ver- 
sicherungssumme begrenzt.  Diese  Vorschrift,  welche  in  dem  ur- 
sprünglichen Regierungsentwurfe  nicht  enthalten  war,  ist  erst 
durch  Beschluß  des  Reichstages  in  das  Gesetz  aufgenommen  wor- 
den; der  Eegierungsentwurf  wollte  die  Frage  der  Zulässigkeit  ge- 
wisser Grundsätze  für  die  Berechnung  der  Prämien  und  Prämien- 
reserven der  sachverständigen  £kitscheidung  der  Aufsichtsbehdrda 


IV.  Das  vorzeitifle  Erlöschen  voq  Versicherungs- 

1.  Wenn  der  Versicherte  mit  der  Zahlung  der  vertragsmäßig 
bedungenen  Prämie  längere  Zeit  rückständig  geblieben  ist,  so  oc^ 
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Mfldit  die  Yergkiieriiiig  gem&i  den  lUgememen  Vendchenmgs- 
!)ediiigimg«ii.  Die  Bedingungen  lassen  jedoch  in  der  Begel  die 
Wiederinkraftsetzung  erloschener  Verträge  zu,  wenn  seit  dem  Er- 
löschen erst  einige  Monate  verstrichen  sind  und  der  Versicherte  die 
rückständige  Prämie  nebst  Zinsen  nachzahlt.  Ist  seit  dem  Er- 
löschen der  Versicherung  jedoch  bereits  eine  längere  Zeit  ver- 
stridben,  so  hat  der  Versicherte  dnreh  eine  Gesundheitserklärung 
oder  ein  inüiches  Zeugnis  den  Nachweis  zu  führen,  daß  eine  Ver- 
acMeelitening  seiner  Qesnndlieit  nidit  eingetreten  ist  Selbstver- 
ständlich ist  der  Hadiweis  nnverinderter  Gesnndheit  nicht  er- 
forderlich, wenn  es  sich  um  eine  Sparversichening  oder  um  eine 
reine  Erlebensfallversicherung  handelt. 

Im  Falle  des  Erlöschens  einer  einfachen  Sparversicherung  hat 
die  Gesellschaft  eine  gewisse  Anzahl  von  Prämien  empfangen, 
ohne  dafür  die  geringste  Zahlung  geleistet  zu  haben.  Sie  ist  daher 
in  der  Lage,  die  eingezahlten  Prämien  nebst  Zinsen  abzüglich  der  ent- 
standenen Gesch&f tsonkosten  bei  Aufhebung  des  Vertrages  znrück- 
zngewiliien.  An  Stelle  der  baien  Büekgewilir  kann  natOrlich  mck 
die  Anrechnung  der  vorhandenen  Prämienreserve  auf  einen  neoen 
Vertrag  treten;  es  kann  z.B.  vereinbart  werden,  daß  die  Ver- 
«cherungsgesellschaft  zu  dem  in  der  ursprünglichen  Police  be- 
zeichneten Zahlungstermin  nicht  die  volle  ursprüngliche  Versiche- 
rungssumme, sondern  nur  denjenigen  Teil  zu  zahlen  haben  soll, 
welcher  nach  den  Rechnungsgrundlagen  für  die  bereits  geleisteten 
Einzahlungen  gewährt  werden  kann.  Ein  solcher  neuer  Vertrag 
wM  als  „beitragsfreie  Venddierimg"  bezeichnet,  während  die 
Aufhebung  des  Vertragis  gegen  liave  Vergütung  y3tlekkauf '  ge- 
nannt wird. 

Bei  einer  fOr  die  Dauer  eines  Jahres  abgeschlossenen  einlachen 
Binkoversicherung  auf  den  Todesfall  liegt  die  Sache  dagegen 
wesentlich  anders ;  hier  gilt,  wie  wir  gesehen  haben,  die  jährliche 
Prämie  voll  als  Entgelt  für  das  von  der  Gesellschaft  während  des 
einzelnen  Versicherung jahres  getragene  Eisiko.  Eine  Prämien- 
reservo  ist  nicht  vorhanden ;  dem  Versicherten  kann  daher  bei  vor- 
zeitiger Aufgabe  seiner  Versicherung  weder  eine  beitragsfreie  Vor- 
•iekening  noch  ein  Blekkanlswert  ebensowenig  bewilligt  werden, 
als  dies  bei  einer  Saciiirersichemng,  z.  B.  einer  Feueamnriclienmg, 
welche  gegen  jährliche  Prämienzahlung  ohne  Vorauszahlung  für 
mehrere  Jahre  abgeschlossen  wurde,  der  Fall  sein  würde. 

2.  Auch  bei  einer  lebenslänglichen  oder  gemischten  Todesfall- 
versicherung ist  im  Falle  vorzeitigen  Erlöschens  ein  Teil  der  ein- 
gezahlten Prämien  durch  das  in  der  Vergangenheit  von 
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Schaft  getragene  Eisiko  verbraucht  worden;  es  kann  daher  auch 
in  diesem  Falle  nicht,  wie  bei  der  reinen  Sparversicherung,  von 
der  Büekgewähr  oder  Anrechnung  der  vollen  eingezahlten  Prämien 
nebst  Zinsen  abzüglich  eines  verhältnismäßig  unbedeutenden  Ab- 
zugs fOr  Geschäftsunkosten  die  Bede  sein.  Für  die  Bückgewälir 
oder  Anrechnung  kann  selbstverständlisli  nur  derjenige  Teü  der 
eingezahlten  Nettoprämien  und  Zinsen  in  Betradit  komiDai, 
welcher  nicht  zur  Bestreitung  von  rechnungsmäßigen  Aui^galm 
für  Todesfälle  innerhalb  der  betreffenden  Eisikogruppe  bereits  Ver- 
' Wendung  gefunden  hat;  dieser  Teil  ist  die  rechnungsmäßige  Prä- 
mienreserve der  Versicherung.  Die  immer  wiederkehrenden  Klagen 
4m  Versidh^ten  über  die  Geringfügigkeit  der  ihnen  von  den  Ge- 
sellschaften fttr  den  FaU  der  Aufhebung  oder  Umwandlung  ihres 
Versicherungsvertrages  angebotmen  Vergütung  beruhen  daher 
zum  größten  Teil  lediglidi  auf  der  Unkenntnis  deePuUikiims  w 
der  Natur  der  Lebensversicherung.  Während  bei  der  SachTeraiehe- 
rung  niemand  daran  denken  würde,  bei  Aufgabe  seiner  Versiche- 
rung eine  Eückgewähr  der  für  das  Eisiko  der  Vergangenheit  ge- 
zahlten Prämie  aus  dem  Grunde  zu  fordern,  weil  er  selbst  keinen 
ersatzpflichtigen  Schaden  erlitten  hat,  glauben  bei  einer  Lebens- 
TOndehernng  die  mdsten  einen  völlig  ungerechtfertigten  Abzug 
¥on  ihren  Spargeldem  erleiden  zu  müssen,  wenn  ihnen  nicht  die 
voUen  eingezahlten  FHbnien  nebst  Zamem  und  fflnseszinsen  im 
Falle  ihres  freiwilligen  Austritts  aus  der  Vendcherung  vergüte! 

werden.  , 

Soll  eine  Todesfallversicherung,  für  welche  die  Prämienzahlung 
eingestellt  worden  ist,  als  sogenannte  beitragsfreie  Versicherung 
fortgesetzt  werden,  so  wird  in  der  Eegel  die  volle,  für  die  be- 
treffende Versicherung  nach  den  Eechnungsgrundlagen  der  Ge- 
seUsdiaf t  vorhandene  Prämienreserve  als  einmalige  Prämie  für  die 
neue  Versidienmg  angeredmet;  die  einmalige  Prämie,  welche 
einer  solchen  Umwandlung  zugrunde  gelegt  wird,  ist  natürlidi 
von  dem  zur  Zeit  der  Umwandlung  err^h^  ^'^^^^S^l^ 
hängig  und  muß  einen  Aufschlag  zur  Bestreitung  der  MIPOTIiiP^ 
Schäftsunkosten  enthalten.  Ein  Beispiel  wird  das  Vorstehende 
verständlicher  machen: 

Eine  auf  das  60.  Lebensjahr  abgekürzte  Todesfallversicherung 
einer  30jährigen  Person  soll  in  eine  beitragsfreie  Versichenmg 
umgewandelt  werden,  nachdem  sie  zehn  volle  Jahre  bestanden  hat; 
es  soll  die  VersidiMrangmnninie  der  beitragafieien  Veiaiidiemng 
berechnet  werden. 

Die  vorhandene  Främienreserve  beträgt  nach  d«  Tabelle  XI 


nach  lOj&hrigttr  Versicherungsdauer  für  je  1000  M.  Versichenmgs- 
iumme:  218,13  M. 

Die  einmalige  Nettoprämie  für  die  neue  Versicherung  der 
IDi&liiigfiii  Person  auf  20  Jahre  beträgt  nadi  Tabelle  VIU: 

561,01  M. 

Als  Au&eblag  für  Geschäftsuiikofiteii  aelea  67«  der 

eimnaMgen  Nettoprämie  .   •  .   .  =     88,06  « 

in  Anaais  gebrai^i 

HieraiiB  ergibt  mt  eine  Bnittopramie  von   .   .   .         (I8»,06  M. 

für  welche  1000  M.,  zahlbar  beim  Tode  oder  spätestens  bei  Er- 
feichnng  des  60.  Lebensjahres,  Yersichert  werden  k(lnnen;  für  den 
Beltiig  der  vollen  Primienreserve  vm  218^3  M.  kfinnen  daher: 

1000  X  ^1  =  rund  370  M. 

unter  den  erwähnten  Bedingungen  verraehert  werden. 

Viele  Qeselladialten  kiraen  anch  den  Betrag,  welchen  sie  für 
die  OeechAftsnnkosten  der  neuen  Versieherang  zur  Last  legen 
sollen,  von  der  vorhandenen  Prämienreserve  und  legen  dann  der 
Umrechnung  die  einmalige  Nettoprämie  (ohne  Aufschlag)  zu- 
grunde. Selbstverständlich  sind  beide  Methoden  an  sich  gleich- 
wertig ;  ob  die  Versicherungssumme  der  umgewandelten  Versiche- 
rung in  dem  einen  oder  dem  anderen  Falle  höher  ansf&llt,  hängt 
lediglieh  von  der  Höhe  des  Ahmgs  von  derPrimieDreserve  einer- 
ieilB  und  des  Anladilaga  n  der  einmaligen  Nettoprämie  anderer- 
•eiis  ab. 

3.  Wird  an  Stelle  der  Umwandlung  in  eine  beitragsfreie  Ver- 
sieherung  die  Zahlung  eines  baren  Eückkaufswertes  gewünscht, 
so  gelangt  in  der  Kegel  nicht  die  volle  Prämienreserve,  sondern 
nur  der  größere  Teil  derselben  zur  Auszahlung.  In  früherer  Zeit 
war  dieser  Teil  in  den  allgemeinen  Versichemngshedingnngen  meist 
auf  oder  der  vollen  Prämienreserve  bemesaai;  in  neuerer  Zeit 
werden  dagegen  von  den  meisten  Lehensverndiemng^gefleUaehaflen 
eiiiehlieh  hilliere  Btekfcanfswerte  gesahlt.  Die  Bückkaufswerte 
der  modernen  Gesellsehaften  beginnen  gewöhnlich  mit  60—75  <yb 
hei  3 — 5jähriger  Versicherungsdauer  und  steigen  mit  der  Dauer 
der  Versicherung  auf  90—100  o/o  der  vollen  Prämienreserve. 

Ein  näheres  Eingehen  erfordert  noch  die  sich  hier  unwillkür- 
lich aufdrängende  Frage,  weshalb  es  den  Gtesellschaften  nicht 
möglich  ist,  vom  Beginne  der  Venddiemng  an  die  volle  Prämien- 
reserve im  Falle  des  Büekkaufs  m  erstatten,  dn  doch  die  in  der 
Vergangenheit  entstandenen  Oendtältennkoilin  der  Beiecshnunff 
der  Främieiizeaerve  heieiti  herfllek 


tige  Unkosten  für  die  Gesellschaft  nach  dem  Erlöschen  der  Ver- 
sicherung nicht  mehr  erwachsen  können.  Auf  diese  Frage  muß  zu- 
nächst erwidert  werden,  daß  die  Berücksichtigung  der  vergangenen 
Unkosten  sich  in  vielen  Fällen  nur  auf  die  laufenden  Greschafts- 
unkoeten,  mdit  aber  auf  die  bei  ibrwerb  der  Versieiierung  eni- 
ataadenra  einmaligen  AhschluSkoaten  exstreekt;  eine  ieilweiae  Be- 
rücksichtigung auch  der  letzteren  Kosten  findet  nur  statt,  wenn  bei 
Berechnung  der  Prämienreserve  von  einer  Methode  der  Amortisa- 
tion der  Abschlußkosten  Gebrauch  gemacht  wird.  Weiter  muß  in 
Betracht  gezogen  werden,  daß  die  mit  dem  Verluste  einer  Versiche- 
rung verbundene  Verminderung  des  Versicherungsbestandes  für  die 
Gesellschaft  immer  unerfreulich  ist,  da  es  unter  Umständen  großer, 
aif femmäßig  nicht  immer  genau  zu  hemeasender  Aufwraidungen  be- 
darf, um  einen  durch  starken  Abgang  gesehwächtoi  Bestand  in 
ausreidiender  Weise  wieder  zu  ergänzen ;  ämm  das  Voriiandensein 
eines  zu  dem  unentbehrlichen  Verwaltungsapparat  im  richtigen 
Verhältnisse  stehenden  Versicherungsbestandes  bildet  zweifellos 
eine  der  wichtigsten  Lebensbedingungen  einer  Versicherungsgesell- 
schaft. Hierzu  kommt,  daß  viele  Fachleute  die  Ansicht  ver- 
treten, der  vorzeitige  Abgang  von  Versicherungen  bedeute  für 
die  Gesellschaft  in  der  Eegel  eine  wesentliche  Verschlechterung 
ihres  Versicherungsbestandes,  da  in  dm  mdst^  Fälkn  nur  solche 
Veraidierte  ihre  Verdeherung  vorzeitig  aufzugeben  geneigt  sei^ 
welche  wegen  ihres  vorzüglichen  Gesundheitszustandes  den  Wert 
einer  Lebensversicherung  für  ihre  Person  gering  schätzen,  während 
Personen  mit  geschwächter  Gesundheit  ein  lebhaftes  Interesse 
daran  haben,  ihre  Versicherung  auch  unter  den  schwierigsten  Ver- 
hältnissen aufrecht  zu  erhalten,  um  ihren  Angehörigen  unter  allen 
Umständen  den  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  zu  erhalten. 
£s  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  diese  Ansieht  sehr  viel  Über- 
zeugendes an  sidi  hat,  obwohl  ihre  Bichtigkeit  sich  dureh  ein- 
wandfreie statistische  Beobachtungen  bisher  nicht  hat  nachweisen 
lassen.  Von  den  Gegnern  dieser  Ansicht  wird  namentlich  der  Um- 
stand angeführt,  daß  bei  weitem  die  meisten  Versicherungen  nur 
aus  dem  Grunde  vorzeitig  erlöschen,  weil  die  Versicherten  sich  in 
finanzieller  Bedrängnis  befinden  und  daher  nicht  in  der  Lage  sind, 
die  für  eine  regelmäßige  Prämienzahlung  erforderlichen  Beträge 
aus  ihren  Einnahmen  zu  sparen.  Finanzielle  Sdiwierigkeiten  seien 
aber  in  oußerordentlieh  vietoa  Fällen  lediglidi  die  nattrlidie  Folge 
einer  gesdiwächt»  Gesundheit,  welche  eine  Verminderung  der  Ar- 
beits- und  ^werbskraft  bedinge.  Es  müsse  daher  angenommen 
werden,  daß  gerade  die  schlechtesten  Kisiken  ihre  Versiehe- 
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nmgeii  vorzeitig  aufgeben,  während  die  gesunden  Personen  mit 
voller  Erwerbekralt  bei  der  Gesellsehaft  verbleiben.  Es  ist  klar, 
dafi  aueh  diese  letileie  Ansidit  sidL  eehr  wohl  vertreten  läßt ;  bei 
ämt  Mangel  amreidiiiider  statistiaclier  Erfahmagta  l&ßt  es  sich 
aber  nur  schwer  beiirtelleii,4lil|^  Motive  bei  der  Aufgabe  der 
Versicherungen  am  meisten  ins  Gewicht  fallen.  Die  GeseUidbaf* 
ten  glauben  daher  einem  Gebote  der  Vorsicht  folgen  zu  mtUwen, 
wenn  sie  die  Möglichkeit  einer  für  sie  ungünstigen  Wirkung  des 
vorzeitigen  Rücktritts  in  Betracht  ziehen  und  daher  das  vorzeitige 
Ausscheiden  nicht  durch  Gewährung  allzu  hoher  Bückkauf swerte 
tbermäßig  begünstigen. 

4.  Wenn  der  Versieherte  aus  irgend  einem  Grunde  vorüber- 
gehend nicht  In  der  Li^  ist,  die  Mittel  zur  rechtzeitigen  Zahlung 
seiner  Versicherungsprämie  zu  beschaffen,  so  kann  ihm  von  der 
Gesellschaft  aus  der  für  seine  Versicherung  angesammelten  Pri- 
mienreserve  ein  Darlehn  bis  zur  Höhe  des  bedingungmäßigen 
Rückkaufwerts  gewährt  werden.  Ein  solches  Darlehn  ist  natür- 
lich der  Gesellschaft  zu  verzinsen.  Uber  die  Bedeutung  dieser  Ver- 
herrschen  im  Publikum  vielfach  noch  recht  irrtümliche 
Ansehauungen;  man  bSrt  sehr  häufig  von  Versicherten  die  Ansicht 
aussprechen,  dafi  man  bei  der  Versicherungsgesellschaft  im  Falle 
der  is»<at»liinft  dnes  Btrlehns  „sein  eigenes  Geld  noch  verzinsen 
müsse".  Tatsächlich  ist  die  Geedlsdiaft  aber  gar  nidit  in  der  Lage 
auf  die  Verzinsung  der  aus  der  Primienreserve  entnommenen  Dar- 
lehen zu  verzichten,  da  sie  zur  Weiterbildung  der  Prämienreserve 
jeder  einzelnen  Versicherung  bis  zur  vollen  Höhe  der  vertrags- 
mäßig übernommenen  Versicherungsleistung  nicht  nur  der  neuen 
Prämien,  sondern  auch  der  rechnungsmäßigen  Zinsen  bedarf.  Sie 
mufi  daher  die  Primienreserven  ihrer  Venicherten  verzinslich  an- 
legen und  wttrde  einen  direkten  Verlust  an  rechnungsmäßigen  Zins- 
einnahmen erleiden,  wenn  sie  aus  denjenigen  Teilen  der  Primien- 
reserven, welche  sie  den  Versidierten  vorzeitig  bar  zur  Veorffigung 
gestellt  hat,  keine  Zinsen  beziehen  würde.  Allerdings  sind  die 
Zinsen,  welche  die  Gesellschaft  von  den  Versicherten  für  das  Dar- 
lehn erhebt,  in  der  Kegel  höher  als  die  rechnungsmäßig  der  Prä- 
mienreserve zufließenden  Zinsen.  Die  ersteren  betragen  meist  5  o/o, 
während  die  letzteren  in  der  Kegel  nur  3 — 3V2  o/o  ausmachen ;  die 
Dif f eienz  stellt  das  Äquivalent  für  die  mit  dem  Darkhnsgesoh&f te 
verbundenen  Unkostoi  der  Gesellschaft  dar. 

5.  Bei  den  reinen  ErlebensfaUvenidierungen  ist  die  Umwand- 
lung in  beitragsfreie  Versidierungen  ebensogut  auzffüirbar  wie 
bei  den  Sparversicherungen  und  den  Todesf  allversicherungea»  Die 


Berechnimg  der  Versicherungssumme  der  beitragsfreien  Versiche- 
rung geschieht  nach  denselben  Grimdsätzen,  welche  für  die  Todea- 
f allversiidierung  ausführlich  erläutert  wurden. 

Gegen  die  Gewährung  von  baren  ttttdchmf^werten  sprechen 
bei  den  reinen  Erlebensfallversickenmgen  (ohne  Prämienrückge- 
währ) dagegen  erhebliche  technische  Bedenken.  Es  ist  klar,  daß. 
unter  Umständen  gerade  diejenigen  Personen  leicht  geneigt  sein 
werden,  von  dem  Kechte  der  Aufhebung  des  Versicherungsantrages 
gegen  bare  Entschädigung  Gebrauch  zu  machen,  welche  während 
der  Versicherungsdauer  in  bedenklichem  Grade  erkranken  und  da- 
her begründete  Ursa(^e  zu  der  Annahme  haben,  daß  sie  den  End- 
termin der  VersicAkemng  nicht  mehr  erleben.  Durch  den  frei- 
willigen Austritt  einer  größeren  Annlil  aehwerkiaalBer  PenNmen 
würde  aber  zweifellos  die  der  G^esellschaft  aus  den  verfallenden 
Prämienreserven  der  vorzeitig  Sterbenden  rechnungsmäßig  zu- 
fließende Einnahme  in  einer  Weise  beeinflußt  werden  können,  daß 
die  bei  der  Berechnung  der  Prämie  vorausgesetzte  Sterblichkeit 
nicht  mehr  als  zutreffend  angesehen  werden  kann.  Ob  diesem 
theoretischen  Bedenken  in  Wirklichkeit  eine  große  praktische  Be- 
deutung beigelegt  werden  muß,  läßt  sich  natürlich  nur  schwer  be- 
urteilen, da  eine  brauchbare  statistiadlie  Unterlage  zur  Beurteilung 
dieser  Frage  fehlt  und  auch  wohl  kaum  jemals  wird  beschafft 
werden  können. 

Jedenfalls  hat  das  erwähnte  theoretische  Bedenken  die  Gesell- 
schaften bisher  davon  abgehalten,  ihren  auf  den  reinen  Erlebens- 
fall Versicherten  einen  Anspruch  auf  bare  Kückkaufswexte  zuzu- 
billigen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  allerdings  bei  den 
Erlebensfallversicherungen,  welche  unt^  der  Bedingung  der  Prir 
mienrttdkgewähr  für  den  FaU  des  vorzeitigen  Todes  des  Yeisidier- 
ten  abgeschlossen  sind.  Für  diese  Versidierungen,  weldie  ihrem 
Wesen  nach  den  reinen  Sparversicherungen  sehr  nahe  stehen,  ist 
.  die  Zahlung  barer  Kückkaufswerte  sehr  wohl  zulässig. 

Für  aufgehobene  Leibrentenversicherungen  auf  den  Erlebensfall 
gelten  dieselben  Erwägungen  wie  für  die  Kapitalveraicherungeu 
auf  den  Erlebensfall. 

6.  Eine  andere  Form  der  Entschädigung  von  Versicherten, 
weldie  ihre  Primien Zahlung  vorzeitig  eingestellt  haben,  ist  die 
sogenannte  „kostenlose  Vendeiieningsverlftngerung".  Es  sind  zwei 
Arten  dieser  zuerst  in  Nordamerika,  in  neuerer  Zeit  aber  audi  in 
Deutschland  gebräuchlichen  Form  zu  imterscheiden.  Die  erstere 
Art  besteht  darin,  daß  dem  Versicherten  aus  dem  für  seine  Ver- 


Sicherung  vorhandenen  Eückkaufswerte  so  lange  vaninsliche  Oar- 
lehen  (auch  ohne  Antrag)  zur  Beaüdmw  der  fUlimn  Primioi  m. 
Jährt  werden,  bis  der  Kückk.,.Wt  «nf  6«m^  «xgunX 

Js,lrcäri:^iW        ^^^^^^^^^  ^eibt 

also  «r  eme  «ewisse  Zeit,  deren  Linge  sidi  nach  der  Höhe  des  vor- 

™        TJä."^         *^  Prämienzahlung  verpflichtet 

feiles  d«  darlehMweise  zur  Deckung  der  f&llig  gewesenen  P* 
mien  und  Zinsen  dem  Versicherten  aus  «mer  PMlSrZSi  ^ 
a^rd^!*'*«  V.».*.™g«nn^      ^^.^  ^ 

«in,^'*S^*S  ^  "t?  ««•r*»*"«'  Prämienreserve  als 
^«»ü^fttoue  fte  «me  kone  Todesfallversicherung  in  Höhe 

«tt  TOI^ttn^en  VefMdiernngssumme  verwandt;  die  Versiche- 
rragJUner  d«eP  komn  Todesfallversicherung  richtet  sich  nach 
iTwSL  f  vorhandenen  Prämienreserve  und  dem  erreichten 
Lebensalt«-  des  Versicherten  zur  Zeit  der  EinateUung  der  Pritauen- 
sahlung.  Beide  Arten  haben  mit  der  Umwandlnne  in  beitranfceie 
Vereiterung  den  ümst«„l  gemein,  daß  «i  Steffi  d«rlSÄ! 


V.  Der  Jahresabscbhifs. 

.llJfci^lf  y«8idierungsgesellschaft  ist  gesetdich  venfliehtet. 
•Ulilirhdi  einen  Jahresabschluß  aufzustellen  1»™»'»»» 

Dieser  Jahresabschluß  besteht  ans  der  Betrielwechnin«  (Q- 
winn-  und  Verlustrechnung)  und  der  BUanx. 

Die  Gewinn-  nnd  Verlnstrochnnng  «Ol  ToUetfadig  Rechen- 
schaft ablegen  fiber  alle  der  Oeaellaehaft  während  des  ablelauffinpn 
^«uw  «!^|p|||||pi6it  Fiirniftfiiacii  Und  Ausgaben  und  soll 

SLSL^ilte^T*  ^^^"^  ^^"^  Verlust  des  be- 
Jw^Bd«  Geschäftsjahres  erkennen  lassen.  Die  Einnahmen  einer 
liebeittveMchemngsgesellschaft  bestehen  in  der  Hauptsache  am 
den  eingezahlten  einmaligen  und  jährlichen  Prämien  fto  lanfonde 
Versicherungsverträge  sowie  aus  den  vereinaaka^  Mieten  nnd 
den  Zinsen  der  angelegten  EapitaUen.  Daneben  kaaunen  noeh  Ein- 
^hmen^nebenaäohlieher  Natnr,  wie  PolicegebUhren  nsw.,  in 
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Die  Prämieneinnahmen  bilden  das  eigentliche  Bückgrat  des 
Versichernngslietriebes;  neb^  der  richtigen  Bemessung  ihrer  Höhe 
ist  der  regelmäßige  Eingang  d«r  Frinien  die  imerllflliche  Be- 
dingung für  die  Erftdlbarkeit  der  von  der  Oesellschaft  über- 
nommenen Verpflichtungen.  Von  nicht  geringerer  Bedeutung  für 
das  G^edeihen  der  Anstalt  ist  aber  auch  das  ordnungsmäßige  Ein- 
gehen der  Zinsen  und  Mieten  aus  den  angelegten  Kapitalien,  da 
diese  Einnahmen  gleichfalls  für  die  Weiterbildung  der  rechnungs- 
mäßigen Prämienreserve  nicht  entbehrt  werden  können. 

Den  Einnahmen  aus  Prämien  und  Zinsen  stehen  die  AiUBgaben 
für  VersiehenmgsleistangeiL  (fällige  VendehennigBsiaDmen  und 
Benten)  sowie  für  die  mit  dem  Betriebe  verbimdenen  Geschäfts- 
mkosten  gegenüber.  Die  Versidierungsgesellschaft,  welche  von 
ihren  Versicherten  pünktliche  Entrichtung  der  Prämie  beansprucht, 
ist  selbstverständlich  verpflichtet,  auch  ihrerseits  die  aus  den  ein- 
gegangenen Verträgen  nach  und  nach  fällig  werdenden  Zahlungen 
mit  derselben  Pünktlichkeit  zu  leisten.  Die  Geschäftsunkosten 
zerfallen  in  Abschlußprovisionen,  Inkassoprovisionen  und  allge- 
meine Verwaltungskosten ;  zu  den  letzteren  Ausgaben  gehören  n.  a. 
die  Gehälter  der  Beamtoa,  die  B^selaMitai  sowie  die  Aii«|saben 
für  Drucksachen,  Inserümieii  usw. 

Damit  die  Betriebsrechnung  den  wirklidien  Gewinn  oder  Ver- 
lust ergibt,  müssen  neben  den  eigentlichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben noch  die  Bewegungen  der  rechnungsmäßigen  Rücklagen, 
insbesondere  der  Prämienreserve  berücksichtigt  werden.  Das  kann 
in  der  Weise  geschehen,  daß  der  rechnungsmäßige  Zuwachs  zu  die- 
sen Reserven  in  Ausgabe  und  die  etwaige  rechnungsmäßige  Ver- 
minderung in  Einnahme  gestellt  wird;  dasselbe  Erpbnis  für  die 
Betriebsrechnung  wird  aber  enielt»  wmi  die  betreffenden  Beaerven 
mit  ihren  voBm  Werten  am  Anfange  des  Geadiäftsjahres  Yerein- 
nahmt  und  mit  den  vollen  Werten  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres 
verausgabt  werden.  Außerdem  müssen  noch  die  Gewinne  oder  Ver- 
luste aus  veräußerten  Kapitalanlagen  sowie  die  sich  aus  den 
Schwankungen  der  Kurse  der  Wertpapiere  ergebenden  Kursge- 
winne oder  Kursverluste  bei  Aufstellung  der  Betriebsbereohniing 
Berücksichtigung  finden. 

Neben  den  erwähnten  Einiiahmen  nnd  Ausgabsn  finden  sidi 
in  den  Betriebsraehnungen  der  LebeiMmMtobenrngsgesellschaften 
nodi  andere  Posten,  weldbe  mit  dem  Lebensversicherungsbetriebe 
mAi  untrennbar  verbunden  zu  sein  brauchen.  Hierzu  gehören  in 
erster  Linie  die  aus  dem  Betriebe  des  Rückversicherungsgeschäfts 
entstehenden  Einnahmen  und  Ausgaben.  Die  Bückversicherung 
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dient  dem  Bestoeben  der  Oesellschaft,  ihten  O«ohftftsgewüm  mög- 
lich^ von  rafilbgen  SllgÜ  ngen  unabhängig  zu  gestalten; 
«m  BedtofaM  fte  «ae  BUckvenrichening  ist  daher  hauptsächlich 
«rsoldie  Versicherungsverträge  vorhanden,  durch  welche  das 
Ijeben  ^  emsigen  Person  mit  verhältnismäßig  hohem  Betra» 
wsidiert-  ist,  da  die  Gefahr  vorliegt,  daß  durch  den  Tod  dieser 
Person  die  Ausgaben  eines  einzelnen  Geschäftsjahres  vacewOhn- 
üch  erhöht  werden.  Die  für  solche  EttckvendcheraMen  iffMalÜteii 
Buckversichemngsprämien  Wlden  einen  Ausgabeposten  der  Be- 
triebsrechnung, während  die  von  der  BttckTOMidiewngsgesellschaft 
JJP^^wn  FteviaiaDeii  vad  Sdisdeiutahlungen  eine  Einnahme 

2.  Aiifl«  der  Gewinn-  vad  Verlustrechnung  hat  die  Versiche- 
nmgsgeseUschaft  aUjährlich  eine  Bilanz  aufzustellen,  welche  die 
finanzielle  Lage  der  Gesellschaft  für  den  Schluß  des  Oesch&fts- 
^Äres  erkennen  lassen  muß.  Als  Aktiva  der  Bilans  sind  alle  im 
Besitze  der  Gesellschaft  befindüchen  Vermögenswerte  und  For- 
derungen auf  zuführen ;  dagegen  soUen  die  Passiva  die  lechnnn«- 
maßigen  Werte  für  alle  Isafenden  Verbindlichkeiten  der  AnstSt 
Tunfafmen, 

Als  VemögÄtt  einer  Vewichenmgsgesellschaft  ist  der  Grund- 
hmUmmk  dem  Veimcherungsauf Sichtsgesetze  nur  in  beschränktem 
^mMmge  mdäBBig;  es  dürfen  Grundstücke  nur  zu  Geschäftszwecken 

Gesellschaft  oder  zur  Abwendung  von  Verlusten  aus  Hywh 
theken  m  der  Zwangsvollstreckung  erworben  werden. 

Der  Besitz  an  Wertpapieren  spielt  bei  den  dmMhm  OeaeU- 
Schäften  keine  beeondefs  gfoie  BoUe,  da  dieM  Anstalten  es  meist 
vorziehen,  emen  tberwiegend  groOm  ÜWl  ihres  Vermögens  in  Hy- 
potheken  anzulegen.  Der  Erwerb  vm  Hypotheken  erscheint  den 
An^lSTOstinden  nicht  nur  wegen  des  höheren  Zinsertrages  be- 
mm^m  verlockend,  sondern  wird  auch  aus  dem  Grunde  dem  Er- 
werbe von  Wertpapieren  vorgezogen,  weü  die  Einstellung  der 
Hypotheken  in  die  Büanz  die  Berücksichtigung  von  jfiiirLhen 
Kursschwankungen  nicht  erforderüch  macht. 

Für  die  Bewertung  der  Wer^apiere  in  der  Bilanz  liat  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  ganz  besümmte  Verschriften  erWn. 

aIIZ^^^^'^^  ^^^^^^  ^«  ^^Se.  welche 

Arten  von  Wertpapieren  und  Hypotheken  zur  Bedeckung  der  Prä- 

mieMcser^der  Versicberten  zugelassen  werden  können 

Die^AMiva  der  Bilanz  müssen  femer  den  Bestand  an  barer 

ÄÄSM,  die  Forderungen  an  Banken  und  andere  VersicherunirsÄeseU. 

•ebaften  sowie  namentüch  die  i'orderungen  an  die  Agent^  der 


Gesellschaft  aufführen.  Diese  letzteren  Forderungen  entstehen  da- 
durch, daß  der  Agent,  welchem  die  Prämienquittungen  der  Gesell- 
schaft zum  Inkasso  übersandt  werden,  für  die  Quittungsbeträge 
belastet  wird.  Die  Entlastung  findet  erst  statt,  wenn  der  Agent 
bare  Zahlung^  einkassierte  Primirai  leistet  oder  die  nicht 
eingelösten  Qnittiingen  znrOeksendei  Ans  den  lertlaiifenden 
Buchimgen  auf  dem  Kontokorrent  des  einzelnen  Agenten  entstellt 
nun  für  den  Jahresschluß  in  der  Begel  ein  Schuldsaldo  für  den 
Agenten,  welcher  bei  ordnungsmäßiger  Abrechnung  durch  die  im 
Auftrage  der  Gesellschaft  eingezogenen  imd  noch  nicht  abgeliefer- 
ten Prämiengelder  bzw.  durch  die  im  Besitze  der  Agenten  befind- 
lichen Dokumente  (Policen  und  Prämienquittimgen)  gedeckt  sein 
solL  Die  Summe  der  Agentmealden  bildet  den  Posten  ,jAnsst&nde 
bei  Agenten"  in  der  BiLanz. 

E^en  weiteren  Aktivposten  bild«a  die  Forderungen,  welche 
die  Gesellschaft  gegen  ihre  Versicherten  aus  Policedarlehen  (vgl. 
IV  4)  geltend  zu  machen  hat.  Ferner  verdient  noch  der  Posten 
„Gestimdete  Prämie",  welcher  sich  in  den  Bilanzen  der  meisten 
deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften  vorfindet,  besondere 
Erwähnimg.  Da  die  Gesellschaften  bei  Aufstellung  ihrer  Be- 
triebsrechnung für  jede  laufende  Versicherung  in  der  Regel  die 
volle  Jahresprämie  für  das  während  des  G^eschlftsjabres  be- 
ginnende Versicherungsjahr  als  vereinnahmt  ansehen,  so  weiden 
diejenigen  Teile  der  Jahzesprimie,  welelie  wegen  der  vertragsmftfljg 
bedungenen  Prftmi^izahlung  in  halbjfthrliehen,  vierteljährlidien 
oder  monatlichen  Raten  am  Jahresschlüsse  noch  nicht  fällig  waren, 
als  gestundet  betrachtet.  Das  Verfahren  entspricht  auch  der  für 
die  Berechnung  der  Prämienreserve  vielfach  gemachten  technischen 
Voraussetzung,  nach  welcher  die  vollen  Jahresnettoprämien  am 
Anfange  eines  jeden  Versicherungsjahres  der  Primieamerve  der 
betreffenden  Versicherung  zng^ührt  werden. 

Die  Passiva  der  Bilanz  werden  gebildet  dwnh  die  Si^tzongs- 
werte  dnMilPSl^  Verpflichtungen  sowie  durch  die  sonstigen 
Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft.  Als  wesentlicher  Passivposten 
kommt  für  eine  Lebensversicherimgsanstalt  die  Prämienreserve 
aller  zur  Zeit  der  Bilanzziehung  in  Kraft  befindlicher  Versiche- 
rungen in  Betracht.  Zu  den  Deckimgsmitteln  für  die  den  Ver- 
sicherten gegenüber  übernommenen  Verpflichtungen  gehören  neben 
der  Prämienreserve  noch  die  sogenannten  Prämienübertrage;  es 
sind  dies  diejenigen  Teile  der  vereinnahmten  Jahres^prSmien, 
wehhe  sieh  «nf  das  nächste  Gesehiftsjalir  bezielien.  IHe  Prämien- 
tberträge  werden  vielf  adi  nicht  von  der  eigentlichen  Prämien- 


-  48  — 


reserve  getrennt,  sondern  mit  diaser  zQsaiiiiiiui  als  gemeinsamer 
Posten  in  die  Bilanz  eingestellt. 

Selbstverst&iidlieh  hat  eine  Lebensvemdienmgsgeaellscliaft 
mmk  diejenigen  YevsiclieningBsiimmen,  welche  am  Schlnsse  des 
Qesehiftsjahres  heratts  zur  Anszahlimg  für  eingetretene  Todes- 
fälle verfügbar  waren,  aber  aus  irgend  einem  Grunde  noch  nicht 
gezahlt  werden  konnten,  in  Keserve  zu  stellen ;  dasselbe  gilt  von 
den  im  Falle  des  Erlebens  fällig  gewordenen  aber  noch  nicht  ab- 
gehobenen Summen.  Diese  Keserve  für  „schwebende  Versicherungs- 
fälle"  wird  in  der  Praxis  auch  als  „Schadenreserve"  bezeichnet. 

Eine  wichtige  EoUe  für  die  Bilanz  8pie]giM||r  die  Qewinn- 
reserven  der  Versicherten  sowie  die  für  IHH  Zwecke  ge- 
hildeten  Speziaireserven  (Eriegsreserven,  ffi^^l^tsfonds,  B» 
serven  für  Kursschwankungen,  Grundstücksreserven  usw.)  und 
die  gesetzliche  Kapitalreserve  der  Aktiengesellschaften. 

Eine  richtig  aufgestellte  Bilanz  muß  denselben  Uberschuß 
oder  Fehlbetrag  ergeben,  welcher  aus  dem  Abschlüsse  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  hervorgeht. 

Die  für  die  verschiedenen  Staaten  eingerichteten  Aufsichts- 
behörden haben  meist  genaue  Vorschriften  über  die  bei  der  Auf- 
stellung der  Betriebsrechnung  und  der  Bilanz  zu  befolgenden 
Qcmidsitze  erlassen.  Die  Auf  siehtsbehUxden  haben  die  nach  diesen 
Onadsätzen  alljährlich  aufgestellten  JahreHafeschlüsse  der  Ver 
sidierungsgesellschaften  zu  prüfen  und  für  die  Abstellung  der  sich 
bei  der  Prüfung  ergebenden  etwaigen  Mißstände  zu  sorgen.  Für 
die  im  Deutschen  Keiche  zum  Geschäftsbetrieb  zugelassenen  Ver- 
sicherungsgesellschaften hat  das  Kaiserliche  Aufsichtsamt  für 
Privatversicherung  derartige  Beohnungsvorschriften  untmn 
2.  Juni  1902  erlassen.  Biese  Vorschriften  erstrecken  sich  aber 
nicht  allein  auf  die  an  dm  Jahresabschluß  zustellenden  Anforde- 
rungen, sondern  verpfliehten  die  Oesellsehaft  auch  noch  rur  Ein- 
reiehung  versehiedener  für  die  Beaufinehtigung  wichtiger  Nach- 
weisungen. 


VL  Die  Gewinnbefailiguiig  der  Versicherfen. 

1.  Wenii  eine  Lebensversic^erung^geselladiaft  ihre  Primien  und 
Primienieserven  nadi  einwandlreien  Bechnungt^rundlagen  be- 

ledinei  und  ihre  Aui^gaben  für  Brovisiotten  und  allgemeine  Ver- 

waitungshosten  innwhalb  derjenigen  Grenzen  halt,  welche  ihr 


durch  die  in  dm  Tarifprämien  enthaltenen  Aufsehlice  sowie  durch 

die  ihr  für  die  Gründungsperiode  von  ihren  Garaatoi  oder  Aktio- 
nären a  f onds  perdu  zur  Verfügung  stehendm  besonderen  Chrgani- 
sationsmittel  gezogen  sind,  so  darf  im  allgemeinen  der  Fall,  dafi 
die  Bilanz  mit  einem  Verlust  abschließt,  selten  eintreten.  Es  muÄ 
vielmehr  bei  einer  vorsichtigen  Leitung  als  Eegel  gelten,  daß 
der  Jahresabschluß  einen  Überschuß  ergibt;  dies  gilt  natürlich 
erst  recht  für  solche  Gesellschaften,  welche  schon  über  einen  größe- 
ren  Versicherungsbestand  verfügen  und  sich  überhaupt  nicht  mehr 
in  dem  Stadium  d^  Anfangsschwi^nglEeiten  blinden.  Aus  dem 
in  einem  Geschäftsjahre  erzielten  Überschüsse  werden  nun  zur 
nädist  die  gesetzlichen  und  statutarisdi  für  besondere  Zwecke 
bestimmten  Eeserven  gespeist;  der  nach  Dotierung  dieser  Beser- 
ven  verbleibende  Reingewinn  steht  sodann  bei  den  Gegenseitig»- 
keitsanstalten  voll  und  bei  den  Aktiengesellschaften  zu  einem 
bestimmten,  gewöhnlich  in  der  Satzung  genau  festgelegten  Pro- 
zentsatze, welcher  bei  den  deutschen  Lebensversicherungsgesell- 
Schäften  zwischen  75  und  dOo/o  sAwankt,  zur  V«rteiliiiig  ibi  Divi- 
dende an  die  Versidierten  zur  Verfügung. 

Die  Versieherungsgesellschaft  kaan  aber  bei  der  Bemessung 
des  der  Gesamtheit  der  gewinnberechtigten  Versicherten  zuzu- 
billigenden Gewinnanteils  auch  in  anderer  Weise  verfahren.  Sie 
kann  nämlich  für  die  Gesamtheit  oder  gewisse  Gruppen  dieser 
Versicherten  besondere  Gewinnverbände  bilden,  für  welche  eine 
gesonderte  Abrechnung  stattfindet.  Der  sich  aus  einer  solchen 
Verbandsrechnung  ergebende  Überschuß  wird  dann  den  Versichere 
ten,  welche  dem  Verbände  angehören,  ganz  oder  zu  einem  be- 
stimmten Froz^tsatze  überwiese;  der  tberwieseae  Betrag  wird 
bm  Aufstellung  der  Betriebsrechnung  der  Oesellsehaft  in  Aus- 
gabe gestellt.  Die  Bildung  solcher  Gevrinnverbände  setzt  aller- 
dings voraus,  daß  es  möglich  ist,  alle  für  die  gesonderte  Betriebs- 
rechnung des  einzelnen  Verbandes  in  Betracht  kommenden  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  gesondert  zu  ermitteln.  Für  die  Einnahme 
aus  Prämien  sowie  für  die  Ausgabe  für  fällige  Versicherungs- 
leistungen und  Erhöhung  der  Prämienreserve  ist  dies  zweifellos 
der  Fall,  da  diese  Einnahmen  für  jede  einzelne  Versieherung  aus 
den  Bfldiern  der  Gesellschaft  hervorgehe   — 


stdieu  die  Ausgaben  für  Absehluflj^visioneii  und  laksssoprovi- 
sionen  für  jede  einzelne  Versicherung  buchmäßig  fest.  Dagegen 

ist  es  nicht  ohne  weiteres  möglich,  den  Anteil  einer  bestimmten 
Gruppe  von  Versicherten  an  den  vereinnahmten  Mieten  imd  den 
Zinsen  aus  den  angelegten  Kapitalien  sowie  an  den  Ausgaben  für 


die  ftllgfuneiiwii  Verwmltmigilujiteii  m  «niiiiteln;  es  bedarf  Mer- 
m  iriebnehr  einer  meiir  oder  '^ßrtmgtat  lHiistlicheii  Trennung. 

Ke  vereinnahmten  Zinsen  und  Mieten  werden  nun  gewöhn- 
lich nach  Verhältnis  der  Prämienreserven,  Gewinnreserven  und 
etwaigen  sonstigen  Speziaireserven  auf  die  verschiedenen  Gewinn- 
verbändc  verteilt.  Für  die  Verteilung  der  gemeinsamen  Verwal- 
timgskosten  wird  häufig  die  Jalirespräniieaeinnahme  als  Maß- 
slab gewihlt;  es  Iramnieii  aber  aueh  andere,  verwid»lte  Mafist&be 

wenn  die  verschiedeneB  Oewinnver- 
biiide  WBcbiedeiiarlige  Yemdieni]ig8arte&  umfassen,  deren  Ver- 
waltnngsaufwendimgen  nidit  nach  gleicben  Oesichtspunkten  be- 
urteilt werden  können. 

2.  Nachdem  in  der  einen  oder  anderen  Weise  festgestellt  ist, 
welche  Beträge  der  Gesamtheit  der  gewinnberechtigten  Versicher- 
ten oder  der  Gesamtheit  der  Mitglieder  eines  Gewinnverbandes 
aus  dem  Jahresüberschusse  anfallen,  entsteht  die  weitere  Fragen 
mmk  mikkm  Onmdsfttxen  und  Maßst&ben  der  ermittelte  Gesamt- 
anteil  an  die  einzelnmi  Versidmten  verteilt  imden  soll.  Den 
einfachsten  Mafistab,  welcher  in  d^  pjraads  eine  große  Bedeu- 
tung hat,  bildet  die  von  dem  einzelnen  Versicherten  in  dem  be- 
treffenden Geschäftsjahre  entrichtete  Jahresprämie.  Der  Vertei- 
lung nach  diesem  Maßstabe  liegt  die  einfache  Voraussetzung  zu- 
grunde, daß  der  aus  einer  einzelnen  Versicherung  der  Gesellschaft 
in  dem  einzelnen  Gresch&fisjahre  voraussichtlich  zufließende  Vor- 
teil hauptsächlich  von  der  Höhe  der  in  dem  betreffenden  Ge- 
seh&ftülahxe  ftr  diese  Versicherung  gemaditen  Einzahlung  ab- 
hängig ist. 

Bie  Verteilung  nach  dem  erw&hnten  Mafistabe  hat  die  Folge, 
dafi  der  jeder  einzelnen  Tersidienmg  in  einem  bestimmten  Ge- 
sdiftftsjahre  zufließende  Gewinnanteil  im  allgemeinen  um  so  höher 
ausfällt,  je  älter  und  größer  die  Gesellschaft  ist,  da  die  einer  Ge- 
sellschaft zur  Verfügung  stehenden  Gewinnquellen  naturgemäß 
mit  dem  wachsenden  Umfange  der  Anstalt  verhältnismäßig  reich- 
licher fließen  müssen,  als  dies  bei  der  jungen  Anstalt  mit  ver- 
hältnismäßig grofien  Unkosten  und  geringen  Beserven  der  Fall 
sein  konnte.  Der  Versidierte,  welcher  einer  ihre  Dividenden  nach 
der  einfallen  Jahresprämie  verteilenden  Gesellschaft  beitritt,  hat 
also  den  Vorteil,  von  vornherein  auch  an  Gewinnquellen  teilneh- 
men zu  dürfen,  welche  ihre  Entstehung  dem  Alter  und  der  Größe 
der  gewählten  Anstalt  verdanken.  Ein  weiterer  Vorteil  dieser  Ver- 
teilungsmethode besteht  für  das  Publikum  jedenfalls  darin,  daß 
der  Versicherte  verhältnismifiig  leicht  in  der  Lage  ist,  die  An- 
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gemessenheit  des  auf  seine  Versicherung  entfallenden  jährlichen 
Dividendenbetrags  selbst  nachprüfen  zu  können. 

3.  Auf  der  anderen  Seite  kann  aber  nicht  geleugnet  werden, 
daß  sich  gegen  die  Verteilung  der  Dividende  nach  dem  Verhält- 
nisse der  einfachen  Jahfesfrimie  vom  Standpunkte  der  Qeocech- 
tigkeit  sehr  wohl  gewichtige  Bedenken  gelt«id  machen  lassen. 
Denn  die  bei  dieser  Verteilung  gemachte  Voraussetzung,  daß  der 
Zuschuß,  welchen  die  einzelne  Versicherung  zu  dem  erzeugten 
Jahresgewinne  leistet,  in  direktem  Verhältnisse  zu  der  Höhe  der 
Jahresprämie  steht,  darf  im  allgemeinen  keineswegs  als  zutref- 
fend angesehen  werden.  In  Wirklichkeit  hängt  dieser  Zuschufi 
in  erheblichem  Maße  auch  von  der  abgelaufenen  Dauer  der  Ver- 
sicherung ab.  Denn  es  ist  klar,  dafi  der  JahraigsiwiBn  zu  einem 
nicht  geringen  Teile  ans  der  Verwaltung  der  angesammelten  Ka- 
pitalien der  Oesellsehaft  stammen  Imnn.  Diese  angesammelten 
Kapitalien  bestehen  aber  in  der  Hauptsache  aus  den  Prämienreser- 
ven der  laufenden  Versicherungen ;  da  nun  diese  Prämienreserven 
bei  den  gebräuchlichen  Versicherungsarten  mit  der  Dauer  der  Ver- 
sicherung allmählich  anwachsen,  d.  h.  um  so  höher  sind,  je  länger 
die  betreffenden  Versicherungen  bestehen,  so  müssen  zu  dem  aus 
der  Kapitalverwaltimg  entstandenen  Gewinne  naturgem&fi  die 
ältesten  Versicherungen  am  meistm  beigetir^Eeii  haben. 

Der  Gewinn  aus  den  Kapitalanlagen  ist  aber  in  erster  Linie 
ein  aus  dem  Überschüsse  der  tatsächlich  vereinnahmten  Zinsen  und 
Mieten  über  die  rechnungsmäßig  verausgabten  Zinsen  entstehen- 
der Zinsgewinn ;  in  zweiter  Linie  können  auch  Gewinne  zufälliger 
und  schwankender  Art,  wie  Kursgewinn  und  Gewinn  aus  der  Ver- 
äußerung von  Kapitalanlagen,  in  Betracht  kommen. 

Um  nun  den  im  vorigen  angedeuteten  l^^^i^f  der  angesammel- 
ten Prämienreserve  auf  die  Gewinnerzeugung  bei  der  Bemessung 
des  QewinnaiKteüs  der  einnelnen  Vereidigung  berfidoriehtigen  au 
können,  sind  vwadijedane  GeseUsdmften  daam  tbergegangea,  als 
M afietab  fftr  die  Dividmidenverteilimg  nidit  mehr  die  einzelne 
Jahresprämie,  sondern  die  auf  die  einzelne  Versicherung  entfal- 
lende Prämienreserve  zu  wählen.  Hierdurch  wird  für  die 
gebräuchlichen  Formen  der  Todesfallversicherung  erreicht,  daß 
der  Anteil  der  einzelnen  Versicherung  an  dem  Jahresgewinne 
mit  wachsendem  Alter  der  Versicherung  alljährlich  steigt. 
Gesellschaft,  welche  den  gesamten  Gewinnanteil  aineir  Qnqppe  von 
gewinnberechtigten  VenddieraigeB  aaeli  diesem  steigeads«  Maß- 
stäbe an  die  einielnen  VaidAertMi  verteilt»  wöd  jeder  beteilig» 
ten  Vmii^erang  so  lange  eine  alljährlich  steigende  Dividende 

4* 
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gewähren  können,  als  das  Verhältnis  des  gesamten  Gewinnanteils 
der  Gruppe  zu  der  Summe  der  Prämienreserve  aller  Versiche- 
rungen der  Gruppe  sich  nicht  wesentlich  vermindert.  Dies  System 
der  Gewinnyerteilung  wird  daher  anoh  vielfach  als  dm  Sjnteia 
der  sieigendeii  Dividende  beieiehiiei 

Vom  Standpunkte  des  veisiolierlen  Pnblürams  hat  das  soeben 
besdinebene  %slein  aber  den  Naditeil,  daß  der  dem  Verteilnngs- 
maBstab  zngronde  liegende  technische  Begriff  der  Prämienreserve 
Im  allgemeinen  dem  Laien  nicht  leicht  verständlich  gemacht 
werden  kann.  Die  meisten  deutschen  Gesellschaften,  welche  ihrer 
Gewinnverteilung  einen  mit  der  Versicherimgsdauer  steigen- 
den Maßstab  zugrunde  legen,  haben  sich  daher  dafür  entschied^ 
an  Stelle  der  Prämienreserve  die  Summe  der  von  dem  einzelnen 
Versicherten  seit  Beginn  der  Versicherong  bis  siim  Verteilm^ 
jähre  gezahlten  Jahroq^rimien  als  Mafistab  der  Verteilimg  zu 
wihlen.  Dieser  Verteilungsmodus  hat  mit  der  Verteilung  nach 
dem  Verhältnisse  der  Prämienreserve  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Versieherungsdauer  und  mit  der  Verteilung  nach  dem  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Jahresprämie  die  Einfachheit  und  Verständ- 
lichkeit gemeinsam. 

Es  sei  noch  erwähnt,  daß  in  der  Praxis  nicht  immer  der  eine 
oder  der  andere  der  erwähnten  Maßstäbe  allein  zur  Anwendung 
gelangt;  es  kommen  vielmdir  die  veisohiedenartigstaQ  Verbindun- 
gen dieser  Maßstäbe  VW.  So  verteilen  vidie  CFesdUscbaften  ein^ 
Tml  der  DivMende  naeh  Veihältnis  der  einseinen  Jahresprämie 
und  einen  anderen  Teil  nach  Verhältnis  der  Prämienreserve.  Es 
würde  natürlich  zu  weit  führen,  auf  diese  Mannigfaltigkeit  der 
sogenannten  gemischten  Systeme,  deren  Einzelheiten  am  besten 
an  der  Hand  der  Versicherungsbedingungen  imd  Prospekte  der 
verschiedenen  Gesellschaften  studiert  werden  können,  hier  näher 
einzugehen.  Dagegen  dürften  einige  allgemeine  Betraditungen  über 
die  Bedeutung  der  Verteilung  nadi  einan  steigenden  Maßstabe 
nicht  ohne  Inteiesse  sein. 

Uum  bei  dem  einfaAüi  System  der  Vertdlung  nadi  Verhält- 
nis der  einzelnen  Jahresprämie  kann  die  Bildung  besonderer  Aus- 
gleichsreserven im  Interesse  der  Stetigkeit  der  Dividendenzahlun- 
gen nicht  entbehrt  werden.  Bei  der  Verteilung  nach  einem  stei- 
genden Maßstab  ist  nun  aber  die  Notwendigkeit  zur  Bildimg  der- 
artiger Reserven  in  noch  viel  höherem  Maße  vorhanden,  da  hier 
die  Schwankungen  in  den  Verteilungsprozentsätaen  eine  viel 
größere  Bedeutnag  haben.  Bmm  die  Erfahnuif  lehrt»  daß  das 
¥etiiältBis  des  gesaatin  Jahresllberseiiusses  su  der  gesamtMi 


Prämieneinnahme  des  Jahres  bei  einer  vorsichtig  geleiteten  und 
im  Aufblühen  begriffenen  Gesellschaft  sich  mit  dem  wachsendoi 
Alter  der  Anstalt  im  allgemeinen  nicht  vermindert;  es  findet  viel- 
mehr in  der  Eegel  ein  allmähliches  Ansteigen  dieses  Verhältnisses 
statti  welches  so  lange  anhält,  bis  die  Gesellschaft  zu  einem  ge- 
wiBSM  Beharrungszustande  gelangt  ist.  Hieraus  folgt  aber  durch- 
aus nodi  nicht,  daß  auch  das  Vefhältnis  des  Jahresübaischusses 
zu  der  angesammeltoi  Prämiearesarve  oder  zu  der  Sfunme  4er  im 
ganzen  auf  alle  bestehenden  Vendeherungen  gezahlten  Prämien  bei 
wachsendem  Alter  der  Gesellschaft  annähernd  gleichbleiboid  oder 
steigend  sein  muß ;  das  Gegenteil  ist  vielmehr  der  Fall :  das  Ver- 
hältnis ist  in  der  Eegel  ein  sich  mit  dem  wachsenden  Alter  der 
Gesellschaft  von  Jahr  zu  Jahr  (bis  zu  einem  gewissen  Beharrungs- 
zastande)  verminderndes.  Ein  Beispiel  m^ge  das  Vca»tehende  näher 
erläutern: 

üne  bereits  längere  Zeit  bestehende  GeseUschaft  sei  seit  Jahren 
in  der  Lage  gewesen,  aus  ihrem  Betriebe  eine  Bividsacb  von  20^ 
der  einzelnen  Jahresprämie  an  die  Venddierten  zu  verteilen.  Sie 

wolle  nun  neben  dem  alten  System  das  System  der  Verteilung  nadi 
der  Summe  der  Jahresprämien  einführen;  da  die  Mitglieder  der 
neuen  Gewinngruppe  den  Mitgliedern  der  alten  Gruppe  gegenüber 
nicht  bevorzugt  werden  sollen,  so  wird  ihr  Gesamtanteil  alljähr- 
lich nach  demselben  Verhältnisse  festgesetzt,  nach  dem  bisher  die 
Verteilung  an  die  eiaaelMn  Vmieherten  erfolgte.  Im  ersten  J ahre 
des  Bestehens  der  neuen  Gruppe  seien  in  derselbai  100000  M. 
Prämien  verredmet,  auf  wMb»  —  90000  M.  Dividende  mir 
fallen.  Im  zweiten  Jahre  möge  die  Prämieneinnahme  durdi  Neur 
abschlüssc  sich  auf  200000  M.  vermehrt  haben;  der  Einfachheit 
wegen  sei  angenommen,  daß  ein  Ausscheiden  durch  Tod  oder  Ver- 
fall aus  den  im  ersten  Jahre  beigetretenen  Versicherten  nicht 
stattgefunden  habe.  Falls  mm  im  zweiten  Jahre  wieder,  wie  bis- 
hsTy  20  o/o  aller  Jahresprämien  als  Überschuß  erzielt  wurdeus  hätte 
unsere  Gruppe  20^  von  200000  M.  »  40000  M.  ün  ganzen  zu  er- 
halten. Die  Snnune  der  dividendenberechtigtai  Ftämie  betri^ 
aber  im  zweiten  Jahre  schon  900000  M.  (8x100000  ftlr  ^die  im 
ersten  Jahre  abgeschlossenen  ^®  ^  zweiten 

J ahre  abgeschlossenen  Versicherungen) ;  die  Dividende  beträgt  also 
für  das  zweite  Jahr  nicht  20,  sondern  nur  noch  13V3®/o  der  divi- 
dendenberechtigten Prämie.  Im  folgenden  Jahre  würde  imter  den 
gleichen  Verhältnissen  ein  weiteres  Sinken  des  Dividendenprozent- 
toatzes  zu  erwarten  sein. 

Die  Gesellschaften,  w^ehe  das  System  der  sogenannten  stci^ 
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SSbSt^^^-.r*^'"^  "'^  naturgemäß 
•jiteeW,  to^  «iimal  gswlkrtoi  Prozentsatz  möglichst  lange  in 
glewfc«.  Hjaw  «rfrteht  m  erhalten.  Dies  Bestreben  führt  aber, 
kloht  euunMfaen  ist.  zu  einer  von  Jahr  zu  Jahr  mit  wachsen- 
aem  Vemcherungsbestande  und  wachsender  durduchnittUoher 
Uaner  der  berechtigten  Versicherungen  stetig  and  mach  anstei- 
genden Belastung  der  Gesellschaft,  ohne  dnfi  von  vornherein  «och 
nur  annähernd  die  Gewähr  dafflr  geboten  wn6m  k8ute>  daß  «ush 
die  zur  Deckung  dieser  stehenden  AnagnlielMt  in  Znknnft  ver- 
fügbar  werdenden  Binndunen  (du  tind  die  Überechüsse  der  tarif- 
nA&g  vtirainalunten  FMmie  Aber  die  teteichlich  aus  diesen  Prä- 
«i«ttbeetnttenen  Ausgaben  snzttglich  der  Überschüsse  aus  den 
^pMMahtm  der  Gesellschaft)  in  annähernd  gleichem  Ver- 
■Utniase  sawachsen  werden.  Aus  diesem  Grunde  erweist  es  sieh 
Mcht  als  zweckmäßig,  von  Anfang  an  den  gesamten  für  die 
versicherten  der  Gruppe  ziir  Verfflgang  stehend«  GewiannteU 

oSwi^r^  ^aJ^^^  fctt  dar  VerWlimg  des  gesamten 
uwumuiM^  mißMOimm  würde;  denn  je  geringer  der  anfäng- 

Ät^'S^t^S!?^*  ^  ^^'S'  Gesell. 

•JJt  die  Möglichkeit  vor,  den  einmal  gewählten  Satz  nicht  später 

iWöer^ewiÄßigen  zu  müssen,  was  zweifellos  auf  das  mit  dea  tat- 
«■©Wichen  Verhältnissen  nicht  genau  vertraute  PaUikui  stete 
einen  ungünstigen  Eindruck  machen  muß. 

Der  durch  die  Aufgaben  für  ganOilte  Bi^idMidMi  wikimd  der 
«sten  y^^^OTjJw  mki  verlnaiielite  Tmk  der  verfügbaren 
Gesamtdivideiide  llieflt  in  die  Mvideadanreeer^  der  Versicherten 
Sjf^  Ln«ie  dam,  für  die  späteren  Jahre  einen  Aus- 

JnJJ«^^  der  eteigeiiden  Belastung  der  Ausgaben  und  den 
TOaniBiclitlich  nicht  in  gleichem  Umfange  anwachsenden  Ein- 
aalimeii  zu  liefern.  Eine  solche  Dividendenreserve  hat  alw»  «iae 
ganz  ähnliche  Aufgabe  zu  erfüllen  wie  die  Primienreeerve  gegm^ 
Uber  den  garantierten  Verpfüchtungen  an.  den  VeMeheruiS^ 
tragen  Die  Verweherungegeeellachaf t  känte  laiir  wohl  ilireT ^Ter- 
PrtoilJjS^^  Jr*™**^  ^S^^  alljährlich  stei- 

tii^  wenn  sie  nur  die  dieser  Prämienermäßigung  für  jede  Ver- 

SSr^dÄ"^^^^^^^  rechnungsmäßige  Eeserve  zurücksteUen 
Wörde,  dadurch  wurde  aber  die  Prämienermäßigung  den  Oka- 
lakter  eines  von  dem  Jahresübersoknsse  dar  GeseUsdiaft  abhin- 
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gigen  Gewinnanteils  einbüßen ;  die  als  Ausgleich  für  die  steigende 
Belastung  dienende  Eeserve  würde  auch  in  solchem  Falle  die 
Bedeutung  einer  Dividendenreserve  verlieren  und  in  jeder  Be- 
ri^limig  als  eine  eigentliche  Primienreserve  zu  behandeln  sein. 

Ist  dagegen  die  naok  eisem  ganx  bestimmten  Mafistabe  all- 
mählich steigende  Pr&mienenn&ßigung  nickt  garantiert,  sondern 
als  eigentliche  Dividende  von  den  tatsächlichen  Gesdiiftsergeb- 
nissen  der  Zukunft  abhängig  gemacht,  so  müssen  selbstverstind- 
lieh  auch  bei  der  Bemessung  der  Höhe  der  zurückzustellenden  be- 
sonderen Keserven  (Dividendenreserven)  wesentlich  andere  Grund- 
sätze maßgebend  sein,  als  bei  der  Berechnung  einer  eigentlichen 
Primifflireserve  in  Betracht  kommen  können.  Während  bei  der 
Beredmnng  der  Pr&mienreserve  im  allgemeinen  davon  ausgegangen 
werdsn  mi^,  daß  dis  taMdiliehe  JSapgOmi»  ans  der  Vernasimg 
ud  ans  der  SterbH<U»it  sidi  mit  der  Annskme  der  fttr  die 
Prämienberechnung  maßgebenden  Bedmnngsgntndlagen  genau 
deckt,  und  daß  der  tatsächliche  Verbrauch  an  Verwaltungskosten 
genau  dem  Zuschlage  entspricht,  welcher  in  den  Tarifprämien 
enthalten  ist,  muß  man  bei  der  Beurteilung  der  Höhe  der  zurück- 
zustellenden Dividendenreserve  im  Gegenteile  unbedingt  mit  der 
Voraussetzung  rechnen,  daß  die  tatsäddichen  Bedürfnisse  der  Gre- 
seUsekalt  ÜbersdiHsse  über  die  reehauasnnäßigen  Veranschlaguar 
gen  ergeben.  Über  dw  Hübe  die«sr  voraasmektiieken  Übersckösse 
der  Zukunft  können  natUrHeh  aussukMislllieii  dk  eigeaen  JBriyi- 
rungen  der  Vergangenheit  einen  Imuchbarm  Ankalt  lielem.  Diese 
eigenen  Erfahrungen,  welche  bei  einer  rationellen  Berechnung  der 
Dividendenreserven  Berücksichtigung  finden  können,  erstrecken 
sich  in  der  Regel  auf: 

a)  den  tatsächlichen  Zinsertrag  aus  den  Kapitalanlagen  der 
Gesellschaft ; 

b)  dsK  taMckliohen  Verkrauek  an  Verwaltungskosten; 
e)  dbe  tatsädilicben  Ausgaboi  ftr  Blnbelille; 

d)  den  Gewinn  Ülhruraeitig  verlaUsMi  VetaiflhaniBtMi  ; 

e)  sonstige  zufällige  Gewinne. 

In  vielen  Fällen  sind  die  Erfahrungen  der  Gesellschaft  nickt 
ausreichend,  alle  diese  wichtigen  Faktoren  mit  gleicher  Zuver- 
lässigkeit festzustellen;  außerdem  liefern  selbst  bei  den  großen 
und  ältesten  Gesellschaften  die  Erfahrungen  der  Vergangenheit 
in  ihrer  Anwendung  auf  die  Zukunlt  immer  nur  eine  recht  un- 
siekeie  ömudlage.  Die  Bechnungugiuadlagen  itr  die  £iiaittelung 
der  einem  bescmderm  Bmdsndenpronatsi^  entqpredbandien 
vid«idenreserve  bedürfen  daher  in,  der  Ftaxis  kiuügcff  Änderungen» 
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iTOMi  m  wki  nii  iter  Zeit  m  mibrtiielibareii  Brgdbnlssen  führen 
■oMen. 

Sind  die  Grundlagen  für  die  Berechnung  der  Dividendenreserve 
för  eine  gewisse  Zeit  festgelegt,  so  kann  es  nicht  ausbleiben, 
daß  im  Laufe  der  Zeit  der  aus  den  nicht  verteilten  Dividenden 
angesammelte  Fonds  einen  wesentlich  höheren  oder  g«riiiget«i  Be- 
stand aufweist,  als  nach  den  gew&hlten  Baehniiiigvgriuidhigeii  eir- 
Ibrderlidi  wiie.  In  dieioiii  FsUe  ist,  Tormugmstit,  daß  die  in- 
iwliiiffli  fenmiiiAlteii  neuen  Erf aharaoigen  der  Oeeellsekaft  nicht 
^im  Anderang  der  Bei^nngsgrondlagen  geboten  erscheinen  lassen, 
eine  BriAnng  oder  £nn&ßigang  des  Dividendenprozentsatzes  am 
Plntie. 

Durch  eine  in  der  angedeuteten  Weise  ausgebildete  technische 
Kontrolle  der  Dividendenreserve  imd  des  Dividendenprozentsataee 
ist  es  einer  Gesellschaft,  welche  ihren  Gewinn  nach  dem  System 
der  sogenannten  steigenden  Dividende  verteilt,  «nnöglielit,  giMero 
Schwankungen  in  den  Promiteitien  und  Umnit  erbeUielie  Ent- 
titaiidinngen  des  veraidierten  Pol^^  DieEinzel- 
^  ggjj"^  tedinisdien  Ecmtrollmethoden  gehören  mehr 
^  eiiie  irflM^^  Arbeit  als  in  eine  gemeinverständliche 

Anleitung,  welche  sich  lediglich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  eine 
kurzgefaßte  Erläuterung  der  wichtigsten  versicherungstechnischen 
Begriffe  für  ein  größeres  Publikum  zu  geben. 

4.  In  der  vorstehenden  Besprechimg  der  Gewinnverteilung 
nach  gewissen  steigenden  Maßstäben  haben  wir  betttts  gesehen, 
welche  große  Bolle  eine  mdgiiehst  eing^iende  Beraoksichtigung 
der  veradiiedenen  Gewinnquellen  bei  einer  rationellen  Gewinn- 
WteHung  zu  fielen  Milll  ist  Allerdings  hat  es  sieh  im  vor- 
stellenden bauptsicyieli  um  die  Frage  gehandelt,  in  welcher  Weise 
die  LebeMnronddiernngsgesellschaften  zu  verfahren  haben,  um 
ihrer  Gewinnverteilung  eine  möglichst  weitgehende  Stetigkeit  und 
innere  Abgeschlossenheit  zu  sichern.  Die  weitere  gleich  wichtige 
Frage,  wie  eigentlich  das  Verteüungssystem  selbst  beschaffen 
sein  muß,  um  bei  der  Gewinnverteilung  aodh  nach  Möglichkeit 
den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  gegenftb»  dem  einzelnen 
Versicherten  zur  Geltung  zu  bringen,  ist  nur  insofern  gestreift 
Wiarden,  als  im  allgemeine  dem  Bestreben  der  deutschen  Gesell- 
sdialten,  duieii  Einitthrung  der  steigenden  Maßstäbe  den  berech- 
tigte Ansprüchen  des  einzelnen  auf  gerechte  Bemessung  seines 
Gewinnanteils  entgegengekommen,  eine  gewisse  Anerkennung 
nicht  versagt  werden  konnte.  Selbst  wenn  man  nun  zugeben  wollte, 
daß  ganz  allgemein  die  Verteilung  nach  einem  steigenden  Maß^ 
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Stabe  unter  allen  Umständen  der  Verleüung  naek  «mein  fttr  dm 
ganze  Versicherungsdauer  gleichbleibenden  Maßstabe  vom  Stsiid- 
punkte  der  Gerechtigkeit  vorzuziehen  ist,  so  würde  mit  der  An- 
erkennung dieses  allgemeinen  Prinzips  doch  noch  lange  nicht  die 
Frage  beantwortet  sein,  welche  steigenden  Maßstäbe  als  der  Ge- 
lechtigkmt  sm  meisten  entsprechend  anzusehen  sind. 

Unter  dem  Binftoise  soldimr  ßrwigungen  haben  sich  zuerst 
in  England,  spätw  mäk  in  Nofdammka  GewianverleUungsirysteme 
entwickelt,  welche  gewdhnlidi  als  ,J[imtrilmasiisii(:^rlsme''  (con- 
tribution  plans)  bezeichnet  werden.  Allen  diesen  Systemen,  weldm 
in  ihren  Einzelheiten  nicht  unerheblich  voneinander  abweichon, 
ist  die  Grundtendenz  gemeinsam,  daß  der  Schwerpunkt  in  der 
Frage  der  Gewinnbeteiligung  der  Lebensversicherten  weniger  auf 
die  Einfachheit  und  Durchsichtigkeit  als  auf  die  möglichste  Ge- 
leditigkeit  der  Verteilung  zu  legen  sei.  Es  ist  wohl  nicht  zu 
leugnen,  daß  dieser  Tendenz  eine  tieis  Beieektifung  zugrunde 

liegt.  _^ 
Das  Kontributionssystem  sudit  die  Aufgabe  zu  lasen,  ftr  dm 

einzelne  Versicherung  nach  Möglichkeit  den  Antml  feslznstell^ 
welchen  sie  zu  dem  gesamten  Uberschusse  eines  Jahres  beige- 
tragen hat ;  das  wird  in  der  Weise  zu  erreichen  gesucht,  daß  der 
Überschuß  in  die  aus  den  verschiedenen  Gewinnquellen  stammen- 
den Teile  zerlegt  wird.  Diese  Teile  werden  dann  auf  die  einzelnen 
Versicherungoi  nach  denjenigen  Maßstäben  verteilt,  welche  sich  aus 
dem  Wes^  d«r  betE«flenden  Gewinnquellen  mnst  von  selbst  ergeben. 

Wie  bereits  bei  Bespiediung  dw  Bechnungagrandlagen  fdr  die 
Dividendenreserve  im  vorigen  Abw&nitie  erwtimt  wude,  setzt 
sich  der  Gewinn  einer  Lebensversicherungsgesellschalt  im  allge- 
meinen zusammen  aus: 

a)  dem  Zinsgewinne; 

b)  dem  Gewinne  aus  dem  Verwaltungskostenzuschlage ; 

c)  dem  Sterblichkeitsgewinne ; 

d)  dem  Gewinne  aus  vorzeitig  verfallenen  Versicherungen; 

e)  dam  sonstigen  (znf  iUigenX  eigsnUichen  VersicJue- 
rungsbetriebe  nielit  abh&ngigen  Gewinns,  wie  KuisgewiMi 
und  Gewinn  aus  verkauften  Kapitalanlagen. 

Die  Gewinne  der  letzten  Kategorie  sind  aber  selbstverstindr 
lieh  wegen  ihres  zufälligen  Charakters  zur  Berücksichtigung  bei 
Festsetzung  von  Gewinnverteilungsmaßstäben  nicht  geeignet. 
Aber  auch  der  an  vierter  Stelle  bezeichnete  Gewinn  aus  vorzeitig 
verfallenen  Versichenmgen  wird  selten  in  Betracht  gezogen,  da 
seine  Bedeutung  im  V^leidie  zu  defjenigsn  der  anderen  haupt» 


—  Ö8  — 

sächlichBten  Gewinnquellen  bei  einer  soliden  Anstalt  nur  eine 
untergeordnete  ist. 

Bei  der  Bestimmung  des  der  einzelnen  Versicherung  zuzu- 
■diralmiden  Eontributionsgewinnes  klSmieii  ferner  solche  Gkwinn- 
•atiile  nldit  biridkgielitigt  wefdea»  weldie  d«i  gewinnbereohtig- 

■ieiieiniiigeii  okae  Oewiimbeteili* 
gong  odisr  «ut  dem  Betriebe  mdew  VeviifllMniiigtiwdg»  er- 
wadbaen.  Dit  Kiwitgflitttifwisprinzip  kann  vielmehr  selbstverst&nd- 
lidi  nur  solche  Gewinne  in  Bechnung  ziehen,  welche  von  den  be- 
teiligten Versicherungen  selbst  erzeugt  sind. 

Das  Wesen  des  Kontributionssystems  besteht  nun  darin,  daß 
für  jede  einzelne  Versicherung  ein  besonderes  Konto  gebildet  wird, 
aus  deeeeu  Abschluß  sich  der  individuelle  Gewinn  dieser  Ver- 
■idiemng  ergibt  Bit  füimahimm  auf  dieaam  Sondariointo  werden 
gebiUei  durdi: 

E.  1  die  Briinienreaerva  am  Anfange  dea  Varaielierungsjahrea, 

E.2.  die  Jahreaprämie  für  das  betreffende  Veraidiemngsjahr, 
die  tatsächliche  Zinseneinnahme,  berechnet  von  der  Summe 
aus  der  Prämienreserve  vom  Anfange  des  Versicherungs- 
jahres und  der  Nettoprämie. 

Dagegen  kommen  als  Ausgaben  in  Betracht: 

A.  L  der  auf  die  Vendidberong  entfaUende  Anteil  an  den  Ver- 
«altniigakoaten, 

A.8.  der  Anteil  der  Yenddianing  an  den  tataiehliehen  Aua- 
gaben dbr  Cleiellicbaft  fitr  Starbefille, 

A.B.  die  Primienreaerve  am  Sohluaae  dea  betreffenden  Ver- 
sicherungsjahres. 

Von  den  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabeposten  stehen  E.  1, 
E.  2  und  A.  3  für  jede  Versicherung  nach  dem  abgeschlossenen 
Vertrage  bzw.  nach  den  Eechnirngsgrundlagen  der  Gesellschaft 
Ton  vornherein  fest.  Bezüglich  der  übrigen  Posten  gelten  im  all- 
gemeinen die  folgenden  Verteüungagnmdaitie: 

E.d:  Die  tateiehliche  giinaainnabine  wird  enniltelt  aua  dem 
Teiiiiltniaae  der  geaamten  Zinaeinnahin  der  Betriebaredinung  zu 
den  im  Laufe  des  letzten  G^esch&ftsjahree  vorhanden  gewesenen 
sinatragenden  Fonds;  der  sich  aus  diesem  Verhältnisse  ergebende 
Prozentsatz  wird  angewandt  auf  die  Prämienreserve  (zuzüglich 
der  am  Anfange  des  Versicherungsjahres  der  Prämienreserve  zu- 
fließenden Jahresnettoprämien). 

A.1:  Die  sich  aua  der  Betriebsrechnung  der  Geeellechaft  er- 
gebenden tataiehliehen  Auagsben  für  allgemeine  Verwmltunga- 
iDOiten  und  PfenviaiiiDen  werini  auf  die  eini^ne  Veiaidiemng  ani- 
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weder  Int  Verhältnis  der  einzelnen  Jalumiliruttcq^iiada  verteilt, 
oder  es  wird  eine  Trennung  zwischen  Erwerbakoaten  und  laufmi- 
den  Kosten  vorgenommen;  die  ersteren  werden  ausschließlich  auf 
die  neu  abgeschlossene  und  die  letzteren  werden  ausschließlich 
auf  die  mehr  als  1  Jahr  bestehenden  Versicherungen  verteilt. 

A.2:  Die  tatsächlichen  Ausgaben  für  Sterblichkeit  werden 
naeh  Altar«gni^n  auf  die  einzelnen  Versicherungen  verteilt. 
Hierb^  imden  alleidinga  mewt  nieht  ausschließlich  die  Erfah- 
rungen eines  einzigen  JabM  borftekaiehtigt;  yieUnelur  wird  d^ 
Ausgabe  in  der  Eegel  eine  SterbüdU^tatalel  zugrunde  gelegt, 
welche  sich  den  eigenen  Erfahrungen  der  Geeellaoliaft  wilirad 
der  letzten  Jahrzehnte  möglichst  eng  anschließt. 

Selbstverständlich  kann  es  bei  Anwendung  des  sorgfältigsten 
K«mtributionssystemes  niemals  erreicht  werden,  daß  die  Summe 
der  auf  die  ^if^gAl««»  Versicherungen  entfallenden  Kontributions- 
gewinne  die  gesamten  Jahreagewinne  y<matändig  erschöpft.  Dies 
lat,^  abgesehen  davon,  daß  die  angeneDimene  Sterblichkeitaanagabe 
aidi  mit  der  tataiehliehen  Ausgabe  elnea  eiimlnan  Jahrea  nidit 
vollständig  deckt,  schon  deshalb  nidit  möglich,  weil  bei  der  Kon- 
tributionsverteilung nicht  alle  Gewinnquellen  der  Geedlachalt  Be- 
rücksichtigung finden  konnten.  Die  über  die  Summe  der  Kontri- 
butionsgewinne hinaus  erzielten  Überschüsse  fließen  daher  in  der 
Eegel  in  eine  besondere  Sicherheitsreserve,  welche  zur  Deckung 
zufälliger  Verluste  herangezogen  werden  kann;  falls  diese  Re- 
aerve  in  fwirnym  Jahre  hierzu  nicht  vollkommen  auareicht,  muß 
unter  ümatindiu  aiua  yerh&ltniam&ßige  Hevabaetsung  der  Kon- 
tributionsgewinne stattfinden. 

5.  Bei  allen  bisherigen  Erwägungen  sind  wir  stets  davon  aua- 
gegangen, daß  die  in  einem  Geschäftsjahre  erzielten  Gewinnanteile 
der  Versicherten  bald  nach  Abschluß  des  Geschäftsjahres  an  aUe 
gewinnbeteiligten  Versicherten  gezahlt  werden.  Dies  ist  aber  in 
der  Praxis  sehr  selten  der  Fall ;  in  der  Eegel  fließen  diese  Gewinn- 
anteile zunachat  in  die  Gewinnreserve  der  Versicherten  und  kom- 
men erat  mnA  Ablauf  einer  Eeihe  von  Jahz«a  aoa  der  Grewinn- 
leaerve  nur  auf  diejenigen  Venidierungen  zur  Anredmuagf  welche 
aladann  nodi  in  Kraft  aind.  Bieaa  AulMkubaMii  fir  die  tataich- 
liehe  Ausschüttung  der  den  Vmichertai  überwieaenen  Gewinne 
beträgt  bei  den  deutschen  Gresellschaften  meistens  2 — 5  Jahre. 
Bei  ausländischen  Gesellschaften  —  im  beschränkten  Umfange 
übrigens  auch  bei  einzelnen  deutschen  Anstalten  —  spielt  aber 
auch  die  Ansammlung  der  Gewinne  auf  längere  Perioden  neben 
dw  jährlichen  Ausachtittung  eine  große  EoUe.  Mit  Eückaicht  auf 
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die  Vollständigkeit  dieser  Daxstellung  erscheint  es  daher  geboten, 
auch  die  verschiedenen  Eomen  der  Gewinnansammlung 
kurz  zu  besprechen. 

Die  Gewiliiiaiiiaininlung  kann  erfolgen  auf  besonderem  Konto 
ies  eiiizelaeii  Yexni&ierten ;  in  diesem  Falle  hat  der  Versicherte 
entweder  ein  unliediiiglee  Eigeninmaredii  auf  die  für  ihn  all- 
jfthrli«^  gutgeediriebenen  M^rlibmäm  nebet  den  aufgelaufraeii 
Zinsen,  oder  er  erwirbt  durch  Verzicht  auf  die  jihrliche  Aua- 
Zahlung  einen  von  dem  Eintritte  eines  bestimmten  Ereignisses  (Tod  oäxit 
Erleben  eines  festgesetzten  Termines)  abhängigen  Versicherungs- 
anspruoh.  Der  Versicherungsanspruch  kann  in  einer  einmaligen 
yMpifAlgftMnfi|p  (Bonussystem)  oder  in  einer  jährlich  wiederkehrenden 
BentenBaMnDg  bestehen.  In  vielen  FäUen  fäUt  der  Auszahkmgs- 
toraun  ®at  dmi  dofidi  die  angeeammelten  Dividoideii  erworbenen 
KaptalauBpruph  bsw.  der  Beginn  der  erworbenen  Rente  mü  dem 
Endtermine  des  urspruni^iehen  Ymneherungsvertrages  meammen. 

Die  Gewinnansammlung  auf  Grund  einer  jährlidien  Verrech- 
nung zugunsten  des  einzelnen  Versicherten  steht  der  jährlichen 
Verteilung  sehr  nahe  und  unterscheidet  sich  sehr  wesentlich  von 
der  Gewinnansammlung  im  eigentlichen  Sinne  mit  gemeinschaft- 
licher Verwaltung  der  angesammelten  Gewinne  iilr  Eechnung  der 
beteiligte  Verdeherten. 

Bei  der  Ckwinnansammlung  im  eigentUehen  Sinne  steht  wäh- 
rend der  AnsaamliingBpeiiode  nur  der  Endtermin  dieser  Periode 
irertragsmftßig  genau  fest,  während  die  Hläie  des  anf  die  einielne 
Versicherung  entfallenden  Gewinnanteils  erst  nach  Ablauf  der 
Ansammlungsperiode  nach  dem  Ergebnisse  der  Geschäftsgebahrung 
der  Gesellschaft  während  dieser  Periode  ermittelt  wird.  Es  sind 
hauptsächlich  zwei  Formen  solcher  Gewinnansammlungssysteme 

Die  erste  Form  ist  die  Gewinnansammlung  naeh  dem  sogenann- 
ten Erbsehafte-  oder  Tonünenplan : 

Bio  in  jedem  Oesehiftsjalire  abgeschlossenen  Oewinnansamm- 
lungsversichemngen  werden  derartig  in  Qmppm  eingeteilt,  daß 
alle  Versicherungen  in  dieselbe  Gruppe  eingereiht  werden,  deren 
Ansammlungsperiode  vertragsmäßig  in  demselben  Geschäftsjahre 
abläuft.  So  würden  z.  B.  alle  im  Jahre  1905  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungen, deren  angesammelte  Gewinnanteile  vertragsmäßig  im 
Jahre  1925  zur  Ausschllttung  gelangen  sollen,  der  besonderen 
Gruppe  „1905  mit  20]ihrig«r  ^winnansammlung*'  angehören.  Die 
auf  jede  Xonünengrappe  ane  dem  Geeamttberadinsie  entf allMMfcen 
Oeidnne  werden  gesondert  verwaltet  und  angesammelt;  am 
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Schlüsse  der  Ansammlungsperiode  wild  der  gesamte  ans  den  em- 
zelnen  Jahren  stammende  Gewinn  zuzügUch  der  anfgeUnf^ 
Zinsen  an  diejenigen  Mitglieder  der  Gruppe  verteilt,  dem  Ver- 
»ohemngen  noch  in  Kraft  sind.  Hieraus  folgt,  daß  alle  diejemr 
cen  VwricherunMi  keinen  Gewinn  erhalten,  welche  im  Laute 
der  Ansammlungsperiode  durch  Tod,  Verfall  oder  Eückkauf  er- 
Iteehen;  die  verfallenen  Gewinnaneprüche  aus  den  erloschenen 
Versicherungen  einer  bestimmten  Gruppe  kommen  denjenigen  Mit- 
gliedern  derselben  Gruppe,  deienVewelienmgenin&aftbleib^^ 
zugute.  Der  auf  die  einzelnen  am  Schinase  der  ^'«^^•„f  ™- 
berechtigten  Versicherungen  entfallende  Gewinnanted  ttUt  daher 
um  80  größer  aus,  je  größer  die  Anzahl  vorzeitig  erloschener  Ver- 
Sicherungen  der  betreffenden  Gruppe  ist.  Ist  die  Anzahl  der  einer 
Granne  angehörigen  Personen  sehr  klein,  so  muß  naturgemäß  das 
GeWergebnis  auBewodentlich  vom  Zufall  abhängig  sein,  so 
daß  erheblidie  SAwankungen  in  den  Ergelmissen  der  unter  den 
gleichen  Umständen  gebüdeten  Gruppen  vorkanimen  können. 

Die  Gewinnansammlung  nadi  dem  Töntinensystem  bietet  den 
Vorteil  gegenüber  der  Ansammlung  na4^  anderen  System^  daß 
sich  die  Entwicklung  der  Gewinnfonds  der  einzelnwi  Gruppen 
von  Jahr  zu  Jahr  leicht  verfolgen  läßt.  Dagegen  wird  bei  der 
zweiten  Form  der  Gewinnansammlung,  bei  welcher  die  Bildung 
getrwmter  Vererbungsgruppen  nicht  vorgesehen  wird,  der  den  Ton- 
tinen  anh^twide  Nachteü  der  größeren  Unstetigkeit  der  Ergeb- 
nisse venniedmi.  Diese  «weite  Form  der  Ansammlung  hat  mit 
der  Tontine  nur  den  Umstand  gwein,  daß  jeder  Versicherte  sich 
von  Anfang  an  für  eine  gewisse  Ansammlimgqperiede  entaeheiden 
muß  und  einen  Gewinnanspruch  nur  geltend  maeh«i  kann,  wenn 
er  seine  Versicherung  bis  zum  Ende  dieser  Periode  anfredit 
hält;  die  anzusammelnden  Gewinne  werden  bei  dieser  zweiten 
Form  aber  nicht  für  einzelne  Gruppen  gesondert,  sondern  als 
eine  gemeinschaftliche  Masse  verwaltet.  Durch  diese  gemeinschaft- 
liche VerwaHong  der  gesamten  unverteilten  Überschüsse  soll 
nameniliek  eine  größere  Stetigkeit  der  Gewinneigebniase  erzielt 
werden.  Nachdem  fttr  eine  bestinunte  Venkberang  die  gewählte 
(vertragsmäßige)  Ansammlungsperiode  abgelanlen  i«t»  wird  nach- 
träglich für  diese  Versicherung  (in  gleicher  Weise  wie  für  alle 
in  demselben  Jahre  abgelaufenen  Versicherungen  derselben  An- 
gammlungsperiode)  festgestellt,  wie  hoch  der  auf  sie  entfallende 
Gewinnanteü  sein  kann.  Diese  Ermittelung  des  der  einzelnen 
Versicherung  zu  überweisenden  Ansammlungsgewinnes  braucht 
natlkrlidi  nicht  völlig  willkürlich  an  geaehehen;  sie  ^^ann  viel- 
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mehr  sehr  wohl  an  gewisse,  geschäf tsplanmäßig  genau  festliegend« 
Grundsätze  gebunden  sein.  Man  kann  hierbei  z.  B.  in  folgender 
Weise  verfahren: 

Alljährlich  wird  für  jede  gewinnberechtigte  Versicherung  der 
Anteil  wm  dfiia  Jahresübersdniflse  nach  einem  bestimmten  Ver- 
teilungaBysteme  (e.  B.  nach  mmm  S3r8teme  der  sogenannten  stei- 
genden DiTidondfi  odior  nadi  dem  Kontribntionssystem)  anflgcMbie- 
den  und  ziurtlckgestelll  Die  jilirlidien  BUekätallimgen  werden 
angesammelt  nnd  mit  dem  tatsächlichen  Zinsfnfie  der  Gesell- 
schaft verzinst;  der  in  dieser  Weise  bis  zum  Schlüsse  der  An- 
sammlungsperiode aufgesparte  Betrag,  vermehrt  um  einen  beson- 
sonders  zu  ermittelnden  Anteil  der  Versicherung  an  den  durch 
voraeitiges  Erlöschen  von  Versicherungen  während  derselben  Pe- 
xiode  eicaielten  Gewinnen,  bildet  dann  den  Ansammlungsgewinn 
der  betref l«nd«i  Ymmdiimmg. 

Der  Znsdhlag  ans  den  edoschenen  Vemehanrngen  muß  um 
so  hdher  sein,  je  länger  die  Ansammlimgsperiode  gewählt  war. 
Der  jährliche  oiewinn  aus  erloschenen  Yenddierongen  darf  daher, 
wenn  auf  möglichst  gerechte  Verteilung  Gewicht  gelegt  wird, 
nicht  in  den  Jahresüberschuß  fließen,  sondern  muß  besonders  zu- 
rückgestellt werden.  Denn  denjenigen  Versicherten,  welche  auf 
Auszahlung  ihres  Gewinnanteiles  für  den  Fall  ihres  vorzeitigen 
Todes  oder  der  vorzeitigen  Einstellung  der  Prämienzahlung  ver- 
seilten, soll  durch  Gewährung  des  besonderen  Zuschlages  ein  Äqui- 
valent fttr  diese  Venddiileistnng  gewährt  werden. 

An  Stelle  der  letileEen  Methode,  mmk  wMm  fOr  jede  Ver* 
flii^enmg  nach  Ablauf  der  irertragnnftfiig  bednngenen  Ansamm- 
lungsperiode  der  Gewinnanteil  festgestellt  wird,  kann  natOrlich 
auch  das  Verfahren  treten,  daß  aus  dem  gesamten  angesammelten 
Überschuß  der  Gesellschaft  alljährlich  für  jede  Gemeinschaft  von 
Versicherungen,  welche  in  demselben  Jahre  mit  derselben  An- 
sammlungsperiode abgeschlossen  werden,  nach  bestimmten  Grund- 
sätsen  leete  Beträge  an^gesehieden  weiden,  ohne  daß  eine  Ver- 
erhong  innerlialb  der  einaehMm  A  wsammlnagBgnigpe  stattfindet 
Eine  soldie  künstliciie  Orapfenbüdung  kann  sogar  nnter  TSmr 
ständen  im  Interesse  einer  liessmn  KontioUieKlNvkeit  der  Ge- 
winnansammlimgen  redit  erwtnsehi  sein.  Die  kttnstlidien  Grup- 
penbildungen können  natürlich  ebensowenig  als  Tontine  im  eigent- 
lichen Sinne  angesehen  werden  wie  die  Gewinnansammlungen 
mit  Verwaltung  aller  Gewinne  in  einer  einzigen  gemeinsamen 


VIL  Die  Volksversicherung. 

1.  Mit  Bücksicht  auf  die  ganz  besondire  Bedeutung,  wdche 
dem  Betriebe  der  sogenannten  Volksyersieherung  oder  J^gi 
Lebensversicherung  vom  volkswirtschaftlichen  StandpimlHP^Br 
zumessen  sein  dürfte,  ist  es  vielleicht  nicht  überflüssig,  an  dieser 
Stelle  mit  einigen  Worten  die  technische  Seite  dieses  eigenartigen 
Lebensversicherungsbetriebs  zu  besprechen. 

Die  VolksTersioherung,  welche  bereits  seit  längerer  Zeit  in 
England  und  sptter  In  noch  größerem  Umfuige  in  den  Vereinig- 
ten Staate  Ton  Amerika  hei^ufldi  geword^  ist,  hat  in  Deutsch- 
land eigentlich  erst  im  Laufe  der  allerletat^  Jaiifsehnie  i&Digaiig 
gefunden.  Sie  wird  hauptsächlich  von  einigen  größeren  Aktien- 
gesellschaften, in  geringerem  Maße  auch  von  Gegenseitigkeits- 
anstalten unter  den  verschiedensten  Bezeichnungen  (Volksver- 
versicherung, Sterbekassenversicherung,  Arbeiterversicherung  usw.) 
betrieben. 

Die  hauptsächlichsten  Merkmale  der  Volksversicherung  sind: 

a)  Die  auf  ein  einzelnes  Leben  veisieherbare  Summe  ist  nur 
gefing;  sie  beträgt  in  der  Bogel  nidii  mAx  als  UQO  M. 

b)  Die  Versi^erungsprämien  sind  in  Meinen,  meist  wöchent- 
lichen, seltener  monatlichen  Baten  zahlbar. 

c)  Eine  ärztliche  Untersuchung  der  Versicherungskandidalen 
findet  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  unvollkommener  Weise  statt. 
Dagegen  wird  die  volle  auf  den  Todesfall  versicherte  Summe 
erst  nach  Ablauf  einer  Karenzzeit  von  2 — 3  Jahren  gezahlt. 

Die  Volksversicherung  soll  in  erster  Linie  dazu  dienen,  den 
minder  bemittelten  Volkskreisen  die  Möglichkeit  zur  Versicherung 
eines  zur  Deckung  der  Beecdigungskoston  dmmAm  Sterbefeldes 
zu  gewlluen.  Daneben  liDlInnesi  aller  aueh  Ueme  Kapitalien  fOr 
den  Fall  des  Erlebens  eines  bestimmten  Alters  als  Aussteuerver- 
sicherung für  Kinder  und  als  Altersversorgung  für  Erwachsene 
versichert  werden.  Die  Volksversicherimg  soll  also  dem  kleinen 
Manne  einerseits  die  Sterbekasse  und  andererseits  die  Sparkasse 
ersetzen. 

Die  Begrenzung  der  im  Höchstfalle  für  eine  einzelne  Person 
versidberbaren  Summe  hat  in  erster  Linie  den  Zweck,  fOr  den 
etnaehieii  Fall  das  wegen  des  Mangels  einer  veUsliiidigen  ini- 
lidien  üntergmäung  »^wer  lu  beurteilende  Bisiko  der  Gesell- 
schaft zu  begrenzen.  Personen,  welche  in  der  Lage  sind,  größere 
Beträge  zu  versichern,  werden,  falls  sie  überhaupt  gesund  sind, 
meist  auch  bereit  sein,  sich  der  für  eine  gewöhnliche  Lebensver- 
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Bicherung  geforderten  ärztlichen  Untewuchimg  «u  nntemehwi,  da 
■10  m  durch  eine  solche  Untersuchung  die  Möglichkeit  der  Erlaa- 
mmg  einer  erheblich  billigeren  Versicherung  erkaufen  können. 

Iler  MiBde»tbetr»g  der  wöchentlich  zu  entrichtenden  Prämien- 
liiWgt  gewölmlieh  10  Pfennige ;  in  den  Tarifen  der  Volks- 
ireniehwuigi^MU«^  ^  die  für  «neu  solchen  wöchent- 
Kchen  Mindeetbetrog  immAmbmm  Bommen  nAch  dem  Bwtotte- 
alter  des  Versicherten  abgestuft.  Twfile,  welche,  wie  in  der  ge- 
wöhnlichen  Lebensversicherung,  eine  Abetufimg  der  Beiträge 
nach  dem  Beitrittsalter  vorsehen,  werden  meist  nur  bei  mim»t^<^ 
Prämienzahlung  angewandt.  Die  Abstufung  der  Tarife  nach  den 
Veraicherungssiimmftn  gestattet  eine  nicht  unwesentUche  Verem- 
facinmg  des  Inkassogeediäftefi  der  Gesellschaften. 

Mk  Volk»wiMtoriing»tarife,  welche  auf  der  Prämienzahlmig 
In  wHdientlidien  Baten  bemlien,  itimmen  darin  überem,  daß  das 
Veriiältniii  swiflchffli  Beiträgen  und  rarmdkertai  Leistungen  nicht 
unwesentlich  ungünstiger  f«r  die  Versicherten  ist  als  in  der  ge- 
wöhnUchen  Lebensversicherung.  Dagegen  sind  die  anf  monat- 
licher Prämienzahlung  basierenden  Tarife  in  der  Begel  weniger 

ungünstig.  tt  iu 

Eine  vollständige  ärztliche  Untersuchung  ist  bei  der  Volks- 
veisiciiening  deshalb  schwer  durchführbar,  weil  die  Kosten  einer 
foldien  ünteiwidiiiiig  nicht  nur  im  Vergleiche  zu  den  in  Betracht 
loummenden  geringftlgigen  Versicherangssommen  zu  hoch  sind, 
sondern  auch  In  allen  dwijMiigCtt  Fällen  snm  Teil  völlig  nutzlos 
verausgabt  wären,  in  denen  der  y«*^cie  aaino  Versicherung 
jllht  M  oder  nach  kurzer  PllPlllilL.  fallen  läßt.  Solche 
Fälle  gehören  aber  in  der  Volksversicherung  durchaus  nicht  Sil  den 
Seltenheiten;  die  Gesellschaft  kann  sich  auch  nicht  durch  Er- 
hehnng  eines  entsprechend  hohen  Eintrittsgeldes  für  die  Kosten 
der  ärztlichwi  Untersuchung  schadlos  halten,  da  eine  solche  Ein- 
riditimg  den  Abichliiß  der  kleinen  Versicherungen  unnötig  er- 
M^weren  imd  in  vielen  FäUen  geradezu  immöglich  machen  wurde. 
Me  theoretisch  aiidi  bei  vielen  Voltowaieheningianstalten  be- 
stehende Verpf  Hchtung  des  Versicherten,  seme  FMmie  mindest^ms 
für  das  erste  Versicherungsjahr  voll      beiaUen,  hat  den  Fe- 
tischen Verhältnissen  gegenüber  fast  gar  keine  Bedeutong.  Daitt 
kommt,  daß  der  kleine  Mann  auch  im  allgemeinen  wenig  geneigt 
sein  dürfte,  sich  für  die  Zwecke  der  Lebensversicherung  einer  ein- 
getoiden  ärsüichen  Untenrochimg  zu  unterziehen.  Die  Gesell- 
•eiialt  M  dthm  geswimgen,  sich  in  anderer  Weise  dagegen  zu 
MhatMi»  dftS  PenoM  mit  «rlioblmh  gesekwächter  Gesundheit 


sich  in  größerer  Anzahl  zur  Vendeherung  drängen.  Einen  der- 
artigen Schutz  bieten  die  sogenannten  Earenzbestimmungen,  duzck 
welche  die  Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme  von  dem  AV 
laufe  einer  bestimmten  Karenzzeit  abhängig  gemacht  wird.  In 
der  Eegel  werden  nämlich,  falls  der  Tod  des  Versicherten  während 
des  etaten  Versicherungsjahres  eintritt,  nur  die  eingezahlten  Bei- 
träge curflckerstattet,  während  nach  dem  während  des  zweiten 
Veorekkerungsjahre«  eintretend«!  Tode  die  Hälfte  der  Versiche- 
rungssumme und  erst  nach  isweijährigem  Bestdioi  der  Versiche- 
rung die  volle  Versicherungssumme  fällig  wird.  Der  Sänfttkrung 
der  Karenzzeit  liegt  die  Voraussetzung  zugrunde,  daß  die  meisten 
Personen,  deren  Gesundheit  bereits  bei  Abschluß  des  Versiche- 
rungsvertrages hochgradig  geschwächt  war,  voraussichtlich  bereits 
Im  Laufe  der  ersten  beiden  Versicherungs jähre  sterben  werden; 
auch  w^en  schwerkranke  Personen,  welche  sich  nur  zu  dem 
Zwecke  zur  Versicherung  anmelden  möchten,  um  die  Gesellschaft 
zu  mMäig^f  leichter  von  der  Ausführung  Ihrer  betrOgerischen 
Absidit  abgehalten,  da  sie  keine  Sidieriieit  kilm,  diese  AMd^ 
zu  erreichen.  Die  bisherigen  Erfahrungen  der  beteiligten  Gesell- 
schaften haben  gelehrt,  daß  die  von  den  Karenzbestimmungen  in 
dieser  Beziehung  erwarteten  Wirkimgen  befriedigend  sind.  Dies 
geht  namentlich  auch  aus  den  Sterblichkeitsziffern  hervor,  welche 
aus  den  Erfahrungen  der  Gesellschaften  über  das  Ableben  von 
Volksversicherten  abgeleitet  worden  sind.  ^Myi^ 

Die  Kazenzbestimmimgen  sind  auch  um  so  eher  geeignet,  bei 
kleinen  Lebensveraiitoungen  einen  gewissen  Ersatz  für  die  voll- 
ständige ärztliche  üntersuckung  zu  Meten,  alz  erfahrungsgemäß 
feststeht,  daß  der  Einfluß  der  ärztlichen  Untersuchung  auf  die 
Sterblichkeit  nur  während  der  ersten  Versicherungs  jähre  criieb- 
lich  ist,  im  Laufe  der  späteren  Jahre  aber  schnell  abnimmt,  um 
bereits  nach  7 — 8  Jahren  fast  vollständig  zu  verschwinden. 

Bei  Berechnung  der  Prämien  und  Prämienreserven  für  Volks- 
versicherungen muß  natürlich  der  Umstand  berücksichtigt  werden» 
daß  es  sich  nicht  um  vollständig  untennichte  Personen  handelt; 
es  muß  daher  eine  SterblldikeitBtalel  angewandt  werden,  welche 
diesem  Umstände  nach  Möglichkeit  Bedmung  trägt.  Die  mmsten 
Volksversichemngsanstalten  benutzen  die  aus  den  Erfahrungen 
über  das  Absterben  der  allgemeinen  Bevölkerung  abgeleiteten 
Tafeln.  In  Deutschland  kommt  vorzugsweise  die  Sterblichkeits- 
tafel für  die  gesamte  männliche  Bevölkerung  des  Deutschen  Rei- 
ches in  Betracht,  welche  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amte 
unter  Zugrundelegung  der  Sterblichkeit  während  der  Jahre  IBll 
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Mb  1881  berecliiMt  word«ii  isl  Es  werden  aber  von  manchen  An- 
stalten  auch  Tafeln  benutzt,  welche  aus  den  Erfahrungen  über 
das  Ableben  von  Versicherten  gewonnen  wurden ;  zu  diesen  Tafeln 
gehören  die  von  Dr.  Zillmer  aus  dem  Materiale  mehrerer  deut- 
scher Volksversicherungsgesellschaften  berechneten  Tafeln  M  III 
(für  Männer),  M  HI  (für  Fraim)  und  M  wadM  lU  (für  Männer 
und  I^uen). 

In  der  Tabelle  Xn  ist  die  erwälinte  Sterblioiikeitstafel  des 
Bentsdien  Beidiee  mitgeteilt. 

NatnrgemäB  zeigen  sowohl  die  für  die  allgemeine  Bevölkerung 
geltenden  Sterblichkeitstafeln  als  auch  die  eigentlichen  Volksver- 
sicherungstafeln in  allen  Altersgruppen  nicht  unwesentlich  höhere 
Sterbenswahrscheinlichkeiten  als  die  aus  einem  Materiale  vollstän- 
dig untersuchter  Leben  abgeleiteten  Tafeln.  Infolgedessen  sind 
auch  die  Nettoprämien  nach  den  Tafeln  der  enteren  Kategorien 
—  wmiigstens  fiir  lebenslängliöhe  Yernohefimgen  —  höher  als  die 
ffir  gewähnliche  Lebensvereielienmgen  gebränohlichen  Netto- 
prSmien.  Die  Tabelle  XTTI  zeigt  eine  Oegenübenrtellimg  der 
liettoixrimi^  nach  der  SterbHehkeitstalel  M  W.  Mi 
naeh  der  Tafel  des  Deutschen  Eeiches  (1871/81)  für  Männer, 
für  lebenslängliche  sowie  für  die  auf  10,  20  und  30  Jahre 
abgekürzten  Versicherungen.  Hierzu  muß  bemerkt  werden,  daß 
bei  Berechnung  der  Nettoprämien  nach  der  deutschen  Reichstafel 
die  in  der  Volksversicherung  üblichen  Karenzbestimmungen  keine 
Berücksichtigung  gefunden  haben;  das  ist  an  sich  unbedenklich, 
da  die  in  Betracht  kommenden  Differenzen  nidit  eilieblioli  sind. 
Aueh  M  bei  der  Beredbnung  der  Nettopriaien  aB^^enomBum  wor- 
den» dafi  die  TxSaamok  jilirlidi  pränumerando  gezaUt  imden;  will 
man  den  Umstand,  daB  in  der  Volksrersicherung  die  Zahlung 
der  Prämien  nicht  jährlich,  sondern  in  kleinen  (wöchentlichen  oder 
monatlichen)  Raten  erfolgt,  schon  bei  der  Festsetzung  der  Netto- 
prämie berücksichtigen,  so  sind  die  in  der  Tabelle  mitgeteilten 
[Werte  noch  um  einen  entsprechenden  Betrag  zu  erhöhen. 

Der  Aufschlag,  welcher  den  Nettoprämien  hinzuzQftyH|||{|f^ 
um  in  den  so  erhaltenen  Tarif prämien  nicht  nur  einen  imgäiü^ 
senen  Betrag  m  Deckung  der  Verwaltungskosten»  sondeni  anfier- 
dem  noch  einen  genügenden  Sicheilieitsfaktor  zur  Verfügung  zu 
liaben,  muß  in  der  Volksversicherung  ganz  bedeutend  höher  sein 
als  in  der  gewöhnlichen  Lebensversicherung  mit  vollständiger 
ärztlicher  Untersuchung.  Das  rührt  zum  Teil  daher,  daß  die  Ver- 
waltung kleinerer  Versicherungen  schon  an  sich  verhältnismäßig 
höhere  Unkosten  veruzsacht  als  die  Verwaltung  größerer  Ab- 


Schlüsse;  zum  größten  Teile  ist  die  Bereitstellung  höherer  Sum- 
men für  Verwaltungszwecke  in  der  VoUoiversicherung  aber  des- 
halb (erforderlich,  weil  die  Einziehung  der  Prämien  in  wöchentlichen 
Baten  durch  bezahlte  Agenten  den  Betrieb  der  Volksversichening 
im  Gegensatze  zu  demjenigen  der  großen  Lebensversicherung  ganz 
bedeutend  verteuert. 

2.  Die  Volksversicherong  ist  in  neuerer  Zeit  vielfachen  An- 
griffen ausgesetzt  gewes^d.  Die  Bedenken,  weldie  gegen  die  bei 
den  privaten  Versicherungsgesellschaften  übliche  Art  des  Betriebes 
der  Volksversicherung  geltend  gemacht  worden  sind,  beziehen  sich 
im  wesentlichen  auf  folgende  Punkte: 

a)  Die  Verwaltungskosten  sind  so  hoch,  daß  die  Versicherung 
unwirtschaftlich  wird. 

b)  Durdi  den  großen  vorzeitigen  Abgang  von  Vefsudierungeii, 
welcher  mit  dem  Volksversicherangsbetrieba  untrwinbar 
verbunden  ist,  werden  äem  Volke  alljährlich  ungeheure 
Summen  entzogen. 

Selbstverständlich  ist  es  mir  an  dieser  Stelle  nicht  möglich, 
die  Frage  der  etwaigen  Beformbedürftigkeit  der  Volksversiche- 
rung vollständig  zu  behandeln.  Ich  möchte  es  jedoch  nicht  unter- 
lassen, zu  den  beiden  erwähnten  Hauptangriffspunkten  kurz  fol- 
gendes zu  bemerken: 

Daß  die  Verwaltungskosten  erheblich  höher  sein  müssen  als 
in  der  gewöhnlichen  Lebensversicherung,  liegt  auf  der  Hand.  Denn 
erstens  müssen  schon  die  der  Gresellschaf t  aus  der  laufenden  Ver- 
waltung einer  großen  Anzahl  von  Versicherungen  minimaler  Be- 
träge erwachsenden  Unkosten  verhältnismäßig  bedeutend  hidier 
sein  als  bei  d^  gewöhnlichen  Lebensversichemng.  In  ganz  be- 
sonders hohem  Maße  werdea  aber  die  Unkosten  der  Volksversidie- 
rung  dadurch  erhöht,  daß  der  Agent  gezwimgen  ist,  die  Prämie 
in  ganz  minimalen  Teilbeträgen  wöchentlich  abzuholen ;  er  ist  so- 
gar in  vielen  Fällen  genötigt,  wegen  Einziehung  desselben  gering- 
fügigen Betrages  denselben  Weg  mehrmals  zu  machen.  Die  Folge 
ist,  daß  die  dem  Agenten  für  das  Einziehen  der  Prämie  zustehen- 
den Inkassoprovisionen  verhältnismäßig  ganz  wesentlich  höher 
sein  müssen  als  bei  der  gewöhnlichen  Leb^isversudmung. 

Ebensowenig  wie  die  hoh«i  Verwaltungskosten  läßt  sich  bei 

dem  heutigen  Betriebe  die  Volksversicherung  der  große  vorzeitige 
Abgang  von  Versicherungen  vollständig  vermeiden.  Daß  dieser 
vorzeitige  Abgang  gerade  in  der  Volksversicherung  so  besonders 
groß  ist,  liegt  teils  an  den  unsicheren  Erwerbsverhältnissen  der 
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iflMiteiiden  KksMi,  idls  dber  audb  an  der  Neigung  des  kleinen 
Mannes,  ohne  große  Überlegung  Verpflichtungen  ebzugehen,  über 
iÄTen  Tragweite  er  sich  von  vornherein  nicht  völlig  klar  geworden 
Ist  Dazu  kommt,  daß  der  kleine  Mann  auch  nur  zu  leicht  geneigt 
ist,  allen  teils  aus  Unverstand,  teils  in  böser  Absicht  ihm  von 
dritter  Seite  zugetragenen  nngOnsügen  Gerüchten  über  dia  be- 
treffende Versicherongsgeselladiaft  Olanben  an  aehenkent  da  ihm 
ifllp  die  nötige  Sachlwiintnia  f ahlMi  dürfte,  an  derartigen 
Cleriditen  adbat  Kritik  sn  tben. 

In  Laienkxeiaen  kt  Tielfaoh  die  Ansicht  verbreitet,  daß  der 
große  vorzeitige  Abgang  von  Versicherungen  den  Gesellschaften 
erhebliche  Gewinne  einbringe.  Das  ist  aber  durchaus  nicht  der 
Fall,  da  erfahrungsgemäß  bei  weitem  die  meisten  Versicherungen 
in  der  allerersten  Zeit  nach  dem  Abschlüsse  erlöschen;  in  allen 
solchen  Fällen  hat  die  Gesellschaft  aber  nnr  so  geringfügige  Be- 
träge an  Prämie  für  die  eirlosdie&e  Yeraidiflirang  eriialten,  daß 
ihr  naeh  Deckung  des  Biaikoa  und  nach  Zahlung  der  Provisionen 
der  Agenten  meist  nicht  mehr  viel  übrig  bleibt 

^  3.  Es  ist  klar,  daß  die  geschilderten  besonderen  Schwierigkeiten, 
mit  denen  der  Betrieb  der  Volks  Versicherung  im  Vergleiche  zu 
demjenigen  der  gewöhnlichen  Lebensversicherung  zu  kämpfen  hat, 
zu  einer  lebhaften  öffentlichen  Erörterung  der  Frage  führen  mußten, 
in  welcher  Weise  sich  die  erwähnten  Übelstande  beseitigen  oder 
wenigstens  einschränken  lassen,  ohne  die  an  sich  zweifelloe  wohl- 
tätige Wirksamkeit  der  Volksveraichemng  lahm  sn  legen.  Die 
öffentliche  Erörterung  dieser  iVage  hat  dann  auch  eine  große  An- 
aahl mehr  oder  weniger  fKraktiadieir  Yonchlftge  für  die  Beform 
der  Volksvenndiemng  gezeitigt. 

Um  die  hohen  Kosten  des  Volksversicherungsbetriebes  zu  ver- 
ringern, ist  vorgeschlagen  worden,  daß  die  Anwerbung  der  Ver- 
aicherten  und  die  Einziehung  der  Prämien  nicht  mehr  durch  be- 
sondere hoch  bezahlte  Agenten,  sondern  durch  Berufsvereine,  Ar- 
beitgeber usw.  geschehen  solle.  Die  Durchführung  dieses  an  sich 
nicht  unverständigen  VonGhlagea  ist  aber  in  der  Fnad»  überall, 
wo  sie  biaher  versucht  worden  ist,  auf  ganz  esiiebliehe  Schwierig- 
keiten gestoßen,  da  erfahnmgsgem&ß  die  Verwaltungsorgane  der 
meisten  Beru&vueine  sich  viel  eher  entschließen,  für  ihre  Vereine 
besondere  Sterbekassen  ins  Leben  zu  rufen,  als  ihre  mehr  oder 
weniger  ehrenamtliche  Tätigkeit  in  den  Dienst  einer  privaten 
Versicherungsgesellschaft  zu  stellen.  Immerhin  mag  aber  zuge- 
geben werden,  daß  sich  auf  dem  vorgeschlagenen  Wege  in  2^ 
kunf t  für  die  Volksversichenuigi^eaellaohaf tan  bei  rühriger  IMltif- 


keit  vielleicht  doch  noch  nach  und  nach  bedeutendere  Erfolge  er- 
zielen lassen. 

Der  Abschluß  von  Verträgen  mit  Berufsvereinen  ist  für  die 
QeaellBohaften  auch  deshalb  von  außerordentlich  großem  Vorteile, 
wdl  die  Veranavenriidienmgen  in  der  Bogel  der  Gefahr  des  vor- 
teitigen  Verfalles  nicht  in  demselben  Maße  ustarliagen  dürften 
wie  die  durch  freien  Entschluß  der  Khiaelwim  nataade  gekomma- 
nen  Abschlüsse. 

Zur  Vermeidung  des  hohen  vorzeitigen  Abganges  sind  nun  aber 
auch  noch  andere  Mittel  in  Vorschlag  gebracht  worden,  welche 
zum  Teil  gleichfalls  mit  mehr  oder  weniger  günstigem  Erfolge 
bemta  erprobt  wurden.  Hierzu  gehört  in  erster  Linie  die  Einfüh- 
rung des  Systems  der  Versicherung  gegen  einmalige  Prämien. 
B«r  Vorteil  dieses  Syw/^ma»  JmUkt  darin,  daß  dar  Veraieherte  all- 
jährlich  beliebig  hohe  oder  geringe  THniahlttiigm  bn  dar  Qeaeil- 
schaft  machen  kann,  welche  unverfallbar  sind,  da  für  jede  neue 
Einzahlung  ein  neuer  Versicherungsanspruch  dauernd  wworben 
wird.  Trotz  dieser  erheblichen  Vorzüge  hat  das  System  der  ein- 
maligen Beiträge  aber  bisher  in  der  Praxis  nur  wenig  Anklang 
gefunden;  die  Ursache  liegt  darin,  daß  der  Versicherungszweck 

.  bei  dioBßm  System  nur  recht  tmvoUkommen  erreicht  wird,  da  für 
eine  geringe  ^nmalige  Einiahlung  verhältnismäßig  nur  eine  ge- 
ringe Versieharungsleisiang  erworben  wird»  ao  daß  die  im  ganaen 
versidierte  Summe  für  den  dnsdnan  mi  mit  dem  Waehaan  der 
Einlagen  allmählich  ansteigt.  Der  Versidierungslustige  hat  aber 
selbstverständlich  ein  lebhaftes  Interesse  daran,  schon  von  An- 
fang an  (mindestens  aber  nach  Ablauf  einer  nicht  allzu  langen 
Karenzzeit)  für  eine  verhältnismäßig  geringfügige  jährliche  Zah- 
lung möglichst  hoch  versichert  zu  sein.  Diesem  berechtigten  Inter- 
esse trägt  aber  das  System  der  fortlaufenden  Prämienzahlung 
aweif dks  in  erheblieh  h^^rem  Maße  Bechnung  ala  das  %steoi 
der  einmaligen  Primimi. 

Neben  dem  System  der  einmaligen  Prämien  konnte  auch  nodi 
das  System  der  kurzen  (Kisiko-)  Versicherungen  als  Mittel  zur 
Einschränkung  des  vorzeitigen  Abganges  praktisch  in  Betracht 
kommen.  Nach  diesem  System  läßt  sich  allerdings  (wenigstens 

'  für  die  noch  im  jüngeren  Lebensalter  stehenden  Personen)  schon 
von  Anfang  an  für  eine  verhältnismäßig  geringfügige  Prämien- 
zahlung ein  verhältnismäßig  hoher  Versicherungsanspruch  erwer- 
ben;  auch  kfinnen  bei  diesem  ^yatem  dem  Vexaijeharten  im  Falle 
Einatelleaa  der  Primimzahlungen  zu  jed^  belieingen  Zeit  Ver- 
luste nicht  erwachsen,  da  die  immer  nur  für  ein  Jahr  gezahlte 
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"Veniislieriingspräiiiie  am  Schlüsse  jedes  Jahres  durch  das  von  der 
Gesellschaft  getragene  Risiko  als  vollständig  verbraucht  anzu- 
sehen ist.  Aber  auch  dies  Prinzip  ist  nicht  ohne  weiteres  auf 
den  praktischen  Betrieb  der  Volksversichenmg  anwendbar.  Denn 
erstens  entspiicht  es  meist  nicht  dem  Geschmacke  des  großen 
Pnhlikmas,  entweder  ftr  eine  gleichbleibende  Versichemngslei* 
stiiag  rm  Jahr  zu  Jahr  steigende  Beiträge  entrichten  zu  müssen 
oder  ftr  gleichbleibende  jährliche  Anfwendimgen  einen  von  Jahr 
nt  Jahr  fallenden  Versicherungsanspruch  zu  erwerben;  zweitens 
erfordert  der  Betrieb  der  Risikoversicherung  aber  eine  so  gründ- 
liche Prüfung  der  Gesundheit  des  Versicherungskandidaten,  wie 
sie  bei  der  Volksversicherung  im  allgemeinen  nicht  durchführ- 
bar ist. 

Wir  sehen  also,  daß  es  durchaus  nicht  so  leicht  ist,  an  die 
Stelle  der  Yon  den  privaten  Veisiehenmgsgesellschaften  heute  be- 
triebenen Form  der  VolksvenioherQng  etwas  Besseres  zu  setzen. 
Zu  einer  grundsätzlichen  Bekämpfung  des  bestehenden  Systems 

ist  daher  auch  um  so  weniger  Veranlassung  vorhanden,  als  doch 
nicht  verkannt  werden  darf,  daß  die  Vorzüge  dieses  Systems  seine 
Nachteile  noch  erheblich  überwiegen.  Denn  der  Umstand  kann 
nicht  hoch  genug  eingeschätzt  werden,  daß  durch  die  Volksver- 
sichenmg  alljährlich  ganz  bedeutende  Summen  (wenn  auch  nach 
Abzug  der  nicht  unbeträchtlichen  Verwaltimgskosten  der  G^esell- 
sehaften)  lir  mim  wirtschaf tlii^  wohltätigen  ZwedL  siirQel^;elegt 
werden,  welche  beim  leMen  einer  passendm  und  bequeme  Ver- 
sidienmgsgelegenheit  eidier  zum  grdBten  Teil  eine  völlig  unwirt- 
«diaftliche  Verwendung  finden  würden. 
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Tabelle  I. 

Werte  einer  «nnialigeii  Einlage  von  I  Mark  am  Solilusse 

der  Jahre  1—100. 


1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 
16 

le 

17 
18 
19 
20 
21 
22 
28 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
80 
81 
82 


34 
85 
86 
87 
88 
39 
40 
41 
42 
48 
44 
45 
46 
47 
48 
49 
60 


1^ 
1,0609 

1,0927 

1.1265 

1,1698 

1,1941 

1,2299 

1,2668 

1,3048 

1,3439 

13842 

1,4268 

1,4685 

1,5126 

1,5580 

1,6047 

1,6528 

1,7024 

1,7536 

1,8061 

1,8606 

1,9161 

1,9736 

2,0328 

2,0938 

2,1666 

2,2218 

2,2879 

2.3566 

2,4278 

2,500] 

2,5751 

2.6528 

2,7319 

2,8189 

2.8988 

2,9852 

8,0748 

3,1670 

3,2620 

3,3599 

8,4607 

3,5645 

3,6715 

3,7816 

8,8960 

4,0119 

4,1823 

4,2562 

4,3889 


1,0860 

1,0712 

1,1087 

1,1475 

1,1877 

1,2298 

1,2723 

1,3168 

1,3629 

1,4106 

1,4600 

1,5111 

1,5640 

1,6187 

1,6764 

1,7840 

1,7947 

1,8575 

1,9225 

1,9898 

2,0694 

2,1315 

2,2061 

2,2888 

2,3632 

8,4100 

9,6816 

2,6202 

2,7119 

2,8068 

2,9050 

8,0067 

3,1119 

3,2209 

3,3336 

8,4503 

8,6710 

3,6960 

3,8254 

8,9593 

4,0978 

4,2418 

4,3897 

4,5433 

4,7024 

4,8669 

6,0878 

6,2136 

5,3961 

6,6849 


51 

52 

68 
64 
56 

56 
57 
58 
59 


61 

62 
68 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 


88 
84 
85 


87 

88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
100 


4,6164 

4,6509 
4,7904 
4,9341 
5,0881 
5,2346 
6,3917 
5,5534 
6,7200 
6,8016 
6,0684 
6,2504 
6,4379 
6,6311 
6,8800 
7,0849 
7,2459 
7,4633 
7,6872 
7,9178 
8.1664 
8,4000 
8.6520 
8.9116 
9,1789 
9,4U8 
9,7879 
10,0301 
10,3310 
10,6409 
10,9601 
11,2889 
11,6276 
11,9764 
12,3357 
19,7068 
18,0870 
13,4796 
13,8839 
14.3006 
14,7896 
15,1714 
15,6265 
16,0953 
16,5782 
17,0756 
17^8 
18,1164 
18,6589 
19,2186 


6,7894 

5,9827 
6,1921 
6,4088 
66881 
6,8653 
7.1056 
7.8643 
7,6117 
7,8781 
8,1538 
8,4392 
8,7346 
9.0403 
9,8567 
9,6843 
10,0231 
10,3739 
10,7370 
11,1188 
11,6018 
11,9043 
12,3210 
12,7522 
13,1986 
18,6605 
14,1386 
14,6335 
15.1456 
15,6757 
16,2844 
16,7922 
17,3800 
17,9883 
18,6178 
18,8096 
19,9489 
20,6420 
21,3644 
22,1122 
88,8861 
23,6871 
24,5162 
25,3742 
26,2623 
27,1816 
28,1828 
29,1175 
30,1366 
31,1914 


Tabelle  II. 
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TabeUa  m. 


Werte  der  jährtfaiien  Einlagen  von  je  1  Mark  am  Sohlusse 

der  Jahre  1—100. 


Periode 


I 

S 
4 

S 

e 

7 
8 

9 
10 
11 

18 
14 
18 
18 
17 
18 
18 
80 
81 


81 
88 
88 

88 
88 
87 


40 

41 


48 
44 
48 
48 
47 

48 


1,03C0 
2,0909 
3,1836 
4,3091 
8^4884 
8,66S5 
7,8923 
9,1591 
10,4639 
113078 
18,1890 
14,6178 
16,0863 
17,6989 
19,1688 
90,7616 
99.4144 
94,1169 
26,8704 
97,8766 
99,6868 
31,4529 
33,4265 
864693 
87|8680 
88,7896 
41,9309 
44,2189 
46,5754 
48,0097 
61,6898 
64,0778 
56,7302 
6^,4621 
äi9759 
86,17^ 
68,1594 
71,2342 
74,4013 
77,6688 
81,0989 
84,4839 
88,0484 
91,7199 
96,6015 


103^4084 
107,5406 
111,7969 
116,1808 


8Vt% 


1,0850 
2,1062 
3,2149 
4,3625 
6,6609 
6,7794 
8,0517 
9,3685 
10,7314 
19,1490 
13,6020 
15,1130 
16,6770 
18,2957 
18,9710 
21,7050 
23,4997 
26,3572 
27,2797 
99,9896 
81,8989 
33,4604 
35,6665 
37,9499 
40,3131 
49,7681 
46,2906 
47,9108 
60,6227 
68^986 
58,8848 
68,8419 
69,4532 
66,6740 
68,0076 

78»0289 
79,7249 
83,5503 
87,5095 
91,8074 
95,8486 
100,2383 
104,7817 
100,4840 
114,8610 
119,3888 
124,6018 
129,9979 
136,6828 


Periode 

51 
52 
53 
54 


68 

67 
68 
69 
80 
61 
62 
63 
64 


67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
76 
78 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 


87 
88 
89 
90 
81 
92 
93 
94 
96 
98 
97 
98 
99 
100 


3% 


120,6962 
126.3471 
130,1375 
136,0716 
140,1688 
145,3884 
150,7800 
156,3334 
162,0534 
187,8460 
174,0134 
180,2638 
186,7017 
193,3328 
900,1897 
907,1976 
914,4436 
921,9069 
299,5941 
287,6119 
945,6672 
254.0673 
262,7193 
271,6309 


990,9641 

300,0020 
310,0321 
320,3630 
331,0089 
341,9610 
353,2529 
364,8805 
376.8570 
389,1927 
401,8984 
414,9854 
428,4650 
442,3489 
456,6494 
471,8789 
486,5609 
502,1767 
518,2720 
534,8682 
661,8957 
569,5135 
587,6289 
606,2877 
625.5063 


141,3632 
147,3459 
163,5381 
159,9469 
188,6800 
173,4453 
180,5509 
187,9052 
195,5169 
908,8960 
211,5488 
219,9880 
228,7226 
237,7629 
947,1198 
256,8038 
266,8269 
277,2008 
287,9379 
299,0607 
310,5525 
322,4568 
334,7778 
347,5300 
860,7286 
874,3891 
388,5277 
403,1611 
418,3068 
433,9825 
450.2069 
466,9992 
484,8791 
502,3674 
698,9868 
640^7 
660,1987 
580,8406 
602,2050 
624,3179 
847,9888 
670,8904 
695,4066 
720,7808 
747,0431 
774,9947 
802,3575 
831,4750 
861,6117 
892,8031 


Periode 


J4 


1 
2 
8 
4 
6 
8 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
18 
14 
15 
»I 
17 
18 
18 


21 
92 
23 
24 


98 
97 

28 
29 


31 

32 

33 

84 

86 

36 

87 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

60 


Prftmien  för  eiiie  ^arfmiehefiaif       1000  Mark. 


970,87 
942,60 
916,14 
888,^ 
862,61 
837,48 
813,09 
789,41 
766,42 
744,09 
799,49 
701,88 
680,95 
681,19 
641,88 
623,17 
605,02 
587,40 
670,29 
868,68 
637,55 
521,89 
606,69 
491,98 
477,81 
463.70 
450,19 
487,08 
424,35 
411,99 
399,99 
388,34 
377,03 
366,05 
866,88 
845,03 
834,98 
825,23 
815,76 
808,68 
297,63 
288,96 
280,54 
272,37 
984,44 
256,74 
249,26 
242,00 
234,95 
J,ll 


8«/,%  1 


Pteiode 


8% 


966,18 

983,51 

901,94 

871,44 

841,97 

813,50 

785,99 

769,41 

788,78 

708,92 

684,95 

661,78 

639,40 

617,78 

596,89 

576,71 

557,20 

538,36 

690,16 

609,57 

485,57 

469,15 

453,29 

487,96 

498,16 

408,84 

395,01 

881,65 

868,75 

868,98 

344,23 

332,59 

321,34 

810,48 

299,98 

289,83 

280,08 

270,56 

261,41 

969,57 

244,03 

235,78 

227,81 

220,10 

912,66 

205,47 

198,52 

191,81 

185,82 

179,05 


51 
52 
63 
54 
55 
56 
57 
68 


60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 


70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
96 
96 
97 
98 
99 
100 


221,46 
215,01 
208,75 
202,67 
196,77 
191,04 
185,47 
180,07 
174.88 
169,73 
164,79 
159,99 
155,33 
160,81 
146,41 
142,15 
138,01 
133,99 
180,09 
126,30 
122,62 
119,05 
115,58 
119,91 
108,95 
105,77 
102,69 
99,70 
98,80 
93,98 
91,24 
88,58 
86,00 
83,50 
81,07 
78,70 
76,41 
74,19 
72,03 
89,98 
67,89 
65,91 
63,99 
62,13 
80,89 
58,56 
56.86 
55,20 
53,59 


8V.% 


173,00 
167,15 
181,60 
156,04 
150,76 
145,66 
140,73 
186.98 
181,38 
126,93 
122,64 
118,50 
114,48 
110,89 
106,88 
103  26 
99,77 
96,40 
93,14 
89,99 
86,94 
84,00 
81,16 
78,42 
75,77 
73,20 
70,73 
68,34 
88,08 
63,79 
61,64 
59,55 
67,54 
56,68 
58,71 
51,90 
50,14 
48,45 
46,81 
45,22 
43,70 
42,22 
40,79 
88,41 
88,08 
36,79 
35,53 
34,84 
33,18 

82,or. 


—  w  — 
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IWMto  IT. 

Jährliche  Prämien  für  eine  Sparversiohemng  von  1000  Mark, 


Periode 


s  ai 


1 

« 

4 
S 
f 

i 
t 

m 
11 
Ii 

18 
14 

ift 
Ii 

IT 
18 

Ii 


ii 


h  Ii 


'9 

27 

fi 
80 
81 


84 
86 


3% 


87 


48 
41 
4i 
48 


48 
47 
48 
49 

60 


970,87 

478,26 
314,11 
232,06 
182,87 
168^10 
126,71 
109,18 
95,57 
84,69 
76,80 
68,41 
62,16 
56,82 
62,20 
48»17 
44,61 
41.46 
88,65 
86,13 
88^ 
81,79 
29,92 
28,20 
26,63 
26,18 
88,85 
22,61 
21,47 
20,41 
19,^ 
18,49 
17,68 
16,82 
16,06 
16,8A 
1487 
14,04 
13,44 
12,88 
12,84 
11,84 
11,36 
10,90 
10,47 
10,06 

9,80 

8,94 
8,61 


Periode 


888,18 

474,78 
311,05 
229,28 
180,17 

i«r,8i 

124,20 
106,74 
93,18 
82,36 
78,62 
66,17 
59,96 
54.66 
60,07 
48,07 
42,55 
39,44 
36.66 
34,16 
81,98 
29,89 
28,04 
2836 
84,81 
S8J9 
22,08 
20,87 
19,75 
18,72 
17,76 
li»86 
16,01 
15,23 
14,49 
13,80 
18,16 
12,54 
11,97 
11,43 
10,,92 
m48 
9,Sl^ 

%18 


7,69 
7,98 


61 


54 


§7 
68 
69 
60 
81 


84 


87 


70 
71 
7i 
78 
74 
76 


77 
78 
79 
80 
81 


88 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
91 
99 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
100 


8,89 

7.98 
7,68 
7,40 
7,13 
8,88 
6,68 
8,40 
6,17 
6,95 
6,76 
6,66 
6,88 
6,17 
5,00 
4,88 
4,88 
4,51 
4,36 

4,21 
4,07 
8,94 

3,81 
8,68 
858 
8,46 
8^ 
3,23 
8,12 
8,02 

i.» 

8,88 
8,74 

^ 
8,67 
8,49 

Ml 
i;88 

2,26 

2,19 

2,12 

2m 

1,89 

1,93 
1,87 
1,81 
1,76 
1,70 
1,65 
1,60 


7,07 

6,79 

6,51 

6,25 

6,00 

6,77 

5,54 

5,32 

5,11 

4,92 

4,78 

466 

4,37 

4,21 

4,05 

8,89 

8,76 

3,61 

3,47 

3,34 

3,22 

8,10 

2,99 

2,88 

2,77 

2,67 

8,67 

2,48 

2,39 

2,30 

2,22 

8,14 

2,06 

1,99 

1,92 

1,85 

1,79 

1,78 

1,66 

1,60 

1,55 

1,49 

IM 

1,39 
1,34 
1,29 
1,25 
1,80 
1,16 
142 


Tftb^e  T. 

Deutsohe  Sterbetafel  für  Männer  und  Frauen  von 
Dr.  Zillmer  (M.  u.  W.  T). 


Stfirl)  AHB  wäh  r- 

i*/i% 

der 
Lebenden 

der 
Sterbenden 

iciieiniionKeit 
•/« 

Binkoprämie 

80 

100  000 

919 

9,1900 

8,8792 

21 

99081 

908 

9,1642 

8,8545 

22 

98173 

887 

9,0861 

8,7887 

28 

97286 

861 

8,8502 

8,5510 

84 

98^ 

835 

8,6596 

8,3668 

26 
86 

95  590 

816 

8,5365 

8,2479 

94  774 

804 

8,4833 

8,1965 

27 
88 

93  970 

797 

8,4814 

8,1947 

98178 

796 

8,5325 

8,2439 

29 

92  878 

800 

8,6601 

8.S673 

80  . 

91578 

808 

8,8231 

8^5247 

81 

90  770 

818 

9,0118 
9,8888 

8.7071 

32 

89  952 

881 

8,9260 

88 

89121 

841 

9,4366 

9,1171 

84 

88  280 

856 

9,6964 

9,3687 

35 

87  424 

873 

9,9858 

9.6484 

36 

86  551 

889 

10,2714 

9,9239 

87 
88 

85  662 

906 

10,5765 

10,2192 

84756 

AHB 

10,9491 

10,5784 

89 

83  828 

950 

11,3327 

10,9498 

40 

82  878 

975 

11,7643 

11,3664 

41 

81  903 

1006 

12,2828 

11,8676 

42 

80  897 

1035 

12,7940 

12,3616 

48 

79862 

1068 

18,8106 

12,8602 

44 

78799 

1092 

13,8580 

13,3894 

46 

77  707 

1117 

14,3745 

13,8880 

46 

76  590 

1140 

14,8844 

14,3815 

47 

75  450 

1169 

15,4937 

14,9694 

48 

74281 

1804 

18,8067 

15,8616 

49 

78077 

1246 

17,0505 

16,4736 

60 

71  831 

1303 

18,1398 

17,5264 

51 

70  528 

1362 

19,3115 

18,6586 

52 

69  166 

1425 

20,6026 

19,9057 

68 

67  741 

1490 

81,9965 

81,2618 

64 

66  261 

1556 

23,4864 

22,6922 

55 

64  695 

1621 

25,0560 

24,2083 

56 

63  074 

1691 

26,8098 

25,9032 

57 

Gl  383 

1759 

28,6561 

27,6873 

68 

59694 

1888 

80,7869 

89,8871 

59 

57  792 

1900 

82,8765 

31,7650 

60 

55  892 

1976 

35,3539 

34.1589 

61 

53  916 

2038 

37,7995 

36,5215 

88 

51 878 

2097 

40,4218 

39,0542 

88 

49781 

8149 

48,1691 

41,7084 

64 

47  632 

2197 

46,1245 

44,5645 

66 

46436 

2246 

49,4883 

47,7822 

—  78 


mm  1 1  f»nt  1 1 

der 

Lebenden 

Sterbenden 

Risiko-Pramie 

66 

43  189 

2802 

53,3006 

61,4982 
66,64M 

i7' 

40887 

9856 

87^ 

68 

88583 

9809 

893iit 

80,1649 

69 

86188 

9489 

67,3069 

65,0306 

70 

88  701 

2452 

72,7576 

70,2971 

71 

81249 

2455 

78,5625 

75,9058 

79 

28  794 

2436 

84,6010 
91,9818 

81,7401 
88,1948 

78 

S8858 

9408 

74 

23  959 

2360 

98,5304 

95,1985 

78 

21699 

9999 

106,4746 

102,8740 

76 

19  298 

9910 

114,5493 

110,6757 

77 

17  088 

9108 

128,1048 

118,9413 

78 

14980 

1989 

189,8097 

197,8865 

79 

12  998 

1848 

149,1767 

137,3678 
149,9101 

80 

11 150 

1780 

155,1570 

9420 

1599 

169,7452 

164,0060 

7821 

1443 

184,5033 

178,2641 

S 

8878 

1984 

198,1819 

191,4794 

84 

6114 

1080 

211,1850 

204,0435 

4084 

896 

222,1120 

214,6010 

AM 

3138 

715 

227,8521 

220,1469 

87 

2428 
18i7 

566 
419 

233,5947 
988J0188 

225,6954 
299,9694 

'89 

I4I8 

844 

984,8884 

^  n  — 

T»lieUe  Tl. 

Binniilige  Primien  Wat  mm  kune  TodaaMwmauiBimmg  ¥i»i  %i 

3V2  7o. 


28 
94 


98 
97 


80^ 

81 

89 

88 

84 

85 


17 
88 
88 
40 
41 
49 
48 
44 
45 
48 
47 
48 
49 
50 
51 


54 
55 
58 
57 
58 
59 
«0 


70,41 
70,06 
69,88 
69,87 
70,21 
70,92 
71,96 
78,96 
74,81 
76,61 
78,61 
80,79 
83,99 
85,84 
88,71 
91,78 
95,01 
9%40 
10^03 
105,88 
110,03 
114,62 
119,80 
126,09 
131,19 
137,76 
145,09 
153,91 
169,11 
171,85 
182,86 
193,62 
205,63 
918^11 
231,32 
245,21 
259,86 
275,39 
991,94 
309,47 
828,04 


121,48 
122,58 
128,88 
125,62 
127,79 
130,42 
188<48 

140,61 
144,73 
149,20 
154,12 
16S^48 
165,31 
171,68 
178,58 
186,09 
194^08 
202,76 
212,09 
222,09 
232,82 
944,18 

9QM* 

269,00 
282,48 
996/79 

:;i9^ 

898,94 

345,36 
863,81 


167,27 
170,14 

11S,4M 

177,22 
181,64 
186,70 
192,39 
198,68 
205,57 
213,05 
221,09 
229,79 
938,90 
248,69 
*J58,93 
269,77 
281,19 
998,95 
305,97 
319,81 
833,27 


tum,'  '80 

ViMl«  TIL 

Jährliohe  Prämien  für  eine  kurze  TodeBMTersiohenuDf  Ton  1000  M» 

3V2  7o. 


yirioi>  10 

SO 
Sl 

6,46 

8,44 

S9 

S8 

64S 

U 

SRI 

6)66 

se 

8,67 

S7 

6^ 

96 

9,02 
9,25 

80 
61 
86 
88 
M 
86 

6,60 

9,78 
10,08 
10,41 
10,77 
11,16 

86 

11,57 

87 

12,00 

88 

12,47 

89 

vir 

12.96 

40 

18JtO 

41 

14,10 

49 

14,75 

43 

15,47 

44 

16,25 
17^ 

46 

46 

16|10 

^ 

1%19 

48 

90,89 

46 

91,73 

60 

98.18 

61 

94^76 

52 

26,45 

68 

28,27 

64 
86 

30,21 
32,27 

66 

84,60 

67 

86,90 

66 

39,60 

69 

42,32 
46,87 

60 

&66 

6,07 
6,90 
#,87 
6,66 

9,80 
10,07 
10,36 
10,70 


11,87 
12,34 
12,87 
13,48 
H06 
14,79 
15,46 
16,3^ 
17,11 
18,04 
19,05 
20.13 
21,29 
92,55 
98,90 
25,39 
27,00 
28,75 
80,64 


6,61 
9,99 
10,19 
10,43 
10,71 
11,04 
11,41 
11,82 
12,27 
12,78 
13,31 
18,91 
14,54 
15,22 
15,96 
16,73 
17,68 
18,48 
19,45 
20,49 
21,69 


—  81  — 

TabeUe  Tm. 
r  eiiM  abgekürzte  Tod66ftllvereiohiinmf 
ym  1090  Itak. 

372%. 


Atur 

JLtnOCM  111 

PtaiodA  10 

fe 

716.69 

687,66 

488,16 

91 

719,50 

687,96 
688,01 

498,76 
494^ 

99. 

719,38 

96 

719,29 

538,18 

496,80 

94 

719,26 

538,49 
686,97 

496,43 
497,83 

96 

719,88 

96 

719,37 

686,60 

429,50 

97 

719,50 

•40,37 

431,41 

96 

719,69 

541,27 

483,56 

96 

719,92 

542,26 

485,94 
416,68 

66 

790,18 

548,40 

81 

^r  • 

720,46 

544,61 

441,64 

69 

720,78 

545,91 

444,38 

88 

721,11 

547,31 

447,63 

84 

721,49 

548,84 

461.16 

85 

721,90 

660,49 

464,93 

66 

722,34 

552,26 

468,97 

67 

722,81 

554.20 

468,30 

86 

KÄß  QA 

86 

723,88 

558,56 

472,88 

40 

794,46 

561,01 

478,14 

41 

725,08 

563,65 

49 

725,72 

566,47 

48 

726,41 

569,51 
572,79 
676,88 

44 

727,15 
797,97 

46 

46 

796,60 

680,19 

47 

729.96 

584,39 

48 

731,15 

588,94 

4» 

732,49 

593,85 
699,10 

60 

783,97 

61 

786,66 

62 

737,26 

68 

739,08 

64 

741.01 

56 
66 

743,06 
746,96 

67 
66 

747,60 
750,08 

66 
60 

752,70 
756,49 

Bv«««fc«r,  Ii  ilwimiliUniiimtiiiiHll 


—  M  — 


TabeUe  IX. 

Jahiiilie  Prämien  liir  eine  abgekünto  TodmMLtmMmmg 

fW  1000  Mark. 


Periode  10 


Periodt  SO 


Mocb  80 


86,74 
86,69 

SMS 
86,64 

86,65 
86,68 
86,74 
86,82 
86,98 
87,03 
87,16 
87,29 
87,44 
87,80 
87,78 
87,97 
88,18 
88,41 

"88yii 

8||I8 
80,48 
89,79 
90.18 
90,50 
90,99 
91,41 
91,97 
98,80 
93,30 
94,06 
94,89 
95,79 
8^f8 
97,80 
98,94 
100,17 
101,49 
108,98 
10M8 


88,87 

89,37 
39,38 
39,41 
89,46 
39,58 
39,63 
39,76 
39,90 

40,44 

40,65 

40,88 

4l,U 

4M1 

41,71 

42,04 

42,40 

43,79 

48J8 

43,68 

44,19 

44,74 

45,84 

48,00 

46,73 

47,55 

48,45 

49,44 

60,18 


84,81 
84,87 
84,84 

25,03 
25,14 
25,88 
9546 

25,66 

25,88 

26,14 

86,41 

96,78 

27,05 

27,40 

27,80 

28,22 

88,69 

29,19 

29,74 

30,34 

80,98 


—  83 


TabeUe  X* 

Werte  der  TorsolitaBgon  Lmbronlen  rm  jihrioh  1  Ifarfc. 


Alter 


81 


87 


81 


84 


87 


40 
41 
48 
48 
44 
46 
48 
47 
48 
48 
50 
Bl 
52 


54 
55 
56 
67 

58 


Periode  10 


8,291 

8,295 

8,298 

8,801 

8,302 

8,301 

8,299 

8,295 

8.988 

8,282 

8275 

8,266 

8,857 

84fi47 

8,236 

8,224 

8,211 

8,197 

8,181 

8,166 

8,148 

8,130 

8,111 

8,091 

8,068 

8,044 

8,017 

7,986 

7,950 

7,911 

7,867 

7,820 

7,770 

7,716 

7,659 

7,598 

7,533 

7,464 

7,390 

7,818 

7,880 


Periode  20 


13,663 
13,663 
18,668 
18,657 
13,648 
13,633 
13,615 
13,592 
18,565 
18,535 
18,502 
18,467 
13,428 
18387 
13,342 
13,293 
13,240 
13,183 
18,191 
13,054 
12,982 
12,904 
12,820 
18,780 
12,633 
12,528 
12,414 
12,290 
18,158 
12,011 
11|866 


.iiiiili 


Periode  30 


17,057 
17,041 
17,081 
16,995 
16,961 
16,920 
16,871 
18,814 
16,761 
16,680 
16,603 
16,520 
16,481 
16,334 
18,880 
16,118 
15,999 
18,871 
15,784 
15,588 


I  ; 


II 


Tabelle  XL 

PtSaimutMrwm  ttt  tb»  nd  SO  Jabr»  ab^ekSnle  T6de8&D> 

▼eiriglnniiijr  von  1000  Mark. 

3V.Vo. 


Beierre 

nach 
Jahren 


1 

8 
4 

i 

T 
8 
8 
10 
11 
18 
18 
14 
18 
18 

18 
18 

tl 


84 


87 


88 


SO 


16,64 
84.08 
88^ 

71,65 
91,98 
113,80 
185,62 
168,80 

18MS 
806,41 

934^68 

880,18 

319,67 
350,13 
381,89 
414,98 
448,80 
485,07 
522,31 
661,11 
601,68 
648,70 
687,76 
733,81 
782,04 
832,60 
886,66 
941,37 
1000,00 


B8itriU8Alt8r 


17,79 
86,41 
66,84 
76,08 
97,10 
118,89 
141,49 
184,90 
189,19 
214,36 
240,45 
267,62 
886,80 
324,72 
354,95 
386,33 
418,88 
468,71 
487,91 
524,57 
562,81 
602,77 
644,68 
888,81 
733,93 
781,83 
832,12 
885,06 
840,80 


80 


18,68 
38,00 
57,96 
78,84 
100,00 
122,07 
144,88 
168,61 
188,88 
218,13 
244,21 
271,14 
299,00 
897,86 
357,77 
388,84 
421,17 
454,80 
488,78 
526,19 
564,03 
603,45 
644,59 
887,88 
732,74 
780,22 
830,31 
883,37 
888,77 
1080,00 


86 


19,48 

39,46 
60,10 
81,38 
108,95 
196,80 
148,96 
179,80 
197,88 
988,78 
248,94 
976,09 
804,18 
333,83 
888,95 
894,19 
426,12 
469,10 
493,98 
698,64 
565,46 
603,85 
643,99 
686,10 
780,48 
777,37 
827,26 
880,60 
937,96 


86  — 


8l8fUiöhkdiBtiiiil  d8B  Dmatmkm  BeUbm  (1971/81)  läf 


AanU  4«r 

Aamaa  te 

Lebeadan 

SicriMiideii 

20 

59  287 

444 

91 

58  843 

474 

22 

58  369 

498 

93 

67  871 

498 

84 

67878 

486 

95 

56  892 

489 

26 

56  410 

483 

27 

55  927 

485 

98 

55442 

481 

99 
80 

54851 

497 

54454 

605 

81 

53  949 

516 

82 

53  434 

696 

83 

52  908 

639 

84 
85 

58888 

554 

61815 

571 

^  36 

51244 

588 

37 

50  656 

607 

.  38 

50  049 

697 

89 

847 

40 

4o  1  lO 

6ß5 

41 

48110 

682 

49 

47  428 

699 

48 

46  729 

719 

44 

48010 

788 

45 

45979 

781 

48 

44  511 

788 

47 

43  728 

809 

48 

42919 

838 

49 

49088 

868 

50 

41298 

886 

51 

40  343 

910 

52 

39  433 

986 

63 

38497 

968 

64 

87584 

880 

55 

86544 

1090 

58 

85  524 

1050 

57 

34  474 

1082 

58 

38399 

1116 

59 

89976 

1153 

60 

81184 

1188 

Alter 

AanU  te 

ftnn"  dar 

Libfdmi 

Sterbendai 

61 

29  935 

1897 

62 

28  708 

1888 

63 

97  448 

188» 

84 

98188 

1337 

65 

24809 

1368 

66 

23  433 

1398 

67 

92037 

1417 

68 

90  690 

1481 

88 

18188 

148i8 

70 

17  750 

1440 

71 

16  010 

1430 

72 

14880 

1419 

73 

18468 

1888 

74 

19085 

1848 

75 

10  743 

1888 

76 

9  454 

1998 

77 

8  228 

1151 

78 

7  077 

1087 

78 

8018 

975 

88 

5  035 

878 

81 

4156 

778 

82 

8  378 

678 

83 

9  700 

880 

84 

8190 

485 

85 

1635 

399 

86 

1236 

319 

87 

917 

251 

88 

666 

192 

89 

474 

144 

90 

888 

105 

• 

•              •  • 

»    •  »Vi 

>  •  » » t  1 

>  #      tt  9 

«         *  1 

»  •  a    »   3  j 

'■^  •••«•« 

*  a       j    "  '* 
•    • «     •  a  *    •  j 

t » 


•  •  •  • 


•  •  1 

•  * 


•  1 

>  j 


.j 


—  86  — 


TaMleXUL 

(Mo.  WI)        der  Deuteohen  BeW»^tertiiol,k,i«^ 

iioii/öl)  liir  liMuiAr. 


Mu.wiId.ilt. 


Ptrioda 


14,9t 

16,541 
16,92 

16,78 
1T,17 
17,66 
18,17 
18,71 
19,99 
19,89 
20,53 
21,19 
21,89 

23,41 
24,23 
26,09 
i6,00 
26,96 
27,97 
f9,03 
30,16 
81,88 
82,68 
88,91 
85,82 
86,84 
38,45 
40,16 
41,96 

60,29 ' 
c2,60  ' 
e6,S2 
67,91 


16,67 
16,00 
16,48 
16,86 
17,32 
17,82 
18,34 
18,90 
19,48 
20,09 
20,74 
21,42 
22,14 
22,89 
23,66 
24,49 
96,86 
26,24 
27,18 
28,16 
20,12 
30,26 
31,40 
32,60 
88,86 
86,19 
86,60 
88,08 
89,64 
4131 
48,06 
44.92 
4^,90 

4e,co 

6134 

68,98 
61,85 
6^,98 


10 


20 


80 


Mu.WI 


D.ltT. 


86,79 
86,74 
86,69 
86,65 
86,64 
06,66 
86,68 
86,74 
86,82 
86,92 
87,03 
87,16 
87,29 
87,44 
87,60 
87,78 
87,27 
88,18 
88,41 
88,65 
88,91 
80,19 
89,48 
89,79 
90,12 
90,50 
9%92 
9Mt 
91,97 
92,60  I 
93,30 
91,06 
9439 
95,79 
96,76 
97,80 
:9634 
100,17 
101,49 
102,93 
104,49 


86,44 
86,55 
86,62 

8H,65 
86,69 
86,76 

86,85 

flu  im 
00,90 

87,09 

87,24 

87,41 

87,59 

87,80 

88,02 

88,26 

88,52 

88,79 

89,07 

89,36 

89.62 

89,99 

9038 

90,72 

91,11 

91,64 
92,01 
92,62 
90,06 

93,63 

94,25 

94,92 

95,64 

9644 

9731 

98,27 

99,84 
100,53 
10136 
103,88 
104,97 
106,77 


39,37 

39,37 

89,88 

39,41 

39,46 

39,53 

39,63 

89,76 

89,90 

40,07 

40,25 

40,44 

40,66 

4038 

41,14 

41,41 

41,71 

42,04 

42,40 

42,79 

43,22 

43,68 

44,19 

44,74 

46,34 

46,00  ! 

46,73  I 

47,55 

48,46 

49,44 

60^63 


I).K.T. 


39,25 

89,38 

39,50 

89,60 

39,72 

3937 

40,04 

40,23 

40,46 

40,68 

40,93 

41,21 

4131 

41,88 

42,17 

42,54 

42,93 

43,34 

43,77 

44,24 

44,73 

45,25 

45,83 

46,45 

47,12 

4735 

48,65 

49,51 

60,44 

51,47 

6M0 


Mu.Wl  D.B.T. 


24,81 

24,37 

24,94 

26,03 

26,14 

25,29 

25,46 

25,66 

25,88 

26,14 

26,41 

26,72 

27,65 

27,46 

27,80 

28,22 

28,69 

29,19 

29,74 

80,84 

80,96 


24,92 

25,11 

25,29 

26,46 

26,67 

26,89 

26,14 

26,42 

26,72 

27,00 

27,40 

27,79 

28,20 

28,65 

29,13 

29,64 

30,19 

30,76 

81,41 

8238 

82,79 


PitttaHmr    WUMit  II  Birita. 


deutsche  YiehveFsieherung 
und  ihre  3^efoFm 


von 


Dr.  phil.  W.  E.  Biermaim, 

1901  —  Preis  M  1.20 


^sseeupanz-Compass. 

JatiFbueh  für  YersiehcFungswesen. 

Qegrimdet  und  hecaiugflgebaii 


von 


OustaT  J.  Wischniowsky^ 

KoBtrollor  der  Östarar.-Ung.  Baidu 
Xni.  Jahrgang  1906  —  PlWli  U6  18.— 
XIV.  Jahrgang  (in  2  Binden)  1906  —  Preis  M  18,- 


Statistik  der  JVCcHFtaUtats-. 
Invaliditäts-  und  JVCoFbilitätsvephältnisse 

M  4«  BmilMq^tnamal  der  DentscheB  BiiABbaluiTerwattuifea 

bearbeitet  von 

G.  Behm. 

1868  bis  1873  —  Preis  M  8.— 

Hierzn  Nachträge: 

1874  und  1875,  1876  —  Preis  je  M,  1.— 
1877,  1878,  1879,  1880,  1881,  1883  —  Preis  je  M  1.20 

1882  —  Prgfa  M  8.^  

Über  DiensrunTahi^ieUs-*  und  SteFbensveFhäUnisse. 

Bearbeitet  von 

Dr.  H.  Zimmermaim. 

Zur  Statistik  von  1884  —  Preis  M  8.— 
Zur  Statistilc  von  1885,  1886,  1887  —  Preis  je  ^  5.~  

Übep  DieRStunfähi$keits-  und  S^epbensveFhaUuitte 

inr  Statistik  von  1888  und  1889 
bearbeitet  von 

Dr.  A.  Zillmen 
Preis  je  Jk  6.— 


   ^  -  -  -  /"*_***-*     !  - 

Versuch  zur  ^Misi^ämi  -  ''  ' 


.  •  •  •• 
•  •  • 


von 


Stcpbliehkeits-  und  InvalÄtifelGelit  SI 


•  • .  •  • 


• 

•  •  • 

•  • 

•  •  • 


*  •  • 


fuF  preussische  JSergleute 

bearbeitet  von  • 

A.  Morgenbesser, 

1882  —  PMis  M  2.— 


•  •  •  •  •  • 

•  •    •  •  • 


?tfla|  YOR  Pittkaniwr  &  wmntiA  U  BvIUl 


?Mrl«l  TW  Pütttaamer  &  Mühlhrecht  in  Berlin. 

Der  ü^isikogewinn 
öl  der  Jitbeiis-  wd  m  der  iRvalidiUts-Yersielierung 

Br.  jphfl.  Fnl  Mastm  B5hMr  und  WUhete  «nskw». 

IM6  —  Pnh  M  . 


X«Kdenzstatistik 
aof  dem  Qebiete  der  Itebensversicherung 

von 

Piml  Schnigftllly  VersicheruogsmathematUier  beim  ^Nordstern''. 

180«  —  Pr#te  M  2.—. 


Infroductioii  &  l'ötude  des  assurtnees 

Kehel  A.  HmieniigUiii. 

Promis  IMurtie:  Ssquinet  tliteriqitflt. 
1906  —  Preis  Ji  8*—. 


Das  6e$eBseUi|keUspFinzip  im  VeraieheFun^swesen 

fetMim  i»  i«r  MmmmMunrng 

Ton 

Br.  Buil  Müllen 

Jäeiträgc  und  Vorschläge 
zum  Problem  der  JCreditversieiieruug 

von 

Br.  E.  Ton  Liebig, 

BesianiBgnmt 

im  —  Prdi  M 


Das  Problem  der  jCreditversicherung 

von 

 .  .  .    .  .%        W.  SeWmmelpfeng. 

!     :  .  •    1887  -  Preis  J6  1.-. 

' :  o  ::rjMveitti»e  VeFsiehepungspoIitik 

•••(mit'b'^so'nJeiFei^^^  der  feuerversiehtniiig) 

\,\  Oslri^r  yon  Samson-Himmelstiem, 

■    *   *     *  *  *    gMcliäfteführeDdem  Dtsektor  dee  LtrlindiwluBi  gtgUMÜigfB 

1904  —  Preis  M  1.—. 


f Htai  TM  fmsaasr  k  Ittlbncht  li  BnBi. 

jMHI  I||IMMI'  SMik^  i^fc. 

f^EB  3.  1933 
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